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Ulrich von Alemann

Der Wandel organisierter Interessen
in der Bundesrepublik

Erosion oder Transformation?

Organisierte Interessen sind allgegenwärtig
im liberal-demokratisch verfaßten politischen
System der Bundesrepublik Deutschland. Von
der losen Bürgerinitiative über den eingetra-
genen Verein, von der umfassenden Einheits-
gewerkschaft über den mächtigen Verband
der Pharmazeutischen Industrie, von der Hu-
manistischen Union bis hin zum ADAC — all
diese Formen von organisierten Interessen
sind der eigentliche Vermittlungsstoff zwi-
schen Mikrobereich des Individuums und
Makroebene der politischen Institutionen.

Ein beweglicher intermediärer Bereich orga-
nisierter Interessen ist geradezu das Kennzei-
chen eines relativ offenen Gesellschaftssy-
stems gegenüber der Geschlossenheit autori-
tärer Regime, für die staatliche Kontrolle aller
gesellschaftlichen Organisationsformen cha-
rakteristisch ist

Der gesamte intermediäre Bereich zwischen
der Lebenswelt des einzelnen und seinen Pri-
märgruppen mit unmittelbarem Kontakt im
Alltag einerseits und dem Bereich politisch-
administrativer Entscheidungen andererseits
umfaßt viel mehr als die organisierten Inter-
essen. Dazu gehören die politischen Parteien
ebenso wie die Massenmedien. Da die öffent-
liche Kommunikation und die ökonomische
Kommunikation in Form der Konsumwer-
bung fast ausschließlich über Massenmedien
vermittelt wird, sind diese neben den Par-
teien und Interessenorganisationen die dritte
Säule des gesamten intermediären Bereichs.

Die Medien können in diesem Beitrag aber
nur am Rande angesprochen werden, und
zwar immer dann, wenn sie für den Wandel
organisierter Interessen bedeutsam sind.
Auch die politischen Parteien, die den organi-
sierten Interessen oft so nahe stehen, daß sie
kaum unterscheidbar werden, sollen hier im
Hintergrund bleiben.
Dabei ist für die politische Entscheidungsbil-
dung gerade das Zusammenwirken von Par-
teien und Verbänden eines der wichtigsten
Charakteristika. Obwohl beide in ihrer histo-

I. Einleitung
rischen Entstehung gemeinsam Kinder der
bürgerlichen Gesellschaft des 19. Jahrhun-
derts sind, obwohl sich ihre Funktionen und
Strukturen auch heute vielfach überlappen1),
werden die Parteien hier in dieser Darstel-
lung abgetrennt, um sich besser auf die Ver-
änderungstendenzen organisierter Interessen
konzentrieren zu können.

) Vgl. Carola Schulz, Der gezähmte Konflikt. Zur
Interessenverarbeitung durch Verbände und Par-
teien, Opladen 1984.
2) Theo Schiller, Interaktionsmuster zwischen Par-
teien, Verbänden und Bewegungen, in: Jürgen
W. Falter/Christian Fenner/Michael Th. Greven
(Hrsg.), Politische Willensbildung und Interessen-
vermittlung, Opladen 1984, S. 496—504.

In den vergangenen zwei Jahrzehnten erleb-
ten wir in der Bundesrepublik einen immer
schnelleren Wechsel von Kristallisationsker-
nen öffentlicher Aufmerksamkeit und von
Anknüpfungspunkten für eine Organisation
von Interessen: Studentenbewegung, Bürger-
initiativen, Selbsthilfegruppen, Frauenbewe-
gung, Friedensbewegung, Volkszählungsboy-
kottbewegung. Etablierte Großorganisationen
wie Gewerkschaften, Parteien oder Sportver-
bände beklagen einen nachlassenden Organi-
sationsgrad; sie erfahren insbesondere einen
Schwund jugendlicher Mitglieder.

Erleben wir hier einen Zerfall der Interpreta-
tions- und Organisationskraft großer Gruppen
und Verbände? Stehen wir vor einer Erosion
des Systems organisierter Interessen? Zerfal-
len die Grundlagen für die Herausbildung fe-
ster Gruppeninteressen, weil sich für eine
wachsende Zahl von Individuen die dauerhaf-
ten und damit organisierbaren Iteressenbil-
düngen verflüssigen und verflüchtigen? Lösen
sich die arbeits- und berufsbezogenen Posi-
tionsbestimmungen durch Strukturkrise und
Strukturwandel der Wirtschaft immer weiter
auf )?2

Damit ist ein erster Fragenkomplex nach der
Erosion der Interessenvermittlung formuliert.
Können aber nicht all diese Tendenzen auch
auf eine normale Transformation hindeuten?
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Ist eine durchaus grundlegende Veränderung
der Organisation von Interessen im Gange,
die aber keineswegs zur Auflösung führen
muß? Sind nicht Bürgerinitiativen, Selbsthil-
fegruppen, ganz allgemein soziale Bewegun-
gen auch organisierte Interessen, nur eben
von einem anderen Typus als etablierte Ver-
bände? Waren nicht manche, wie die Gewerk-
schaften, in ihrer Frühzeit ebenfalls nichts an-
deres als soziale Bewegungen?
Die Hauptfragestellungen des vorliegenden
Beitrages werden sich auf eben diese Wand-
lungstendenzen von Form und Inhalt des Sy-
stems organisierter Interessen richten. Füh-
ren die Wandlungstendenzen zu einer be-
drohlichen Erosion oder zu einer bedeutsa-
men Transformation der Interessenvermitt-
lung? Lösen sich traditionelle Formen der In-
teressenvermittlung auf, etablieren sich neue
Muster der politischen Form? Schwächen die
ökonomischen und ökologischen Krisener-
scheinungen durch Überlastung und Überbe-
anspruchung der politischen und gesellschaft-
lichen Vermittlungsinstrumente die Substanz
des politischen Systems oder ist im Gegenteil
eine Stärkung, eine reinigende, aktivierende,
mobilisierende und motivierende Wirkung
durch die Krisen zu beobachten?

Die Hauptthese dieses Beitrages wird sein,
daß gerade der Wandel der Formen organi-
sierter Interessenpolitik deren hervorragen-
des Kennzeichen ist. Es gibt kein finales Mo-
dell der Interessenvermittlung, sondern durch
deren Widersprüchlichkeit ein schnelles und
sensibles Reagieren auf gesellschaftlichen
Wandel.
Diese Hauptthese soll am Schluß wieder auf-
genommen werden. Zunächst soll der recht
diffuse Begriff „organisierte Interessen" einge-
grenzt, dann ein Überblick der organisierten
Interessen in der Bundesrepublik gegeben
werden, um dem Leser den eigentlichen Ge-
genstand vorzustellen. Schon bei der Über-
sicht der unterschiedlichen Verbandsformen
und -typen wird auf Wandlungstendenzen
aufmerksam gemacht. Im nächsten Schritt
werden anhand von Leitfragen die wichtig-
sten Erklärungsversuche aus der wissen-
schaftlichen Diskussion zur Organisation von
Interessen eingeführt. Danach werden mit
drei Fallbeispielen — Umweltschutz, Informa-
tionsgesellschaft, Parteienfinanzierung —
Veränderungen von Form, Inhalt und Metho-
den organisierter Interessen illustriert Ein
abschließendes Fazit versucht eine Antwort
auf die Eingangsfrage zu formulieren.

II. Der Begriff „organisiertes Interesse“
Organisierte Interessen umgreifen ein breites
Feld, dessen Grenzen nur vage mit der Mikro-
ebene direkter persönlicher Sozialbeziehun-
gen des einzelnen einerseits und der Makro-
ebene formaler politischer Institutionen, aber
auch formaler ökonomischer Organisationen
andererseits abgesteckt werden kann. Der Be-
griff „organisiertes Interesse" ist deshalb wei-
ter als andere verwandte Begriffe wie Ver-
bände, Interessengruppen, pressure groups
usw., weil mit organisierten Interessen zwei
Aktivitätsformen zusammengefaßt werden.
Zum einen ist dies die nach innen gerichtete
Organisation gemeinsamer Interessen (z. B.
eines Sportvereins oder einer sozialen Selbst-
hilfeorganisation), zum anderen die nach au-
ßen gerichtete Organisierung gemeinsamer
Interessen gegenüber anderen Gruppen oder
der politischen Willensbildung (z. B. eine Ge-
werkschaft, ein Berufsverband oder der Mie-
terbund). In der Realität verbinden sich häufig
beide Aktionsformen organisierter Interes-
sen. Ein typisches Beispiel ist der ADAC, der
gleichzeitig Autosportclub, Autofahrerver-
braucherverband, Serviceorganisation und
Autolobby in einem ist.
Die beiden Kernbegriffe Organisation und In-
teresse verkörpern eher unscheinbare Aller-

weltsvokabeln und sind dennoch Schlüsselka-
tegorien der Sozialwissenschaften und insbe-
sondere der politischen Soziologie. „Unsere
Gesellschaft ist eine organisierte Gesell-
schaft"3) — dies stellt die Organisationssozio-
logie fest. „In Organisationen oder in engem
Kontakt mit ihnen verbringt der einzelne als
Mitglied, Klient oder Kunde oder in anderer
Weise Betroffener einen wesentlichen Teil
seines Lebens. In Organisationen wird er ge-
boren, erzogen, gebildet und ausgebildet, ver-
wahrt und umerzogen. Von Organisationen
wird er versorgt, betreut, gestützt und kon-
trolliert. In Organisationen übt er seinen Be-
ruf aus und geht er seiner Arbeit nach, ver-
dient er seinen Lebensunterhalt und macht er
Karriere — oder auch nicht In Organisatio-
nen erfährt er aber auch, was Kooperation
und Konflikt, was Status und Prestige, was
Herrschaft und Abhängigkeit, was Fremd-
und Selbstbestimmung, was Schicht- und
Klassenzugehörigkeit bedeuten." )4

3) Amitai Etzioni, Soziologie der Organisationen,
München 1967, S. 9.
4 Günter Büschges, Organisation und Herrschaft
Reinbek bei Hamburg 1976, S. 14.

Der Allgegenwart von Organisationen wid-
met die Soziologie intensive Aufmerksamkeit

B 49 4



Günter Büschges schlägt folgende Definition
vor: „Organisationen sind von Menschen er-
fundene, zur Verwirklichung spezifischer
Zwecke geschaffene, planmäßig gestaltete,
herrschaftlich verfaßte und relativ dauerhafte
soziale Gebilde mit formalisierten Miglied-
Schaftsbedingungen, Ein- und Austrittsrege-
lungen, arbeitsteilig differenzierten und hier-
archisch oder demokratisch geordneten Posi-
tionen und Rollen, festgelegten Arbeitspro-
grammen, zurechenbaren Aktionen und teils
integrierenden, teils konfligierenden Struktu-
ren und Prozessen."5)

Massing/Peter Reichel (Hrsg.), Interesse und Ge-
sellschaft, München 1977.

Für die Organisationssoziologie ist somit je-
des gewerbliche Unternehmen, jede Verwal-
tung, jede staatliche Institution oder kirchli-
che Körperschaft, jede Armee oder suprana-
tionale Einheit wie die UNO eine Organisa-
tionsform. Dies eröffnet gerade für die Ana-
lyse von Organisation und Herrschaft wich-
tige Querbezüge für alle Grundtatbestände
organisierten Handelns in der Gesellschaft.
Der hier verwendete politikwissenschaftliche
Begriff „organisierte Interessen“ soll indessen
enger gefaßt werden, da nur freiwillige Zu-
sammenschlüsse außerhalb von Erwerbstätig-
keit und von politischen Parteien erfaßt wer-
den sollen. Und er soll den Organisationsbe-
griff weit fassen, denn auch spontane, kurzfri-
stige oder lose verbündete Gruppen (wie so-
ziale Bewegungen) weisen die Grundmerk-
male von Organisation auf.
Auch das „Interesse" ist — anders als so 
bedeutungsschwere politikwissenschaftliche
Grundbegriffe wie Macht, Herrschaft, Demo-
kratie, Frieden oder Konflikt — heute ein
blasses Wort der Alltagssprache und gleich-
zeitig doch ein Schlüsselbegriff der politi-
schen Theorie der Neuzeit. Der bürgerliche
Liberalismus baute auf dieser Grundkategorie
die Rechtfertigung des modernen Kapitalis-
mus auf, wenn Adam Smith verkündete, daß
die „privaten Interessen und Leidenschaften
die Individuen von Natur aus dazu bewegen,
ihr Vermögen in solche geschäftlichen Unter-
nehmungen zu stecken, die in aller Regel für
die Gesellschaft am vorteilhaftesten sind".
Nicht weniger ausdrücklich wird der Interes-
senbegriff in der marxistischen Theorie zum
Ausgangspunkt genommen, wenn Marx und
Engels konstatieren: „Die ökonomischen Ver-
hältnisse einer gegebenen Gesellschaft stel-
len sich zunächst dar als Interessen.“6)

5)Ebd.
) Für Quellennachweise beider Zitate und weitere

Literatur vgl. Ulrich von Alemann, Interessenver-
mittlung in Westeuropa: Die Diskussion um Korpo-
ratismus in der vergleichenden Politik, in: ders./
brhard Forndran (Hrsg.), Interessenvermittlung und
Politik, Opladen 1983, S. 116—142; sowie Peter

Insofern sind Liberalismus und Sozialismus
von Anfang an Interessentheorien, obwohl
natürlich entgegengesetzt gewendet. Wäh-
rend der Liberalismus bis heute versucht, den
Interessenbegriff mit dem Freiheitsbegriff zu 
verbinden, sucht der Sozialismus diese Ver-
bindung mit dem Gleichheitsbegriff. Aber
auch die konservative Theorie, der die ego-
istischen Einzelinteressen suspekt blieben,
entdeckt das „Nationalinteresse“ im außen-
politischen Machthandeln wie auch das „öf-
fentliche Interesse" im oft vorgeblich allge-
meinwohlorientierten innenpolitischen Kon-
flikt.
Eine solche Allgegenwart des Interessenbe-
griffs macht die Definition nicht eben leichter.
Statt einer abschließenden Begriffsbestim-
mung seien daher drei Dimensionen angebo-
ten, die der Interessenbegriff in der Politik-
wissenschaft annimmt:
1. Die individuelle Dimension des Interesses
ist in den Bedürfnissen und Antrieben des
einzelnen Menschen verankert;
2. die materielle Dimension von Interesse ver-
weist auf die Erzielung von Nutzen in der
Interaktion mit anderen;
3. die gesellschaftliche Dimension von Inter-
esse verknüpft die individuellen und kollekti-
ven, materiellen und immateriellen Aspekte
in der Auseinandersetzung mit konkurrieren-
den anderen Nutzenprofilen.
Diese vielfältigen gesellschaftlichen, konflik-
torischen Bezüge des Interessenbegriffs un-
terscheiden ihn vom Bedürfnis, das auf der
individuellen Ebene noch vom Interesse
kaum unterscheidbar bleibt. Charakteristisch
für Interessen ist ihre Vielfalt, Variations-
breite und Widersprüchlichkeit Sie entwik-
keln sich mit gesellschaftlichem Wandel und
bleiben nie statisch stehen.
Zusammenfassend werden hier organisierte
Interessen eingegrenzt auf freiwillig gebil-
dete soziale Einheiten mit einer formalen
Grundstruktur, die individuelle Bedürfnisse
mit materiellem und immateriellem Nutzen
gesellschaftlich verknüpfen und dies inner-
halb der sozialen Einheit verwirklichen oder
gegenüber anderen Gruppen und politischen
Institutionen durch Mitwirkung und Einwir-
kung zur Geltung bringen wollen. Weder al-
lein auf ökonomischen Nutzen gerichtetes
Handeln in gewerbsorientierten Unterneh-
men, noch rein auf Übernahme öffentlicher
Ämter gezielte Aktivitäten in politischen Par-
teien gehören damit zum Bereich organisier-
ter Interessen.
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III. Das Erscheinungsbild organisierter Interessen
Um Aussagen über den Wandel organisierter
Interessen formulieren zu können, kommen
wir nicht umhin, zunächst das gesamte Er-
scheinungsbild organisierter Interessen in
der Bundesrepublik kurz Revue passieren zu 
lassen. Dieses Bild kann sicher nur mit eini-
gen wenigen Strichen skizziert werden, denn
der gesamte Bereich ist ein so weites Feld,
daß eine umfassende, grundrißartige Gesamt-
darstellung, wie sie für das Parteiensystem
vorliegt7), kaum leistbar ist. Einen zuverlässi-
gen Einblick liefern aber besonders die bei-
den gut zugänglichen Einführungen von
Klaus von Beyme, der mehr international ver-
gleichend arbeitet, und von Jürgen Weber,
der sich auf die Bundesrepublik konzentriert,
sowie der vergleichende Überblick von Jür-
gen Hartmann8).

7 Richard Stöss (Hrsg.), Parteien-Handbuch. Die
Parteien der Bundesrepublik Deutschland 1945—
1980, zwei Bände, Opladen 1983/84.
8) Klaus von Beyme, Interessengruppen in der De-
mokratie, München 1980; Jürgen Weber, Interes-
sengruppen im politischen System der Bundesrepu-
blik Deutschland, Stuttgart 1977; Jürgen Hartmann,
Verbände in der westlichen Industriegesellschaft,
Frankfurt 1985.
9) Vgl. dazu Klaus von Beyme (Anm. 8), S. 64 ff., und
Jürgen Weber (Anm. 8), S. 71 ff.; sowie die intensive
Fallstudie von Peter Raschke, Vereine und Verbän-
de. Zur Organisation von Interessen in der Bundes-
republik Deutschland, München 1978, S. 35 ff.

Um einen so heterogenen Gegenstand wie
die organisierten Interessen in den Griff zu
bekommen, bedarf es einer klaren Typologie.
Hier beginnen allerdings große Probleme, da
die Klassifikation von Interessenorganisatio-
nen zu den umstrittensten Fragen des ganzen
Forschungsbereichs gehört. Insbesondere
wird eine Fülle von Zweiteilungen zur Unter-
scheidung angeboten: öffentlich/privat, infor-
mell/formell, wirtschaftlich/ideell, verfaßt/
frei gebildet, hierarchisch/horizontal ).9

Zur Gewinnung von Typologien werden vier
Kriterien besonders häufig eingesetzt:
— die Art von Interessen (z. B. wirtschaftlich-
ideell);
— die Organisation von Interessen (z. B. nach
Organisationsgrad: formell/informell; nach
Organisationsebene: lokal/zentral; nach Or-
ganisationsform: privat/öffentlich-rechtlich);
— die historische Genese von Interessen (vor-
industrielle, industrielle, nachindustrielle Pe-
riode von organisierten Interessen);
— die Handlungsfelder von Interessen in der
Gesellschaft (Bereich Ökonomie, Politik, Kul-
tur usw.).

Zweifellos gibt es keine endgültige Aufglie-
derung organisierter Interessen nach objekti-
ven Kriterien. Es wird auch kaum möglich
sein, die methodisch strengen Regeln einer
klassifikatorischen Typologie — umfassend
und widerspruchsfrei, so daß sich jede Einheit
zweifelsfrei zuordnen läßt — einzuhalten.
Die Entscheidung für eine Typologie richtet
sich deshalb nach pragmatischen Gesichts-
punkten und nach Arbeitsinteressen. Die hier
vorgeschlagene Typologie orientiert sich an
fünf gesellschaftlichen Teilbereichen und
Handlungsfeldern (s. u.), denn die in diesem
Beitrag zu behandelnde Frage nach Verände-

Typologie von organisierten Interessen
nach Handlungsfeldern

1. Organisierte Interessen im Wirt-
schaftsbereich und in der Arbeitswelt
— Unternehmer- und

Seibständigenverbände
— Gewerkschaften
— Konsumentenverbände

2. Organisiserte Interessen im
sozialen Bereich
— Sozialanspruchsvereinigungen

(z. B. Blindenverein)
— Sozialleistungsvereinigungen

(z. B. Wohlfahrtsverbände)
— Selbsthilfegruppen

(z. B. Anonyme Alkoholiker)

3. Organisierte Interessen im
Bereich Freizeit und Erholung
— Sportvereine und -verbände
— Geselligkeits- und

Kommunikationsvereine

4: Organisierte Interessen im
gesellschaftspolitischen Bereich
— politische Vereinigungen

(z. B. Humanistische Union,
amnesty international)

— public-interest-groups
(z. B. für Umwelt, Frieden,
Frauenemanzipation usw.)

5. Organisierte Interessen im Bereich von
Religion, Kultur und Wissenschaft
— Kirchen, Sekten
— Wissenschaftliche Vereinigungen
— Bildungswerke, Kunstvereine
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rungen in der Interessenvermittlung wird
später die Antworten gerade im gesellschaft-
lichen Wandel suchen. Einzelne dieser Ver-
änderungstendenzen können bereits im fol-
genden Überblick angezeigt werden.

1. Organisierte Interessen im Bereich von
Wirtschaft und Arbeitswelt

Die Grundlage menschlicher Existenz ist die
Arbeit. Entsprechend bilden die Verbände der
Wirtschaft und des Arbeitslebens die wichtig-
ste Gruppe organisierter Interessen. Sie wer-
den hier nach drei Gesichtspunkten unter-
schieden, nämlich in Unternehmer- und Selb-
Ständigenverbände, Gewerkschaften und
Konsumentenverbände. Die Forschungslage
ist hier sehr uneinheitlich. Am wenigsten
sind die Unternehmerverbände bearbeitet, et-
was besser ist die Lage bei einzelnen Selb-
Ständigenverbänden, wie etwa der Bauern
oder der Ärzte; wenig ist auch über die aller-
dings nur marginal bedeutsamen Konsumen-
tenvereinigungen veröffentlicht. Dagegen ist
die Literatur über die Gewerkschaften so um-
fassend, daß sie für sich eine Bibliothek füllen
kann.
Unternehmer- und Seibständigenverbände
vertreten die wirtschaftlichen Interessen ih-
rer Mitglieder gegenüber Staat und Gesell-
schaft, insbesondere gegenüber den Tarifpar-
teien. Während international höchst unter-
schiedliche Organisationsformen ) existie-
ren, dominiert in der Bundesrepublik eine drei-
fache Struktur der Interessenorganisation:

10

a) Die Wirtschaftsverbände der Unterneh-
men und Selbständigen

Unter ihnen ragt der einflußreiche Bundes-
verband der Deutschen Industrie (BDI) her-
aus, der über den größten Apparat verfügt
und als Dachverband alle Branchenverbände
des produzierenden Gewerbes zusammen-
schließt. Die organisierten Interessen des
Handwerks sind zum größten Teil in der
»Bundesvereinigung der Fachverbände des
Deutschen Handwerks“ vereinigt. Die 15 re-
gionalen Bauernverbände sind im „Deutschen
Bauernverband“ zusammengeschlossen. Der
»Bundesverband der freien Berufe“ organisiert
35 Mitgliederverbände, darunter allein acht
Ärzteverbände wie die „Kassenärztliche Bun-
desvereinigung" 11).

1975; Frieder Naschold, Kassenärzte und Kranken-
versicherungsform, Freiburg 1967; Helmut Wiesen-
thal, Die konzertierte Aktion im Gesundheitswe-
sen. Ein Beispiel für Theorie und Praxis des moder-
nen Korporatismus, Frankfurt 1981.
12) Hermann Adam, Der Einfluß der Industrie- und
Handelskammern auf politische Entscheidungspro-
zesse, Frankfurt 1979.
13) Walter Simon, Macht und Herrschaft der Unter-
nehmerverbände BDI, BDA und DIHT, Köln 1976;
sowie Carola Schulz (Anm. 1).

10)Jürgen Hartmann (Anm. 8), S. 76 ff.
11) Am aktuellsten zum Gesamtkomplex sind die

Passagen bei Jürgen Hartmann (Anm. 8); im einzel-
nen siehe auch Heidrun Abromeit, Unternehmer-
verbände, in: Manfred G. Schmidt (Hrsg.), Westli-
che Industriegesellschaft, München 1983, S. 454—
461; Onno Poppinga, Bauern und Politik, Frankfurt

b) Die Kammern
Als Quasi-Interessenorganisationen können
neben den Branchen- und Fachverbänden die
Kammern gelten (75 Industrie- und Handels-
kammern, 45 Handwerkskammern, 10 Land-
wirtschaftskammern sowie Kammern der An-
wälte und Ärzte), denn durch ihren öffentlich-
rechtlichen Charakter mit Zwangsmitglied-
schaft weisen sie nicht das Definitionsmerk-
mal der Freiwilligkeit auf. Sie nehmen beson-
ders regionale Aufgaben der Strukturförde-
rung, der Berufsausbildung und der Berufsauf-
sicht wahr. Ihre Dachverbände, z. B. der Deut-
sche Industrie- und Handelstag (DIHT), sind
allerdings freie Verbände, die daher auch
überregional ohne die öffentlich-rechtlichen
Bindungen auftreten können ).12

c) Die Arbeitgeberverbände
Als Arbeitgeberverbände (Dachverband ist
die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände, BDA) nehmen die Unterneh-
mer ihre Aufgabe in der Tarifpolitik gegen-
über den Gewerkschaften wahr. Die dreifache
Organisationsstruktur von Unternehmerver-
bänden mit einem kaum überschaubaren Un-
terbau aus Regional-, Fach- und Branchenver-
bänden stattet diese mit einer außerordent-
lich breiten und ressourcenstarken Organisa-
tionsmacht aus. Diese wird allerdings noch
dadurch verstärkt, daß die kollektive Aktion
über einen Verband für den einzelnen Unter-
nehmer nur eine seiner Möglichkeiten dar-
stellt. Während der abhängig Beschäftigte
kaum anders als organisiert seine Ziele
durchsetzen kann, realisiert der Unternehmer
seine Interessen primär über den Markt oder
über direkten politischen Zugang bei starker
Marktmacht13).
Wandlungstendenzen der Organisationsform
von Unternehmer- und Selbständigenverbän-
den sind kaum zu beobachten. Der Organisa-
tionsgrad ist weiterhin sehr hoch, die Einfluß-
nahme über klassische Kanäle der Interessen-
politik auf Regierung und Verwaltung be-
trächtlich.
Die Gewerkschaften und die weiteren Ver-
bände von abhängig Beschäftigten bilden den
interessenpolitischen Gegenpart zu den Un-
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ternehmerverbänden. Allerdings ist die Sicht-
weise von den gleichstarken „Sozialpartnern“
verkürzt, denn aufgrund der doppelt stärke-
ren Ressourcen als Unternehmerverbände
und als Investoren sind die Interessen der
Kapitalseite im privatwirtschaftlich organi-
sierten System immer den Gewerkschaften
überlegen 14). Im bedeutendsten Block der Ar-
beitnehmerorganisationen, dem Deutschen
Gewerkschaftsbund (DGB), gilt das Prinzip
der Einheitsgewerkschaft unabhängig von
parteipolitischer Orientierung und vom ar-
beitsrechtlichen Status (Arbeiter, Angestellte,
Beamte) sowie das Industrieverbandsprinzip,
d. h. eine Organisation für alle in einem Wirt-
schaftsbereich abhängig Beschäftigten. Die 17
Einzelgewerkschaften des DGB organisierten
1984 etwa 7,66 Mio. Erwerbstätige, was einer
Organisationsquote von einem Drittel der Er-
werbstätigen entsprach, die größte Einzelge-
werkschaft, die IG-Metall, wies alleine fast
2,5 Mio. Mitglieder auf. Tariffähig sind allein
die Einzelgewerkschaften; der DGB fungiert
als Dachverband ohne diese für eine Gewerk-
schaft entscheidende Kompetenz14).

14) Claus Offe/Helmut Wiesenthal, Two Logics of
Collective Action, in: Political Power and Social
Theory, I (1980), S. 67 ff.
15) Einen guten jüngeren Überblick bieten Siegfried
Mielke/Fritz Vilmar, Bundesrepublik Deutschland,
in: Siegfried Mielke (Hrsg.), Internationales Ge-
werkschaftshandbuch, Opladen 1983, S. 337—384.
16) Die Organisationsproblematik wird besonders
angesprochen bei Wolfgang Streeck, Gewerk-
schaftliche Organisationsprobleme in der sozial-
staatlichen Demokratie, Königstein 1981; Josef
Esser, Gewerkschaften in der Krise, Frankfurt 1982;
sowie Carola Schulz (Anm. 1); und Ulrich von
Alemann, Gewerkschaftliche Interessen und Poli-
tik, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 33 (1982) 5,
S. 286—295.

Neben dem DGB existieren noch einzelne
Gewerkschaften, die das Prinzip der Einheits-
gewerkschaft für Berufsgruppen oder weltan-
schauliche Bekenntnisse durchbrechen, dar-
unter besonders der Deutsche Beamtenbund
(DBB, 0,79 Mio. Mitglieder), die Deutsche An-
gestelltengewerkschaft (DAG, 0,49 Mio. Mit-
glieder) und der Christliche Gewerkschafts-
bund (CGB, 0,30 Mio. Mitglieder, jeweils
1984).
Die Mitgliedschaft des DGB war in den letz-
ten Jahren leicht rückläufig, was zum großen
Teil auf den Rückgang der Erwerbstätigen-
zahlen zurückzuführen ist. Dem DGB ist es
allerdings kaum in Ansätzen gelungen, Ar-
beitslose zu organisieren. Außerdem machen
sich zunehmende strukturelle Schwierigkei-
ten, insbesondere bei der Organisierbarkeit
von Jugendlichen, bemerkbar16).
Konsumentenverbände spielen in der Bun-
desrepublik nur eine recht marginale Rolle,

da die Dachorganisation (.Arbeitsgemein-
schaft der Verbraucherverbände") kaum ei-
gentliche Konsumenten direkt organisiert
und die „Verbraucherzentralen" in den Städ-
ten stark von staatlichen Zuwendungen ab-
hängig sind. Allein das spezielle Segment der
Mieterverbände kann auf eine erfolgreichere
Organisation von Interessen im Konsumen-
tensektor verweisen. Auch der Bund der
Steuerzahler macht zwar häufig publizistisch
auf sich aufmerksam, kann aber seinen umfas-
senden Titel kaum durch Massenmitglied-
schaft rechtfertigen17).

2. Organisierte Interessen im sozialen Be-
reich

Die freiwillig zusammengeschlossenen orga-
nisierten Interessen im Sozialbereich zeigen
drei Formen, da sie zum einen als Betroffene
Sozialleistungsansprüche beim Staat geltend
machen, zum zweiten als Großorganisationen
Sozialleistungen für andere erbringen oder
ergänzen und zum dritten als Selbsthilfegrup-
pen autonom zu lösen versuchen.
Die Sozialanspruchsvereinigungen organisie-
ren Betroffene wie körperlich Behinderte
(Blinde, Gehörlose usw.), demographisch be-
nachteiligte Gruppen (z. B. alte Menschen,
Verband alleinstehender Mütter usw.) oder
politische Betroffene, besonders durch
Kriegsfolgeschäden (Vertriebene, Flüchtlinge,
Kriegsgeschädigte, politisch, rassisch, religiös
Verfolgte usw.). Der Organisationsgrad dieser
Vereinigungen ist in den letzten Jahren, auch
aus demographischen Gründen, eher rückläu-
fig 18).
Die Sozialleistungsvereinigungen bilden mit
dem Kern der großen Wohlfahrtsverbände
(Arbeiterwohlfahrt, Caritasverband, Deut-
scher Paritätischer Wohlfahrtsverband, Deut-
sches Rotes Kreuz, Diakonisches Werk, Zen-
tralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutsch-
land) einen dominierenden Block mit fast
400 000 hauptberuflichen Mitarbeitern. Sie
formieren sich in der Bundesgemeinschaft
der Freien Wohlfahrtspflege, die in wichtigen
Segmenten der Sozialpolitik im Rahmen des
Subsidiaritätsprinzips eine eingespielte ko-
operative Bindung mit staatlicher Absiche-

17 ) Heribert Schatz, Verbraucherinteressen im poli-
tischen Entscheidungsprozeß, Frankfurt 1984; Bern-
hard Wanders, Zwischen Dienstleistungsunterneh-
men und politischer Protestbewegung. Mieterorga-
nisationen in der Bundesrepublik, Diss., Universität
Duisburg 1982.
18) Vgl. z. B. Max Wambach, Verbändestaat und
Parteienoligopol. Macht und Ohnmacht der Ver-
triebenenverbände, Stuttgart 1971; Wolf Donner,
Die sozial- und staatspolitische Tätigkeit der
Kriegsopferverbände, Berlin 1960.
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rung geschaffen hat Trotz ihrer Bedeutung
blieben die Sozialleistungsvereinigungen
lange in der „Grauzone wissenschaftlicher
Forschung" ). Erst in jüngerer Zeit haben sich
Verbändeforscher intensiver mit dieser fest-
gefügten Struktur organisierter Interessenpo-
litik kritisch auseinandergesetzt

19

20).

23) Vgl. Jugendwerk der Deutschen Shell (Hrsg.),
Jugend '81. Lebensentwürfe, Alltagskulturen, Zu-
kunftsbilder, Opladen 1982, Bd. 1, S. lOOff.
24) Heinz Ulrich Brinkmann, Public Interest Groups
im politischen System der USA Opladen 1984.
25) Klaus von Beyme (Anm. 8), S. 87.

Die jüngeren sozialen Selbsthilfegruppen (Dro-
genabhängige, Obdachloseninitiativen, An-
onyme Alkoholiker usw.) müssen nicht selten
ihren Spielraum gegen die Interessen der eta-
blierten Wohlfahrtsverbände durchzusetzen
versuchen. Diese Selbsthilfegruppen sind ein
neues Element lose organisierter Interessen
im sozialen Sektor. Ihre Zahl ist in den letzten
Jahren deutlich angestiegen. Ob dieser Zu-
wachs von Dauer ist, kann allerdings schwer
vorausgesagt werden21).

3. Organisierte Interessen im Bereich Frei-
zeit und Erholung

In vielen Verbändestudien zählt der Bereich
von Freizeit und Erholung nicht zum System
der Interessenorganisationen, da hier die po-
litische und gesellschaftliche Auswirkung
fehle. Die „unpolitischen“ Freizeitvereine, ob
als Deutscher Sportbund mit ca. 15 Mio. Mit-
gliedern der größte Verband überhaupt, als
.Deutscher Sängerbund" (ca. 1,5 Mio. Mitglie-
der) oder als Jugendverband, Pfadfinder,
Schützenbund, Philatelisten öder Brieftauben-
züchter, — sie alle eint ihre hohe Mitglieder-
zahl und die geringe Intensität der Mitglie-
derinteressen an der allgemeinen Vereinspo-
litik22). Ihre politische Funktion ist dabei
zweitrangig, aber zweifelslos immer präsent:
so z. B. sicher in der Sportpolitik, offensicht-
lich in der Kommunalpolitik, langfristig aber
wohl am intensivsten über die indirekte prä-
gende Wirkung von politischer Sozialisation.
Mit dem größten Anteil jugendlicher Mitglie-
der greifen diese Verbände nämlich gewollt
und ungewollt einschneidend in die Werte-
vermittlung der jugendlichen Sozialisation in

19) Rudolph Bauer, Wohlfahrtsverbände in der Bun-
desrepublik, Weinheim 1978, S. 6.
20) Rolf G. Heinze/Thomas Olk, Die Wohlfahrtsver-
bände im System sozialer Dienstleistungsproduk-
tion, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und So-
zialpsychologie, 33 (1981), S. 94—114.
21) Wolfgang Beywl/Helmut Brombach, Neue
Selbstorganisationen — Zwischen kultureller
Autonomie und politischer Vereinnahmung, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/84, S. 15-—29;
Rolf G. Heinze/Thomas Olk, Selbsthilfe, Eigenar-
beit, Schattenwirtschaft, in: Frank Benseler/Rolf G.
Heinze/Arno Klönne (Hrsg.), Zukunft der Arbeit,
Hamburg 1982, S. 13—29.
) Hier ist die vertiefende Literatur besonders
spärlich; einführend: Jürgen Weber (Anm. 8),
S. 148ff.

der Adoleszenz- und in der Postadoleszenz-
phase ein. Ob entscheidende Jahre des Ju-
gendlichen in einem ländlichen Schützenver-
ein oder in einer städtischen Rockgruppe, in
der Pfadfindergruppe oder in einem Fußball-
club verbracht werden, hat zweifellos be-
trächtliche Auswirkungen auf das politische
Bewußtsein. Neuere Forschungen haben im-
mer wieder eindringlich aufgezeigt, wie ent-
scheidend für die Ausformung des politischen
Weltbildes nach und mit der Familie die übri-
gen unmittelbaren Milieugruppen sind23).
Freundeskreise und Vereinsleben üben einen
so starken Einfluß in der politischen Soziali-
sation aus, daß alle Anstrengungen der politi-
schen Bildung in Schule, Weiterbildung oder
auch durch die Medien diesen nur schwer
aufwiegen können. Der Wandel zu einer
„Freizeitgesellschaft“ — freiwillig durch Ar-
beitszeitverkürzung oder Aussteigen und un-
freiwillig durch Arbeitslosigkeit — wird die
Bedeutung des Erholungsbereiches weiter
steigern. Die traditionellen Vereine konkur-
rieren hier allerdings immer spürbarer mit
dem Freizeitangebot der neuen Medien.

4. Organisierte Interessen im gesellschafts-
politischen Bereich

In traditionellen Verbändestudien werden die
Interessenorganisationen des gesellschaftspo-
litischen Bereiches, meist gemeinsam mit de-
nen von Kultur und Religion, als „ideelle För-
dervereine" recht stiefmütterlich behandelt
Hier hat der deutlichste Wandel des letzten
Jahrzehnts im Bereich organisierter Interes-
sen stattgefunden, handelte es sich bisher
doch eher um eine Restkategorie, wo be-
stimmte politische Anliegen außerhalb von
Parteien eine Organisationsform fanden.
Dazu zählen z. B. die „Humanistische Union“,
das „Kuratorium Unteilbares Deutschland“,
der „Deutsche Rat der Europäischen Bewe-
gung" oder die „Deutsche Liga für Menschen-
rechte".
Mit den gerade in den USA seit den sechziger
Jahren expandierenden „public interest
groups" hat sich ein neuer Begriff etabliert24).
Er meint Gruppen, die „ein kollektives Gut
verfolgen, dessen Erreichung der Mitglied-
schaft der Organisationen keinen persönli-
chen Vorteil bringt"25). Damit ist ein weiter
Bereich neuer sozialer Bewegungen ange-
sprochen — im Umweltschutz, im Bildungsbe-
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reich, als Frauen- oder Friedensbewegung —,
die alle zweifellos auch Grundelemente von
Organisation aufweisen und insofern der hier
gewählten Eingrenzung entsprechen. Gerade
durch sein schnelles Wachstum und seine ra-
schen Wandlungen kann der gesamte Bereich
sozialer Bewegungen mit politisch-gesell-
schaftlichen Zielen kaum adäquat dargestellt
werden. Die Literatur ist hier allerdings
schnell nachgewachsen mit zahlreichen Dar-
stellungen und vielen vorläufigen Analy-
sen ).26

5. Organisierte Interessen im Bereich von
Religion, Kultur und Wissenschaft

Auch diese letzte Kategorie ist außerordent-
lich heterogen. Viele sträuben sich gegen die
Vorstellung, die Kirchen unter die organisier-
ten Interessen zu subsumieren, da sie gerade
in der Bundesrepublik einen eigenen, privile-
gierten Rechtsstatus haben. In anderen Län-
dern, besonders in den USA, ist man hier viel
unbefangener27). Dennoch kann nichts Diskri-
minierendes darin gesehen werden, den frei-
willigen Zusammenschluß von Gläubigen ei-
ner Konfession oder Religion zur Ausübung
ihres Ritus und zur gesellschaftlich-politi-
schen Wirkung hier einzubeziehen. Der be-
merkenswerteste Wandel, der vor Jahrzehn-
ten bei ständig nachlassender Kirchgangshäu-
figkeit kaum vorhergesagt wurde, betrifft in
diesem Zusammenhang die neue Aktivität
und Attraktivität freier kirchlicher Aktions-
formen bei den katholischen und besonders
den evangelischen Kirchentagen, die ja nicht
direkt von den Amtskirchen getragen wer-
den. Das Bündnis mit neuen sozialen Bewe-
gungen für Umweltschutz, Frieden, Dritte
Welt oder Frauenfragen hat gerade Jugendli-
che so stark engagiert, daß diese Artikula-
tionsform mit zu den deutlichsten Wand-
lungstendenzen im Feld organisierter Interes-
sen gezählt werden muß.

26) Vgl. besonders Karl-Werner Brand/Detlef Büs-
ser/Dieter Rucht, Aufbruch in eine andere Gesell-
schaft. Neue soziale Bewegungen in der Bundesre-
publik, Frankfurt 1983; Joachim Raschke, Soziale
Bewegungen. Ein historisch-systematischer Grund-
riß, Frankfurt 1985; und die Beiträge in Jürgen
W. Falter/Christian Fenner/Michael Th. Greven
(Hrsg.) (Anm. 2).
27) Klaus von Beyme (Anm. 8), S. 83 f.; siehe auch
Jürgen Weber (Anm. 8), S. 153 ff.

28) Klaus von Beyme (Anm. 8), S. 91; Jürgen Weber
(Anm. 8), S. 157 ff.

Die wissenschaftlichen Vereinigungen beste-
hen zum einen aus den akademischen Fach-

verbänden aller wissenschaftlichen Einzeldis-
ziplinen, insofern es sich nicht um Berufsver-
bände handelt Dazu zählen z. B. die „Deut-
sche Gesellschaft für Physikalische Medizin“
oder die „Deutsche Vereinigung für Politische
Wissenschaft". Darüber hinaus bestehen sie
aus übergreifenden Fördervereinigungen der
Wissenschaft wie z. B. dem „Stifterverband
der Deutschen Wissenschaft" oder auch regio-
nalen Fördervereinigungen wie dem „Frank-
furter Verein für Geschichte und Landeskun-
de" oder speziellen Verbänden wie der „Deut-
schen Hegelgesellschaft“. Daneben existiert
noch ein weiter Bereich kultureller und bil-
dungsorientierter Gesellschaften, wozu die
Vereine für Kunst Musik, Theater, Museum
und Literatur, der Familienkunde oder der
Pflege des Esperanto zählen.
Wie bei den übrigen „public interest groups"
läßt sich der Einsatz für allgemeine, ideelle
Ziele, die Förderung eines öffentlichen Guts,
häufig nur schwer von eigenen Nutzenerwä-
gungen durch das auch selbstgenutzte Thea-
ter oder Museum trennen. Die Uneigennüt-
zigkeit von ideellen Förderverbänden in Poli-
tik und Gesellschaft, Religion und Kultur ist
also immer relativ, da die ideellen Ziele sel-
ten völlig frei von persönlichen Interessen
sein können.
Abschließend zu diesem Überblick über das
gesamte Spektrum organisierter Interessen in
der Bundesrepublik muß noch betont werden,
daß die übrigen „politischen Verbände“, also
Vereinigungen von Gebietskörperschaften,
wie z. B. der Deutsche Städtetag oder der
Deutsche Städte- und Gemeindebund, in die-
sen bewußt nicht einbezogen wurden28), da
ihnen das Element des freien Eintritts und
Austritts völlig fehlt. D. h. allerdings nicht,
daß diese Verbände nicht ebenso als „Interes-
senten" in der politischen Willensbildung auf-
treten und ihre Ziele durchzusetzen ver-
suchen. Dieser Interessenbezug gilt aber
für Parteien, Parlamente und Regierungen
ebenso.

IV. Leitfragen und Erklärungsversuche
Eine systematische Abhandlung der organi-
sierten Interessen in der Bundesrepublik

müßte nach dem Überblick der fünf Felder
von Gesellschaftsbereichen, nach denen die
Gesamtheit von Interessenorganisationen ge-
ordnet wurden, nun die Leitfragen und Erklä-
rungsversuche der Forschung ausbreiten.
Eine solche breite Entfaltung der Theoriedis-
kussion ist hier nicht möglich. Die Spann-
weite der Debatte soll aber mit der Formulie-
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Leitende Erklärungsansätze der Organisation von Interessen

primäre Analyseeinheit
Individuen

Analyseperspektive

Gruppen

Interessen-
Formierung

Wandlungstendenzen
von Interessen-
organisationen

1. Pluralismus 2. neue politische
Ökonomie

3. Korporatismus 4. Post- •
Industrialismus/
Postmaterialismus

rung der vier wichtigsten Leitfragen angeris-
sen werden:
1. Wie entstehen, entwickeln sich, vergehen
Interessenorganisationen? Dies ist die Frage
nach der Genese organisierter Interessen in-
nerhalb der Gesellschaft in historischer und
auch prognostischer Perspektive.
2. Wie arbeiten Interessenorganisationen in-
tern? Dies ist die Frage nach der Struktur-von
organisierten Interessen, nach innerverband-
licher Demokratie, nach dem Verhältnis von
Basis, Funktionärsapparat und Führungsspit-
ze, nach der Streitfrage um das „eherne Ge-
setz der Oligarchie" in Organisationen.
3. Wie agieren Interessenorganisationen nach
außen? Dies ist die Frage nach der Strategie,
den Methoden und dem politischen Instru-
mentarium von organisierten Interessen, die
auch die verschiedenen Adressaten des Ein-
flusses — Konkurrenzverbände, öffentliche
Meinung, Parteien, Parlamente, Verwaltun-
gen, Regierungen, Gerichte — einschließt.
4. Welchen Beitrag leisten organisierte Inter-
essen zur Legitimation, Überlebensfähigkeit
und Veränderung eines politischen Systems?
Dies ist die Frage nach der Funktion von In-
teressenorganisationen für Gesellschaft und
Politik, eine Frage, die keineswegs nur an
der Stabilitätsproblematik orientiert werden
muß.
Alle diese vier Leitfragen — nach der Genese,
Struktur, Strategie und Funktion von organi-
sierten Interessen — werden seit dem Beginn
der systematischen und empirischen politi-
schen Soziologie um die Jahrhundertwende
differenziert zu beantworten gesucht — mit
unterschiedlichem Erfolg und höchst abwei-
chenden Ergebnissen.
Die leitenden Erklärungsansätze für die Be-
dingungen der Organisation von Interessen
sollen hier durch zwei Dimensionen über-
sichtlich zu gliedern versucht werden. Zu-
nächst einmal werden die Erklärungsansätze
nach der primären Analyseeinheit, die einmal
von Gruppen und zum anderen von Indivi-
duen vorrangig ausgeht, unterschieden. Dann

werden die Erklärungsansätze nach der pri-
mären Analyseperspektive der Forschung un-
terteilt, d. h., es wird gefragt, ob sie mehr die
Bedingungen für die Formierung von Interes-
senorganisationen oder aber mehr die Wand-
lungstendenzen und Entwicklung von organi-
sierten Interessen in den Vordergrund stellt.
Aus den beiden dichotomen Dimensionen er-
gibt sich damit eine übersichtliche Vier-Fel-
der-Tafel, wie sie oben wiedergegeben ist
Natürlich hat dieses Schema nur heuristi-
schen Wert und keinesfalls theoretisch erklä-
rende Qualität. Es will nicht mehr und nicht
weniger als eine gewisse Ordnung für die lei-
tenden Erklärungsansätze in der Interessen-
organisationsforschung vorschlagen. Mit die-
sem Schema kann man illustrieren, daß unter-
schiedliche Berührungspunkte zwischen den
Theorien der Interessenorganisation beste-
hen. Außerdem kann man damit anzeigen,
daß die Theorien des Korporatismus (Feld 3)
und des Postindustrialismus (Feld 4) besser
als die beiden anderen in der Lage sind, die
jüngeren Wandlungstendenzen zu erklären.

1. Pluralismus: die Gruppentheorie
der Interessenformierung

Die Pluralismustheorie ist seit ihren Anfän-
gen zu Beginn dieses Jahrhunderts in
Deutschland (Otto von Gierke), USA (Arthur
Bentley) und Großbritannien (Harold Laski)
eine Gruppentheorie gewesen, die sich gegen
die vorherrschende konservativ geprägte
Staatstheorie wandte29). In ihrer radikalen
Form ist sie anti-etatistisch und damit fast
anarchistisch, da sie dem Staat kein Privileg
des Herrschaftsmonopols mehr zuerkennt
Der Staat sei arbeitsteilig nur eine Gruppe,
ein kollektives Aggregat unter mehreren und
neben anderen.

29) Den besten Überblick bietet weiterhin Hans
Kremendahl, Pluralismustheorie in Deutschland,
Leverkusen 1977; vgl. auch Peter Massing/Peter
Reichel (Anm. 6); sowie Peter Massing, Interesse
und Konsensus, Opladen 1979.
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Der seit den fünfziger Jahren besonders in
der Bundesrepublik ausgeprägte „Neopluralis-
mus" versuchte einen Mittelweg zwischen der
Dominanz des Staates in der Repräsentations-
theorie und seiner Einordnung in die Gesell-
schaft bei den pluralistischen Gruppentheore-
tikern einzuschlagen. Der von Ernst Fraenkel
geprägte Neopluralismus ging davon aus, daß
dem flexiblen „Kräfteparallelogramm" der ge-
sellschaftlichen Gruppen, die zu einem labi-
len Gleichgewicht tendieren, der Staat in
Form der demokratisch legitimierten Parla-
mente und Regierungen als Schiedsrichter
gegenübersteht Eine klare Trennung von
Staat und Gesellschaft wird abgelehnt. Zwi-
schen die Sphäre des Individuums und der
politischen Entscheidungsträger schiebt sich
der breite Bereich der intermediären Gewal-
ten mit den vielfältigen sozio-politischen or-
ganisierten Interessen30).

30) Ernst Fraenkel, Reformismus und Pluralismus,
Hamburg 1973.
31) Gabriel A. Almond, Interessengruppen und poli-
tischer Prozeß, in: Günther Doeker (Hrsg.), Verglei-
chende Analyse politischer Systeme, Freiburg 1971,

32) Ein Resümee zieht Klaus von Beyme, Die politi-
schen Theorien der Gegenwart, München 19804,
S.216ff.
33) Dazu immer noch interessant Rainer Eisfeld,
Pluralismus zwischen Liberalismus und Sozialis-
mus, Stuttgart 1972; sowie Udo Bermbach/Franz
Nuscheler (Hrsg.), Sozialistischer Pluralismus,
Hamburg 1973.
34) Franz Lehner, Einführung in die Neue Politi-
sche Ökonomie, Königstein 1981, S. 10.
35) Franz Lehner (Anm. 34), S. 77—111; sowie Man-
fred Groser, Sozialökonomische Theorien der Ver-
bände, in: Warnfried Dettling (Hrsg.), Macht der
Verbände — Ohnmacht der Demokratie?, Mün-
chen 1976, S. 81—104.

Die pluralistische und funktionalistische ame-
rikanische Systemtheorie ordnet die Interes-
sengruppen dem gesellschaftlichen „input“
des politischen Systems zu, d. h., die Inter-
essengruppen geben Forderungen der Gesell-
schaft in die politischen Institutionen ein,
während die Parteien Scharniere zwischen in-
put und Output seien, da sie zwar auch Forde-
rungen eingeben, aber selbst Ergebnisse
staatlich-politischer Entscheidungen an die
Gesellschaft zurückvermitteln. Gabriel Al-
mond formulierte das so: „Interessengruppen
artikulieren politische Forderungen in der
Gesellschaft, suchen durch Empfehlung und
Aushandeln bei anderen Gruppen für diese
Forderungen Unterstützung und versuchen,
diese Forderungen durch Beeinflussung der
Wahl des politischen Personals und der ver-
schiedenen Prozesse des öffentlichen .policy-
making' in der Ausführung in autoritative Po-
litik zu transformieren. Politische Parteien
tendieren dazu, von ideologischer Starrheit
frei zu sein, und sie sind aggregativ, d. h. sie
sind bemüht, die größtmögliche Koalition von
Interessengruppen durch das Angebot akzep-
tablen politischen Personals und annehmba-
rer Politik zu erreichen... Das Parteiensy-
stem aggregiert Interessen und transformiert
sie in ein relativ kleines Maß alternativer all-
gemeiner Politik.“31)

Die Kritik an einer solchen Art funktionalisti-
scher Pluralismustheorie, die zu stark an Sta-
bilität und Gleichgewicht und kaum an
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Wandlung und Veränderung orientiert ist,
wurde in den siebziger Jahren breit entwik-
kelt Nichtsdestotrotz war die Pluralismusfor-
schung gerade für die junge deutsche Politik-
wissenschaft ein wichtiger Schritt, um die Do-
minanz der konservativen Staatstheorie abzu-
schütteln. Die deutsche Politikwissenschaft
verdankt ihr eine Reihe von wichtigen frühen
Studien zum Einfluß und zur Politik von In-
teressenorganisationen ).32

Wenn Pluralismustheorie nicht nur affirmativ
aus der bloßen Existenz von Gruppenplurali-
tät auf vorbildliche demokratische Konkur-
renz schließt, dann wird sie auch in Zukunft
für die Erklärung organisierter Interessen
eine wichtige Rolle spielen können. Das kriti-
sche Potential des Pluralismus, gerade auch
im Rückgriff auf seine frühe anti-etatistische
Tradition, ist sicher noch nicht ausgereizt33).

2. Neue politische Ökonomie: individuelle
Nutzenmaximierung über kollektives
Handeln

Allen Ansätzen der neuen politischen Ökono-
mie ist gemeinsam, daß sie von einem metho-
dologischen Individualismus ausgehen: .Aus-
sagen über soziale Strukturen und Prozesse
sind ableitbar aus Aussagen über individuel-
les Verhalten." ) Grundvoraussetzung dieser
Theorien rationalen Verhaltens ist die An-
nahme, daß jedes Individium bestrebt ist, in
jeder sozialen Situation seinen individuellen
Nutzen zu maximieren. Für die Organisation
von Interessen ist eine ganze Gruppe von An-
sätzen in dieser Forschungstradition wichtig,
insbesondere die Arbeiten von Anthony
Downs, Mancur Olson und Albert Hirschman,
von denen einige hier kurz zusammengefaßt
werden

34

35).
Der einflußreichste auf organisierte Interes-
sen anwendbare Ansatz in der ökonomischen
Theorie geht auf Mancur Olson zurück, der
mit seinem Buch „Die Logik kollektiven Han-
delns“ die Grundlage einer ökonomischen
Theorie gesellschaftlich-politischer Organisa-

12



tionen gelegt hat36). Danach erzeugen beson-
ders die großen Interessenorganisationen
(wie die Gewerkschaften) für ihre Mitglieder
nicht nur individuellen Nutzen, sondern
hauptsächlich Kollektivgüter, die, wie z. B. Ta-
rifabschlüsse, allen Betroffenen gleichzeitig
zugute kommen, da sie nicht allein den Mit-
gliedern vorbehalten werden können. Statt
als Organisationsmitglied einen hohen Mit-
gliedsbeitrag zu leisten, sei es deshalb ange-
sichts von unteilbaren kollektiven Gütern —
z. B. Umwelt, Steuern, Verbraucherschutz
usw. — viel rationaler, kostenlos als Nichtmit-
glied, also als Trittbrett-Fahrer (free rider),
den Nutzen mitzunehmen. Organisierte Inter-
essen entwickeln angesichts dieses Grunddi-
lemmas nach Olson zwei Strategien: Sie
bauen ein professionelles Führungssystem
auf, um über eine bürokratische Organisation
Aufstiegschancen für Mitglieder zu bieten
und Kontrollapparate einzurichten; und sie
weiten ihre Angebote neben kollektiven Gü-
tern, die Nichtmitgliedern nicht vorenthalten
werden können, auf private Güter, also per-
sönliche materielle Anreize und Nebenlei-
stungen für Mitglieder aus, so z. B. Rechts-
schutzversicherungen, Rabatte, soziale Lei-
stungen.

3)6 Mancur Olson, Die Logik kollektiven Handelns.
Kollektivgüter und die Theorie der Gruppen, Tü-
bingen 1968; siehe auch ders., Die Logik kollektiven
Handelns, in: Warnfried Dettling (Anm. 3),
S. 105—123; dort auch Beiträge zur weiteren Dis-
kussion.

7

3) Albert O. Hirschman, Abwanderung und Wider-
spruch, Tübingen 1974.

Trotz der problematischen Grundannahme je-
der Theorie der rationalen Nutzenmaximie-
rung sind damit wichtige Bedingungen für die
Formierungen organisierter Interessen ange-
sprochen. Auch die Organisationsschwäche
von nicht konfliktfähigen großen Bereichen
der Politik, in der Sozial- und Gesundheitspo-
litik, Steuerpolitik oder auch immer noch im
Umweltschutz, finden hier plausible Erklärun-
gen. Dennoch zeigt gerade der Umweltschutz
oder die Dritte-Welt-Begegnung, daß hier In-
teressenorganisationen existieren, die es
nach dem streng rationalen individuellen
Nutzenkalkül eigentlich nicht geben dürfte.

Während bei Olson nicht-materielle Anreize
zur Mitgliedschaft in Interessenorganisatio-
nen praktisch nicht existieren, spielen diese
bei Albert Hirschman in der Form der Loyali-
tät eine wichtige Rolle. Sein Buch „Exit, Voice
and Loyalty" enthält eine einfache und gerade
dadurch bestechende Theorie über die Reak-
tionsformen und Konflikte und mangelnde
Leistungen von Organisationen37).

Abwanderung, Austritt aus der Organisation
(exit) oder Widerspruch, Protest (voice) inner-
halb der Organisationen seien die beiden Al-
ternativen für die Mitgliedschaft. Die Wahl
einer der beiden Strategien und ihre Wirk-
samkeit hänge von vielen Faktoren ab, z. B.
der Organisationsgröße, der Organisations-
konkurrenz, der Art der Organisationslei-
stung. Gerade für Gewerkschaften ist die Ab-
wanderung von Mitgliedern oft ein wichtige-
res Indiz für Organisationsdezifite als die Äu-
ßerungen auf Gewerkschaftskongressen, die
vom mittleren Funktionärsapparat getragen
werden. Neben Abwanderung und Wider-
spruch wird von Hirschman aber auch noch
die Loyalität einbezogen, die eine stark posi-
tive Einstellung zu einer Organisation meint,
die von aktuellen Leistungen relativ unabhän-
gig ist. Hier gilt die Hypothese: Je größer die
Loyalität eines Individuums zu einer Organi-
sation ist, desto größer ist die Wahrschein-
lichkeit, daß es im Falle von Unzufriedenheit
mit der Organisation nicht mit Abwanderung,
sondern mit Widerspruch reagiert.

Für die Bedingungen der Formierung und das
Funktionieren von Organisationsprozessen
stellen die ökonomistischen Ansätze eine
Fülle von plausiblen Hypothesen bereit.
Diese sind jedoch kaum in der Lage, nicht-
materielle Interessen einzubeziehen und die
Wandlung kollektiver Organisationen zu er-
klären, da sie Grundprobleme von Macht und
Herrschaft ausklammern. Die Organisations-
probleme eines Automobilclubs oder einer
Gewerkschaft, eines Unternehmerverbandes
oder eines Heimatvereins werden auf die
Grundfragen rationalen Handelns reduziert.
Ob der rational kalkulierende homo oecono-
micus, mit dem die wirtschaftspolitische Rea-
lität schon beträchliche Schwierigkeiten hat,
nun in der Form des homo politicus in die
Politikwissenschaft eintreten sollte, erscheint
doch sehr zweifelhaft. Es kann nicht verwun-
dern, daß mit diesem analytischen Besteck
gerade neue Formen von organisierten Inter-
essen im Umweltschutz oder in der Friedens-
bewegung höchstens auf sterile formale und
damit unpolitische Weise seziert werden kön-
nen.

3. Korporatismus: Wandel der Interessen-
vermittlung durch Gruppenformierung

Gegenüber einer individualistischen neuen
Ökonomie betonen die Theorieansätze des
Korporatismus die kollektiven, herrschafts-
orientierten Gruppenprozesse; gegenüber der
Gruppentheorie eines harmonisierenden Plu-
ralismus bekräftigen einige Korporatismusan-
sätze stärker die strategischen, beweglichen
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und interaktiven Elemente in der Interdepen-
denz von Staat und organisierten Interes-
sen38). Nach den Thesen über die Entwick-
lung eines liberalen oder Neo-Korporatismus
sind die großen Interessenverbände längst
aus der Rolle der pressure group herausge-
wachsen, die ihre wohlverstandenen Interes-
sen an den Staat herantragen und durchzuset-
zen suchen. Sie spielen selbst aktive Rollen,
die sie vom Staat in der Tarifpolitik, Sozialpo-
litik und vielen anderen Bereichen übernom-
men haben. Gewerkschaften, Unternehmer-
verbände und andere Interessenorganisatio-
nen werden in „konzertierte Aktionen" einge-
bunden, d. h. Vertretungen von Staat, Kapital
und Arbeit zur Koordinierung von Wirt-
schafts- und Lohn-Preis-Politik. Dieser „Tri-
partismus" bildet einen Mittelpunkt der Dis-
kussionen um einen neuen Korporatismus in
den Industriestaaten.

38) Es gibt keine festgefügte Theorie des neuen
Korporatismus, sondern höchst unterschiedliche
Ansätze. Die wichtigsten Richtungen der deut-
schen Diskussion finden sich in: Ulrich von Ale-
mann (Hrsg.), Neokorporatismus, Frankfurt 1981;
siehe auch ders./Rolf G. Heinze (Hrsg.), Verbände
und Staat, Opladen 19812; sowie jüngst Manfred
Glagow (Hrsg.), Gesellschaftssteuerung zwischen
Korporatismus und Subsidiarität, Bielefeld 1984.

Damit ist nicht mehr der ständestaatliche
Korporativismus des vorkapitalistischen Feu-
dalismus gemeint Er hatte die großen Grup-
pen, Stände, Zünfte in eine feste Gesell-
schaftsordnung inkorporiert. Faschistische
und autoritäre Bewegungen versuchten noch
in diesem Jahrhundert späte Reminiszenzen
eines Staatskorporativismus wiederzubele-
ben.
Das Prinzip der freiwilligen Kooperation be-
stimmt den neuen, gesellschaftlichen oder li-
beralen Korporatismus der Industriestaaten.
Es herrscht eine Austauschlogik vor, das Sy-
stem bringt allen Beteiligten Vorteile: der
staatlichen Verwaltung bessere Informatio-
nen und Hilfen zur Kanalisierung von gesell-
schaftlichen Interessen; den Verbandsspitzen
wirksame Durchsetzung ihrer Interessen.

Es bleibt aber eine labile Balance. Die Ge-
werkschaften können sich zwar Einfluß auf
nationale Wirtschaftspolitik versprechen, ihre
Beteiligung bleibt aber immer für sie mit dem
größten Risiko verbunden, denn sie haben die
geringsten Sanktionsmittel, da sie allein auf
ihre Position im Tarifkonflikt verwiesen sind.
Als Massenverbände müssen sie sich durch
kurzfristige Erfolge immer wieder der Unter-
stützung ihrer Mitglieder versichern. Die an-
dere problematische Seite eines Korporatis-
mus, der auch in andere Politikbereiche der

Sozial- und Gesundheitspolitik, der Energie-
und Technologiepolitik vordringen kann, ist
die Versteinerung zu einem geschlossenen
Elitenkartell.
Korporatismus kann zwar als kurz- und mit-
telfristige Strategie des Krisenmanagements
für Großverbände nützlich sein. Langfristig
bedroht die Verschiebung von Entschei-
dungsstrukturen nicht nur die Position von
Parlament und Parteien, sondern mehr noch
die Durchlässigkeit der politischen Willens-
bildung von unten nach oben überhaupt.

Der Bundesrepublik wurde in vergleichenden
Untersuchungen über korporative Tendenzen
in den Industriestaaten regelmäßig ein guter
Mittelplatz eingeräumt39). Eine recht einheit-
liche Gewerkschaftsstruktur, starke Unter-
nehmerverbände, eine intensive Durchorgani-
sierung des ganzen Sektors der Sozialpolitik
und insbesondere eine allseits verbreitete,
in Deutschland tiefverwurzelte Gemeinwohl-
ideologie stützen in jede Form von Kompro-
miß und Kooperation, ohne in jedem Fall zu
ausgebildeten korporativen Instrumenten
und Strategien zu führen. Eine unübersehbare
Vielfalt von „quagos“ (quasi-gouvernementale
Institutionen), von ministeriellen Beiräten,
Kommissionen und Beratungsgremien, prä-
gen in der Bundesrepublik den Schwerpunkt
korporativer Entscheidungsstrategien. Die
politische Kultur der Kooperation ist intensi-
ver internalisiert, als daß sie durch einen Re-
gierungswechsel von der sozial-liberalen Ko-
alition zur konservativ-liberalen Regierung
abgebrochen werden könnte. Die Vorausset-
zungen für ein Weiterleben korporatistischer
Arrangements sind auch in der Bundesrepu-
blik gegeben.
Korporatismus taugt nicht zur Beschreibung
einer neuen Epoche, aber durchaus zur Erklä-
rung von Strategien und einzelnen Struktu-
ren und Entwicklungstendenzen in den Indu-
striegesellschaften. Korporatismus tritt nicht
an die Stelle von Pluralismus, sondern eröff-
net als analytischer Arbeitsbegriff weitere
Möglichkeiten, um Verhärtungstendenzen
und Autonomieansprüche von Großorganisa-
tionen erfassen zu können.

4. Postindustrialismus/Postmaterialismus:
neue Formen kollektiven Handelns
durch soziale Bewegungen

Die neuen sozialen Bewegungen von Bürger-
initiativen, Frauengruppen, Friedensbewe-
gung und Umweltschutzinitiativen sind ein
lebendiger Protest gegen die zentralistische

3)9 Ulrich von Alemann (Anm. 6), S. 128 ff.
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Gesellschaftliche Entwicklungsphasen und korrespondierende Bewegungen 44)

Gesellschaftsphase
Vorindustriell-

modernisierende
Gesellschaft
1789—1850

Industrielle
Gesellschaft

1850/60—1960

Nachindustrielle
Gesellschaft

1960/70—

Dominante
Bewegungen

frühbürgerliche
Bewegungen

Arbeiterbewegung neue soziale
Bewegungen

Aufsteigende
Großgruppe

Bürgertum Arbeiterklasse Dienstleistungs-
Intelligenz

Zentraler Rechtsstaat und Wohlfahrtsstaat Soziokulturelle
Problemkomplex Demokratie

(rechtliche und
politische
Gleichheit)

(soziale Gleichheit) Identität

Mobilisierungstyp ideelle Mobili-
sierung

organisations-
bestimmte
Mobilisierung

projektorientierte
Mobilisierung

Interessenpolitik durch Großverbände40). Sie
machen es sich zur Aufgabe, die nicht kon-
fliktfähigen und nicht organisationsfähigen
Interessen, die durch die traditionellen Ver-
bände unberücksichtigt blieben, zu artikulie-
ren.

40) Aus der zahlreichen Literatur seien hervorgeho-
ben: Karl-Werner Brand/Detlef Büsser/Dieter
Rucht (Anm. 26); Wilfried Nelles/Wolfgang Beywl,
Bürgerinitiativen und Selbsthilfegruppen, in: Mar-
tin Irie (Hrsg.), Methoden und Anwendungen in der
Marktpsychologie, Göttingen 1983, S. 769—834; so-
wie die Beiträge in Jürgen W. Falter/Christian Fen-
ner/Michael Th. Greven (Hrsg.) (Anm. 2).
4I) Ulrich von Alemann, Krisen der Arbeitsgesell-
schaft — Katharsis der Interessenvermittlung? Par-
teien und soziale Bewegungen im ökonomisch-öko-
logischen Umbruch, in: Joachim Mattes (Hrsg.),
Krise der Arbeitsgesellschaft, Verhandlungen des
21. Deutschen Soziologentages 1982, Frankfurt
1983, S. 535—553.

42) Karl-Werner Brand, Neue soziale Bewegungen.
Opladen 1982.
43 Joachim Raschke (Anm. 26).
44) Joachim Raschke (Anm. 26), S. 445.
45) Joachim Raschke (Anm. 26), S. 226.

Die neuen sozialen Bewegungen wollen
Form, Inhalt und Ziele von Interessenpolitik
radikal verändern. Dabei ändern sich die For-
men doppelt: nicht nur durch aktiven Protest
mit passivem Widerstand und Aktionsformen
am Rand der Legalität, sondern auch durch
die Verbindung von Protestaktionen mit
Selbsthilfe und alternativer Lebensform. Die
Inhalte und Ziele werden umfassender. Es
stehen nicht nur Einzelaktionen, ob Auto-
bahnbau oder Atomkraftwerk, im Vorder-
grund, sondern zusammenhängende Forde-
rungen eines alternativen Lebens. Der Begriff
Interessenpolitik selbst wird abgelehnt. Skep-
tisch muß dazu allerdings angemerkt werden,
daß soziale Bewegungen in der Geschichte
nie etwas Geringeres beanspruchten, als eine
neue Gesellschaft zu kreieren, ohne je freilich
den hohen Anspruch einzulösen41).

Die Erklärungsversuche der neuen sozialen
Bewegungen sind zahlreich. Karl-Werner
Brand hat schon vor ein paar Jahren minde-
stens zwölf Varianten systematisch abzugren-
zen versucht: von der Theorie des Wertwan-
dels über die sozialen Grenzen des Wachs-
tums, von der Kulturkrise über die An-
spruchsinflation bis zur Kolonialisierung der
Lebenswelt42). Eine anspruchsvolle Synthese
hat jüngst Joachim Raschke mit seinem Werk
„Soziale Bewegungen. Ein historisch-systema-
tischer Grundriß" vorgelegt43). An dieser
Stelle kann nur auf zwei Gedanken zurückge-
griffen werden: auf einen historischen und ei-
nen systematischen Aspekt.
In einem Resümee faßt Raschke seine histori-
schen Überlegungen in einem Schema zusam-
men, aus dem hervorgeht, daß er drei Gesell-
schaftsphasen unterscheidet, denen jeweils
dominante Formen der Interessenorganisa-
tion zugeordnet werden: der vorindustriellen
Gesellschaft die frühbürgerliche Bewegung;
der industriellen Gesellschaft die Arbeiterbe-
wegung; der nachindustriellen Gesellschaft,
die er für die Bundesrepublik seit den siebzi-
ger Jahren terminiert, die neuen sozialen Be-
wegungen.

Für die systematische Erklärung legt Raschke
großen Wert darauf, daß soziale Bewegungen
nicht als spontane, amorphe Gebilde, sondern
als „eine eigenständige politische Organisa-
tionsform neben Parteien und Verbänden"45)
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eingestuft werden. Sowohl der Mythos der
Organisation auf der einen Seite, wie bei der
alten Arbeiterbewegung, als auch der Mythos
der Spontaneität auf der anderen Seite, wie
heute bei den neuen sozialen Bewegungen,
und genauso die Mythen von Zentralismus
und Dezentralisation haben immer wieder zur
Spaltung und Schwächung beigetragen.
Raschke konstatiert zwei charakteristische
Schwächen der neuen sozialen Bewegungen:
ihre Instabilität und ihre Unterkomplexität.
„Beide stehen im Zusammenhang mit einem
problematischen Organisationsverständnis, das
in der Organisation primär die Entfremdung
und weniger das Stabilisierungs- und Inter-
ventionsinstrument sieht Dadurch wird einer
stärkeren Arbeitsteilung die Legitimationsba-
sis entzogen. Direkte interne Demokratie und

indirekte und direkte Aktion vermögen aber
die Ressourcen der Bewegung nicht auszu-
schöpfen und bleiben hinter der Komplexität
der Gesellschaft zurück."46)

46) Joachim Raschke (Anm. 26), S. 464.

In diesen instabilen, aber dennoch zu immer
wieder neuem Engagement fähigen Mobili-
sierungsformen liegt wohl sicher eine der
deutlichsten Wandlungstendenzen der orga-
nisierten Interessen. Ob damit eine Erosion,
eine Zersplitterung und Auflösung der Inter-
essenvermittlungsformen verbunden ist oder
nur eine Transformation oder Evolution, eine
Bereicherung durch neue Formen und Strate-
gien, soll anhand von Beispielen aus drei Poli-
tikfeldern abschließend illustriert werden:
aus dem Umweltschutz, der Parteienfinanzie-
rung und aus Tendenzen zur Informationsge-
sellschaft.

V. Drei Illustrationen des Wandels

1. Beispiel Umwelt

Der Ökologie- und Umweltschutzbereich
durchschneidet die gesamte Struktur des öko-
nomischen, politischen und gesellschaftlichen
Systems. In ihm konzentrieren und kreuzen
sich ungewöhnlich intensiv sozio-ökonomi-
scher, kultureller und politisch-instrumentel-
ler Wandel. Die unerwünschten Nebenfolgen
freien wirtschaftlichen Wachstums sind so
gestiegen, daß sie nicht wie in der Vergan-
genheit durch weiter forciertes Wachstum
verdrängt werden können. Wirtschaftliches
Wachstum selbst, das als selbstverständliche
Norm die ökonomische Praxis der Wachs-
tumskoalitionen beherrschte, wird durch ei-
nen Wertwandel zu einer postmaterialisti-
schen Ära in Frage gestellt. Neue Instru-
mente und Organisationsformen der Interes-
senartikulierung und Aggregierung sind ent-
ständen, die eingespielte Regelungsmechanis-
men bedrohen.
Der Umweltpolitik kommt durch ihre Verzah-
nung mit existentiell bedeutsamen Politiken
— von Energie-, Wirtschafts- und Konjunk-
turpolitik über Verkehrs- und Technologiepo-
litik — auch für die Zukunft dauerhafte und
überragende Bedeutung zu. Akteure, Interes-
sen und deren Organisations- und Entschei-
dungsmacht entsprechen auch hier im Um-
weltschutzbereich keineswegs einem plurali-
stischen Gleichgewichtsmodell.
Der Staat steckt im Dilemma der Förderung
ökonomischer Leistungsfähigkeit einerseits,
dessen Wahrnehmung in erster Linie an die
privatwirtschaftlich organisierten Unterneh-
men delegiert wird, und der Gewährleistung

guter und gleich verteilter Lebensbedingun-
gen für die gesamte Bevölkerung anderer-
seits. Das klar definierte Ziel der privaten
Wirtschaft als Gewinnoptimierung dagegen
ist Wachstums- und outputorientiert und dar-
auf ausgerichtet, alle Infrastruktur- und Ne-
benkosten auf die Allgemeinheit abzuwälzen.
Ihrem eindeutigen Ziel entspricht eine lei-
stungsfähige und schlagkräftig organisierte
Vertretung umweltpolitischer Gegeninteres-
sen.

Die organisierten Interessen im Umweltbe-
reich zeigen gegenüber Staat und Privatwirt-
schaft ein viel diffuseres Bild.
1. Im Umweltbereich existieren traditionell
fest organisierte Verbände, die teilweise über
lange historische Traditionen verfügen. Sie
reichen von den Naturnutzerverbänden (Fi-
scher, Jäger, Reiter) zu älteren Naturschützer-
verbänden wie Bund für Naturschutz
Deutschland e. V., Deutscher Bund für Vogel-
schutz usw.
2. Die klassischen Großorganisationen der Ar-
beitnehmer und Berufsgruppen, unter denen
sich vor allem die Gewerkschaften als Vertre-
ter der ökonomisch unterprivilegierten Grup-
pen verstehen, befinden sich in einem Dilem-
ma: Verfolgung des materiellen Interesses an
Arbeitsplatzsicherung und Verbesserung des
materiellen Lebensstandards durch wirt-
schaftliche Prosperität in Wachstumsperio-
den einerseits und der längerfristigen Verfol-
gung von Hebung, der Lebensqualität der ge-
samten abhängig Beschäftigten auch durch

B 49 16



verstärkten Umweltschutz andererseits47).
Die meisten etablierten Großverbände bear-
beiten in eigens dafür eingerichteten Fachab-
teilungen oder Aktionsgruppen Umweltpro-
bleme — von Gewerkschaften über Verbrau-
cherverbände bis zu den Kirchen.

48) Thomas Ellwein/Martin Leonhard/Peter M.
Schmidt, Umweltschutzverbände in der Bundesre-
publik Deutschland, Forschungsbericht, Berlin
1983.

3. Die neu entstandene Bürgerinitiativbewe-
gung im Umweltschutzbereich kann sich
demgegenüber klar auf die eindeutige Forde-
rung nach Forcierung von Umweltschutz kon-
zentrieren. Die Spontaneität dieser neuen so-
zialen Bewegung ist aber Stärke und Schwä-
che zugleich, da die kurzfristige Mobilisa-
tionsfähigkeit hoch, die langfristige Durchset-
zungsstrategie aber problematisch ist Institu-
tionalisierungsformen haben sich als überge-
ordnete Verbände, z. B. „Bundesverband Bür-
gerinitiativen Umweltschutz e. V." (BBU) eta-
bliert, mit allen Risiken der Institutionalisie-
rung jeder sozialen Bewegung.
Je öffentlicher, unteilbarer, allgemeiner ein
Gut ist, desto weniger entsteht ein Anreiz zur
gezielten Bearbeitung durch organisierte In-
teressen. Denn Verbände, die ihren Mitglie-
dern keine Sonderleistungen zukommen las-
sen können, finden wenig Anreiz zum Erwerb
der Mitgliedschaft. Dies sind die bekannten
Überlegungen aus der ökonomischen Theorie
der Politik zum Organisationsanreiz. Und
trotzdem gibt es Verbände im Umweltschutz,
obwohl die Nichtmitglieder genauso von bes-
serer Luft profitieren wie die zahlenden Mit-
glieder.
Von daher ist es natürlich auch zu erklären,
daß Naturnutzerverbände, wie Angler oder
Jäger, über eine viel höhere Organisations-
dichte verfügen können als die Naturschüt-
zer, die freilich immerhin eigene Betroffen-
heit durch das gerettete lokale Feuchtbiotop
oder die verhinderte Autobahntrasse in der
Nachbarschaft erzeugen können.

Die Konkurrenz zwischen traditionellen Ver-
bänden wie „Deutscher Naturschutzring“ und
neuen Organisationsformen aus dem Bereich
der sozialen Bewegungen, ob Bürgerinitiati-
ven oder der Dachverband BBU, ist, wie nicht
anders zu erwarten, aus der Konjunktur des
Umweltthemas entstanden. Im Sog der Oko-
logiebewegung findet inzwischen ein tiefgrei-
fender und noch nicht eindeutig gerichteter
Wandel des Selbstverständnisses auch der
traditionellen Naturschutzverbände statt. Die

4) Ulrich von Alemann/Peter Mambrey, Gewerk-
schaften und Bürgerinitiativen — Konkurrenz oder
Kooperation?, in: Otthein Rammstedt (Red.), Bür-
gerinitiativen in der Gesellschaft (— Argumente in
der Energiediskussion Bd. 9), Villingen 1980,
S. 233—263.

Folgen des ideologischen und organisatori-
schen Wandels in den traditionellen Verbän-
den führen zu konfliktträchtigen Anpassungs-
problemen sowohl von Seiten der Verbands-
führung als auch von Seiten der Mitglied-
schaft. Der ideologische Wandel findet in tra-
ditionellen Umweltverbänden allerdings un-
gleichzeitig statt, nicht zuletzt wegen unter-
schiedlicher Rekrutierungsmuster von stabi-
ler, professionalisierter Führung und stärker
fluktuierender Mitgliedschaft48).

Der Staat entwickelt ein starkes Interesse an
einer Integration und Einbindung der basis-
orientierten und spontanen Bürgerinitiativen
durch unterschiedliche Privilegierungen und
Förderungsmaßnahmen. Traditionelle korpo-
rative Strategien durch Austauschbeziehun-
gen zwischen Verbandsspitze und Admini-
stration greifen allerdings bei den Umwelt-
verbänden weniger, da besonders die Ver-
pflichtungsfähigkeit der Mitgliedschaft durch
die Verbandsführung schwächer ausgebildet
und weniger vorhersagbar ist.
Insbesondere arbeiten soziale Bewegungen
auch im Umweltschutz wie in allen weiteren
Bereichen eng mit den Medien zusammen,
die teilweise sogar als funktionales Äquiva-
lent fehlende eigene organisatorische Struk-
turen ersetzen können, ökologische Zeit-
schriften bilden einen umweltpolitisch poten-
teren Faktor, als dies manche engagierte Bür-
gerinitiative jemals erreichen kann.
Der Wandel organisierter Interessen im Be-
reich des Umweltschutzes hat insgesamt kei-
neswegs zu einer Erosion, sondern zu einer
vielfältigen Evolution neuer Organisations-
formen und zu einer Transformation alter or-
ganisierter Interessen im Umweltbereich ge-
führt. Schließlich ist auch nicht zuletzt durch
den Umweltbereich eine neue Partei in den
Bundestag befördert worden, was angesichts
der hohen Hürden des bundesdeutschen
Wahlrechts noch in den siebziger Jahren
kaum jemand vorhergesagt hätte.

2. Beispiel Informationsgesellschaft
Die neuen Technologien auf der Basis der Mi-
kroelektronik verändern die gesamte Gesell-
schaft in einem rasanten Tempo. Dabei kon-
zentriert sich die intensive Debatte über die
Auswirkungen der Informations- und Kom-
munikationstechnologien im wesentlichen
auf die ökonomischen Auswirkungen für in-
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dustrielles Wachstum und Arbeitsmarkt49).
Die politischen Wirkungen einer entstehen-
den Informationsgesellschaft werden deutlich
weniger thematisiert, wenn überhaupt, dann
auf das Verhältnis von Bürger und Staat unter
dem Stichwort Datenschutz oder gläserner
Staatsbürger konzentriert50).

49) Einen Überblick der Gesamtproblematik liefern:
Ulrich von Alemann/Heribert Schatz u. a., Mensch
und Technik. Grundlagen und Perspektiven einer
sozialverträglichen Technikgestaltung, Opladen
1985 (im Erscheinen).
50) Paul Kevenhörster, Politik im elektronischen
Zeitalter. Politische Wirkungen der Informations-
technik, Baden-Baden 1984.
51) Vgl. dazu die Beiträge in: Informationsgesell-
schaft oder Überwachungsstaat Strategien zur
Wahrung der Freiheitsrechte im Computerzeital-
ter. Gutachten zum Symposion der Hessischen Lan-
desregierung vom 3. bis 5. September 1984, Wiesba-
den 1984.

Sowohl der ökonomische als auch der poli-
tisch-gesellschaftliche Bereich werden tief-
greifende Auswirkungen auf die Bedingun-
gen der Organisation von Interessen haben.
Im ökonomischen Bereich betrifft dies insbe-
sondere das Verhältnis von Kapital und Ar-
beit und hier die Organisationsfähigkeit der
Gewerkschaften. Bei einer Verlagerung von
Tätigkeiten durch Dezentralisierung und ei-
ner weiteren Zersplitterung von Arbeitspro-
zessen, möglicherweise sogar durch Tele-
heimarbeit, wird die Organisation von Inter-
essen auf Seiten der abhängig Beschäftigten
sich noch drastisch erschweren. Gleichzeitig
können aber auch Konflikte, die durch Pro-
blemkumulation bei der Einführung neuer
Technologien hervorgerufen werden, motiva-
tionsverstärkend auf die Organisation von ge-
meinsam betroffenen Interessen in Betrieben
zurückwirken. Es erscheint besonders wich-
tig, daß die indirekten Auswirkungen einer
Entwicklung zur Informationsgesellschaft auf
die Organisationsfähigkeit der Interessen von
Arbeitnehmern sehr viel gravierender sind
als die direkten Probleme, die im Betrieb
durch die Anwendung neuer Informations-
technologien entstehen mögen.
Die verfassungsrechtliche Problematik von
neuen Informationstechnologien hat sich bis-
her zu stark auf das Verhältnis von Bürger
und Staat, auf Datenschutz und das vom Bun-
desverfassungsgericht neu geschöpfte Recht
der „informationeilen Selbstbestimmung" kon-
zentriert51)- Dagegen wurde der intermediäre
Bereich organisierter Interessen bisher kaum
thematisiert. Folgende Tendenzen sind in An-
sätzen erkennbar:
— Die Funktion von großen Interessengrup-
pen, den Staat mit Informationen zu versor-
gen, wird durch einen intensiven Ausbau von

administrativen Informationstechniken zu-
nehmend obsolet, dadurch sinkt die Bedeu-
tung von Großorganisationen.
— Wie in anderen gesellschaftlichen Großor-
ganisationen, so steigert auch in Interessenor-
ganisationen die Elektronisierung von Infor-
mation eher den Informationsvorsprung der
Organisationsspitze gegenüber als der Basis.
Freiwillige und ehrenamtliche Tätigkeit, ob
Einkassieren der Beiträge oder persönliches
Einladen zu Veranstaltungen, entfällt immer
stärker. Der Aktivitätsgrad in Interessenorga-
nisationen kann insgesamt dadurch sinken.
— Elektronische Massenkommunikationsme-
dien absorbieren immer mehr die Erholungs-
phase in der Freizeit. Aktives Engagement in
freiwilligen Interessenorganisationen, gerade
bei bestimmten Segmenten in der Bevölke-
rung wie insbesondere Jugendlichen, aber
auch älteren Menschen, kann dadurch dra-
stisch zurückgehen. Erste Rückgänge des Or-
ganisationsgrades bei Jugendlichen werden 
bei Gewerkschaften, aber auch im übrigen
Vereins- und Verbandswesen in der Bundes-
republik deutlich beobachtet
— Die Funktion von organisierten Interessen
als Informations- und Kommunikationsmittel
für die lokale Mitgliedschaft kann durch Zu-
nahme lokaler elektronischer Medien zuneh-
mend verkümmern. Das für die gesellschaftli-
che Sozialisation bedeutsame „unpolitische“
Vereinswesen verliert dadurch an Bedeu-
tung.
Diese zum Teil beobachtbaren, zum Teil er-
warteten Folgen einer Informationsgesell-
schaft auf die Interessenorganisationen sind
hier keineswegs vollständig und abschließend
abgehandelt. Die Erforschung der Auswirkun-
gen neuer Technologien auf den intermediä-
ren Bereich der Gesellschaft steht noch ganz
am Anfang. Es bleibt zu hoffen, daß sich die
Forschung in Zukunft diesem Bereich intensi-
ver annimmt.

3. Beispiel Parteienfinanzierung

Das letzte Beispiel zum Wandel von organi-
sierten Interessen stammt nicht aus einem
gesellschaftlichen Teilbereich wie Umwelt-
schutz oder Informationsgesellschaft, sondern
aus dem Methodenrepertoire von Interessen-
organisationen. Die traditionelle Beschäfti-
gung mit den Mitteln der Durchsetzung orga-
nisierter Interessen konzentrierte sich auf
den Lobbyismus in der Vorhalle des Parla-
mentes: auf Eingaben der Bonner Verbin-
dungsbüros, auf Durchdringung von Parteien
und Parlamenten durch Patronage, auf Dro-
hung mit Stimmenentzug und auf Informa-
tionsbeschaffung für die Administration. Kor-
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ruption und Bestechung, Drohung, Nötigung
und Gewalt sind in der Interessengruppenli-
teratur gemeinhin nicht vorgesehen.
Eine Ausnahme bildet hier die Darstellung
von Klaus von Beyme, in der die beiden Tat-
bestände jeweils Kapitelüberschriften im Ab-
schnitt über Methoden der Interessengrup-
pen bilden52). In anderen Ländern, insbeson-
dere in den USA, wird die Adaption illegaler
Praktiken durch Interessenorganisationen
sehr viel kühler analysiert. Dies gipfelt in der
Auffassung einiger funktionalistischer Sy-
stemtheoretiker, daß Korruption im engeren
Sinne als funktional und daher unvermeidlich
anzusehen sei, wie ein Autor mit seiner lapi-
daren Feststellung ausdrückt: „Some corrup-
tion is inevitable in a city like Chicago“53).

52 ) Klaus von Beyme (Anm. 8), S. 230 ff.
5) Edward C. Banfield, zit nach Klaus von Beyme
(Anm. 8), S. 231.
54) Vgl. Ulrich von Alemann, Politische Moral und
politische Kultur in der Bundesrepublik — Vergif-
ten oder reinigen Skandale die Politik?, in: Gewerk-
schaftliche Monatshefte, 36 (1985) 5, S. 258—269.

5)5 Peter Bachrach/Morton S. Baratz, Macht und
Armut, mit einer Einleitung von Claus Offe, Frank-
furt 1977.

Seit der Flick-Affäre und den weiteren Ver-
fahren über Steuerhinterziehungen, Korrup-
tionsanklagen und Bestechungsverfahren in
den Affären um die Parteienfinanzierung in
der Bundesrepublik muß auch hier neu über
die Methoden der Interessenvermittlung
nachgedacht werden. Der ganze Komplex der
Parteienfinanzierung ist dabei außerordent-
lich vielschichtig54). Es gehören dazu:
1. Der Fall Flick im engeren Sinne mit den zur
Zeit laufenden Verfahren wegen Bestechung
bzw. Bestechlichkeit gegen Eberhard von
Brauchitsch, Hans Friderichs und Otto Graf
Lambsdorff.
2. Die Parteienfinanzierung durch Steuerhin-
terziehung mittels illegaler Spendenquittun-
gen. Mindestens 16 Staatsanwaltschaften er-
mitteln derzeit in über 1 000 Fällen gegen Un-
ternehmen, die durch Scheingutachten, Blind-
anzeigen, Mitgliedschaft in Quasi-Berufsver-
bänden oder besonders über sogenannte
„staatsbürgerliche Vereinigungen" Geldzu-
wendungen an Parteien einerseits als gemein-
nützig steuerlich abgesetzt und andererseits
die Offenlegung der Parteispenden nach der
im Grundgesetz vorgeschriebenen Rechen-
schaftspflicht der Parteien umgangen haben.
3. Die dritte Dimension des Skandals um Par-
teienfinanzierung betrifft die Amnestie von
Straftatbeständen im Zusammenhang mit Par-
teispenden, die zwischen 1981 und 1984 mehr-
fach versucht worden war.
Bei dieser dritten Dimension ist ein beson-
ders enger Verbund zwischen organisierten
Interessen und Parlamentsparteien zu beob-
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achten. Es wird durchaus die These vertreten,
daß das Scheitern des ersten Amnestiever-
suchs im Winter 1981/82 eine entscheidende
Bruchstelle der sozial-liberalen Koalition ge-
wesen sei. Der bisher letzte Amnestieversuch
im Sommer 1984 gehört sicher zu den bis da-
hin schwersten politischen Belastungen der
konservativ-liberalen Koalition. Wie auch die
gesamte Aufdeckung des Skandals, so ist die
Vereitelung der Amnestieversuche nicht
spontanen Bewegungen oder organisierten
Interessen, sondern allein der durch die Me-
dien mobilisierten öffentlichen Meinung zu 
verdanken. Da dies so ist, stellt sich die Frage,
was hat die ganze Affäre um illegale Formen
der Parteienfinanzierung in der Bundesrepu-
blik dann mit dem Wandel organisierter In-
teressen zu tun?
Dies mag an zwei Aspekten deutlich werden:
an einem verdeckten und retrospektiven so-
wie an einem offenliegenden und in die Zu-
kunft weisenden Aspekt. Zunächst kann man
feststellen, daß sich an den Formen der Par-
teienfinanzierung ein normalerweise ver-
decktes drittes Gesicht der Macht zeigt. In
den siebziger Jahren wurden die traditionel-
len Untersuchungen pluralistischer Interes-
senpolitik mit der Feststellung kritisiert, daß
die sichtbaren Entscheidungen in Parlament
und Regierung, auf die Interessengruppen
Einfluß nehmen, nur ein offen zutage liegen-
des Gesicht der Macht, sozusagen die Vorder-
ansicht, repräsentierten. Das zweite Gesicht
von Machtstrukturen in einer Gesellschaft,
sozusagen die Rückseite, ließe sich nicht
durch Eingaben, Demonstrationen, Protestak-
tionen von Interessengruppen herausfinden.
Hierbei handele es sich nämlich um einge-
baute Strukturen und Machtvorteile von In-
teressen in einer Gesellschaft, die offenen
Druck gar nicht einsetzen müßten, um ihre
Ziele zu erreichen. Entscheidungen zeigten
die Vorderseite der Macht, Nichtentschei-
dungen seien das verdeckte zweite Gesicht
von Herrschaftsprozessen55).
Korrupte Praktiken sind allerdings ein Indiz,
daß dieses zweite Gesicht von Herrschafts-
prozessen nicht so reibungslos als selbstver-
ständliche Machtstruktur funktionieren kann.
Denn wenn der Staat ohnehin das Geschäft
des Kapitals betriebe, wozu dann noch Beste-
chung? Das dritte Gesicht der Macht in der
Dunkelheit von Korruption, Bestechung, Dro-
hung und Nötigung verlangt noch sehr viel
intensivere Erforschung, die aber so, wie die
Dinge liegen, manchmal durch Gerichtspro-
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zesse oder durch investigativen, aufdecken-
den Journalismus besser als durch For-
schungsprozesse gefördert werden kann.

Bezüglich der Bedeutung von organisierten
Interessen ist aus der Flick-Affäre bereits ein
deutliches Ergebnis zutage getreten: Es be-
darf eben nicht nur der Organisation von In-
teressen in Verbandsform, um in der Illegali-
tät des dritten Gesichtes der Macht Wirkung
zu entfalten. Großkonzerne und Einzelunter-
nehmer haben mittels ihrer finanziellen Res-
sourcen die Möglichkeit, ohne die Bindung an
Verbände und deren Informationssysteme ei-
gene Wirkung zu erzielen.
Der zweite wichtige Aspekt des gesamten
Parteienfinanzierungskomplexes betrifft die
Rolle des Trägers der Enthüllung sowie die
Mobilisierung. Allein die Presse und hier nur

wenige Publikationsorgane, an der Spitze das
Nachrichtenmagazin Der Spiegel, waren in
der Lage, eine breite mobilisierende Wirkung
zu erzielen. Keine organisierten Interessen,
keine politische Bewegung war fähig; die The-
menstellung aufzugreifen und noch weiter zu
verbreiten. Trotz weiterer Enthüllungen der
Praktiken von einzelnen Industrieverbänden
und Branchen (Pharmaindustrie und Versi-
cherungswirtschaft) konnte eine Verstärkung
der Mobilisierung der Öffentlichkeit aller-
dings nicht erreicht werden. Offensichtlich ist
eine Personalisierung, wie bei den Akteuren
der Flick-Affäre möglich, Voraussetzung ei-
ner erfolgreichen Vermittlung in den Medien.
Eine solche Funktion der Medien als Träger
mobilisierender politischer Aktionen steht
uns für die Zukunft der Informationsgesell-
schaft wohl noch stärker bevor.)

VI. Schlußthesen: Erosion oder Transformation?

1. Organisierte Interessen bilden neben den
Parteien und den Medien die dritte Säule des
intermediären Bereiches zwischen Indivi-
duum und Institutionen. Ihre Beweglichkeit
und prinzipielle Offenheit, ihre Widersprüch-
lichkeit und Vielfalt sind wichtige Kriterien
einer offenen Gesellschaft.
2. Die Bundesrepublik ist eine organisierte
Gesellschaft, die von einem besonders ausge-
prägten Netz organisierter Interessen im
Wirtschaftsbereich und in der Arbeitswelt, im
sozialen und im gesellschaftspolitischen Be-
reich, im Bereich von Freizeit, Religion, Kul-
tur und Wissenschaft geprägt ist
3. Auch in der Bundesrepublik erleben wir in
den letzten drei Jahrzehnten einen deutli-
chen Wandel von Interessenpolitik. Studen-
tenbewegung und Bürgerinitiativen, Frie-
densbewegung und Umweltpolitik konkurrie-
ren mit herkömmlichen Interessenverbänden.
Erleben wir einen Zerfall der Organisations-
kraft durch Großgruppen?
4. Die sozialwissenschaftlichen Erklärungen
des Verhaltens von organisierten Interessen,
ob Pluralismustheorie, Hypothesen der
Neuen Politischen Ökonomie, Theoreme des
Neo-Korporatismus oder des Postmaterialis-
mus, greifen immer nur Teilaspekte heraus.
Keine kann für sich eine Gesamtbegründung
und Deutung des Wandels organisierter In-
teressen bieten. Alle vier Ansätze erscheinen
nicht ausgereizt und verlangen theoretische
und empirische Weiterarbeit zur integrativen
Erklärung von Organisationsprozessen in ei-
ner sich wandelnden Gesellschaft.

5. Das Fallbeispiel Umweltschutz verweist auf
die Möglichkeit, auch zunächst nicht organi-
sations- und konfliktfähig erscheinende Inter-
essen zu einem Engagement zu motivieren. Es
zeigt eine neue Bandbreite organisierter In-
teressen auf. Die Verbändeforschung darf sich
nicht mehr allein an einem engen, formalen
Organisationsbegriff festhalten, sondern muß
die neuen sozialen Bewegungen in ihrer gan-
zen neuen Unübersichtlichkeit miterfassen.

6. Das Fallbeispiel Informationsgesellschaft
will die Risiken für Organisationen in Ökono-
mie, besonders für die Gewerkschaften, und
auch in der Gesamtgesellschaft illustrieren,
die den traditionellen Mitgliederverbänden
entstehen, wenn deren Funktion durch neue
Medien teilweise aufgehoben wird. Eine
Transformation des gesamten intermediären
Bereiches — d. h. eine Zurückdrängung der
organisierten Interessen als Vermittlungs-
agenten zugunsten neuer Vermittlungsfor-
men durch Medien und direkte Interaktion
Individuum/Institutionen — wird in Ansätzen
erkennbar.
7. Das Fallbeispiel Parteienfinanzierung soll
auf ein drittes Gesicht der Macht aufmerksam
machen, das von der deutschen Interessen-
gruppenforschung vernachlässigt wird. Die
Flick-Affäre und ihre Begleitumstände haben
drastisch illustriert, daß auch informelle bis
illegale Praktiken der Interessendurchset-
zung bei der Analyse von Methoden und Stra-
tegien organisierter Interessen berücksichtigt
werden müssen. Und der Gesamtkomplex hat
erneut auf die Bedeutung der Medien verwie-
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sen, denen die Aufdeckung dieses dritten Ge-
sichtes der Macht zu verdanken ist.

8. Zur Zeit läßt sich keine Erosion, also kein
Zerfall der Bedeutung organisierter Interes-
sen in der Bundesrepublik belegen, wohl aber
sind deutliche Ansätze zur Transformation er-
kennbar. Diese liegen besonders in drei Ten-
denzen: der Formierung von Interessen zu

korporativen Einheiten, in Bonn neuerdings
auch „Trialog" genannt; der Auflockerung von
Organisationsformen durch neue soziale Be-
wegungen; der stärkeren Bedeutung der Me-
dien im intermediären Bereich, die in einer
zukünftigen „Informationsgesellschaft" durch-
aus zu stärkeren Konkurrenten für die Mobi-
lisierung und Organisierung von Interessen
heranwachsen können.
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Joachim Raschke

Soziale Konflikte und Parteiensystem
in der Bundesrepublik
Auch das Parteiensystem als Ganzes besitzt
kein Monopol auf die politische Willensbil-
dung des Volkes. Das Volk hat in den vergan-
genen zehn Jahren in Bürgerinitiativen und
sozialen Bewegungen gezeigt, was es aus ei-
gener Kraft vermag. Parteien sind dadurch
nicht überflüssig geworden, aber ihre Gren-
zen treten deutlicher hervor als je, seit die
Frage gestellt wurde: „Parteien — oder was
sonst?"1) und die Allmachtsphantasien der
Parteien durch die Parteienstaatslehre von
Gerhard Leibholz Nahrung bekamen2).

) Vgl. Wilhelm Grewe, Parteienstaat — oder was
sonst?, in: Der Monat, 3 (1951) 36.
2) Vgl. Gerhard Leibholz, Strukturprobleme der
modernen Demokratie, Frankfurt 1974, und Wil-
helm Hennis, überdehnt und abgekoppelL An den
Grenzen des Parteienstaates, in: Christian Graf von
Krockow (Hrsg.), Brauchen wir ein neues Parteien-
system?, Frankfurt 1983, S. 28 ff.

3) Probleme innerparteilicher Demokratie, die mit
den GRÜNEN wenn nicht eine neue Dimension
erhalten haben, so doch mindestens neu auf die
Tagesordnung gesetzt worden sind, bedürfen einer
eigenen Darstellung.

Die verwaiste Zwischenebene zwischen Ge-
sellschaft und Parteien hat sich wieder ge-
füllt. Welche Gründe auch sonst noch dafür
heranzuziehen sein werden: Defizite, die die
Parteien selbst zu verantworten haben, sind
nicht zu übersehen. Dabei geht es um imma-
nente Strukturschwächen des Parteiensy-
stems, die sich unter dem Druck neuer Pro-

' bleme und Verhaltenserwartungen verschärft
haben.
Obwohl es heute schwer ist, über Parteien im
allgemeinen zu reden, ohne auf ihre Finanzie-
rungsskandale zu sprechen zu kommen, hat
das Ausklammern dieser Frage auch einen
Vorteil. Vordergründiges Moralisieren kann

dann nicht den Blick verbauen auf Entwick-
lungsfehler, für die hemmungslose Finanzie-
rungspraktiken nur ein Symptom neben ande-
ren ist. Diese Finanzierungsgewohnheiten
sind Ausdruck eines Absolutismus in partei-
enstaatlicher Form, der die Herrschenden au-
ßerhalb des Rechts stellt und auf — der Öf-
fentlichkeit — verborgenen Kanälen ressour-
censtarken Gruppen (hier: den Finanzkräfti-
gen) einen privilegierten Zugang und Einfluß
auf die Machthaber verschafft.
Worin besteht der Gesellschaftswandel, auf
dessen Herausforderungen das Parteiensy-
stem reagieren muß, soll es seiner Vermitt-
lungsfunktion gerecht werden?
Welche sozialen Verankerungen haben die
traditionellen, vor allem aber die neuen Kon-
fliktlinien, und was bedeutet das für ihre Dau-
erhaftigkeit?

Zu welchen Umstrukturierungen im Parteien-
system führt der soziale Wandel?
Wieweit zeigen sich dabei Schwächen und
Grenzen des in der Bundesrepublik dominie-
renden Typs der Volkspartei und entwickelt
sich mit den GRÜNEN ein alternativer Par-
teityp jenseits der Volkspartei?3)

I. Gesellschaftswandel

Der soziale Wandel, auf den die Parteien rea-
gieren müssen, kann in diesem Rahmen nur
in wenigen Stichworten angedeutet werden.
Zu betonen ist die Gleichzeitigkeit des Auf-
tretens objektiver gesellschaftlicher Proble-
me, die viele betreffen, aber — verglichen da-
mit — relativ wenige mobilisieren, mit neu
auf die politische Bühne drängenden Groß-
gruppen, die die Probleme ideologisch ver-
knüpfen, aufgrund ihrer Bedürfnislagen inter-
pretieren und als Trägergruppen politischer
Aktion in das politische System einführen.
Probleme, die sonst als Teilaspekte eines so-

zioökonomischen Modernisierungsprozesses
angesehen würden, erhalten so eine grund-
sätzlich sytem- und entwicklungskritische Di-
mension. ökologische Ziele z. B. sind nicht
der Vielzahl anderer politischer Ziele additiv
hinzuzufügen (im Sinne der Harmonisie-
rungsformeln von Ökonomie und Ökologie
und eines industrialisierten Umweltschutzes),
sondern werden als eine der Grundlagen not-
wendiger gesellschaftlicher Neuorientierung
verstanden.
Analytisch wäre der Gesellschaftswandel aus-
zudifferenzieren in:
a) einen Problem - bzw. Aufgabenwandel, der
sich aus den negativen Folgeerscheinungen
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des industriellen Wachstums auch schon bei
immanenter Bewertung ergibt. Wenn das
Wasser so verschmutzt ist, daß es für indu-
strielle Zwecke nur noch begrenzt verwen-
dungsfähig ist oder die Kosten für die „Repa-
ratur der Arbeitskraft“ wesentliche Teile des
erarbeiteten Einkommens auffressen, ist ein
Grad an Kontraproduktivität erreicht, der
schon auf zweckrationaler Ebene kritikwür-
dig wird;
b) einen sozialstrukturellen und Wertwandel,
der neue Trägergruppen mit spezifischen In-
teressen und verändertem Wertprofil hervor-
bringt

Probleme 4------- > Trägergruppen

Gesellschaftswandel
Auf unverändert kapitalistischer Grundlage
findet dabei ein Systemwandel statt in Rich-
tung von einer industriellen zu einer nachin-
dustriellen Gesellschaft4). Die nachindu-
strielle Gesellschaft umfaßt nach wie vor ei-
nen umfangreichen industriellen Sektor, ist
aber vor allem auf der Ebene der Arbeitskraft
gekennzeichnet durch einen stark expandie-
renden Dienstleistungssektor. Mehr noch als
an der offiziellen Sektorenstatistik ablesbar,
wird Arbeit faktisch in ausgedehntem Maße
Dienstleistungsarbeit mit zwar keineswegs
durchgängig, aber vielfach charakteristisch
größeren Autonomiespielräumen und höhe-
ren Qualifikationsanforderungen, als es bei
der industriell geprägten Arbeit der Fall war.
Der Übergang zur „industriellen Dienstlei-
stungsgesellschaft", als welche die postindu-
strielle Gesellschaft charakterisiert werden
kann, hat nun die Eigentümlichkeit, auf der
einen Seite die Prägung der Menschen durch
die Prozesse industrieller Fertigung zu sen-
ken. Auf der anderen Seite steigert er die fak-
tische und ideelle Betroffenheit durch die ex-
ternen Wirkungen von Industrien, die für die
industrielle Entwicklungsphase charakteri-
stisch sind (chemische Industrie, Automobil-,
Atomindustrie etc.). Die Ungleichzeitigkeit
der Emanzipation von der industriellen Pro-
duktion und die (gesteigerte) Betroffenheit
durch diese bilden den Hintergrund für die
neu entstandene soziopolitische Konfliktli-
nie.

4) Ausführlich und auch im Zusammenhang mit po-
litischen Konsequenzen diskutiert bei Joachim
Raschke, Soziale Bewegungen. Ein historisch-syste-
matischer Grundriß, Frankfurt-New York 1985
(dort auch Literaturhinweise).

5) Ideologie hier im Sinne eines um Konsistenz be-
mühten Interpretationszusammenhangs.
6) Vgl. Jürgen Habermas, Theorie des kommunika-
tiven Handelns, Bd. 2, Frankfurt 1981.
7) Vgl. Joachim Raschke, Politik und Wertwandel
in den westlichen Demokratien, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 36/80, S. 23 ff.
8) Die interessanteste aktualitätsbezogene soziolo-
gische Analyse der Intelligenz findet sich bei Alvin
W. Gouldner, Die Intelligenz als neue Klasse. 16
Thesen zur Zukunft der Intellektuellen und der
technischen Intelligenz, Frankfurt-New York 1980.

Auf der Problemebene ist für die Politisierung
der aufgeworfenen Fragen deren enge Ver-
zahnung kennzeichnend. Wie Wissenschaft

und Technik, die sozialen Träger des indu-
striellen Wachstums (Arbeit und Kapital) und
der bürokratisch-zentralistische Staat sich
wechselseitig bedingen und symbiotisch zu-
sammenwachsen, so auch die Technik-,
Wachstums- und Bürokratiekritik. Diese Kri-
tik entwickelt Maßstäbe der Umwelt- und So-
zialverträglichkeit, durch welche die bishe-
rige Bewertungsgrundlage, der materielle
Fortschritt, umgestoßen wird. Durch die Ver-
zahnung der Probleme wird einerseits die iso-
lierte Lösung von Problemen erschwert oder
unmöglich gemacht (immer wieder erfahrbar
im Bereich der Umweltpolitik). Zum anderen
wird dadurch die Suche nach einem gemein-
samen Nenner der Kritik, man könnte auch
sagen: deren Ideologisierungspotential5), ge-
fördert. Die Abwehr einer „Kolonialisierung
der Lebenswelt"6) oder die Ausdehnung von
Maßstäben der Lebensweise7) sind Beispiele
für eine Verallgemeinerungstendenz, die —
unabhängig von den intellektuellen Neigun-
gen der sozialen Träger des Protests — schon
in der Struktur der Probleme angelegt ist.
Wenn bereits an dieser Stelle die Intelligenz
als soziale Gruppe, als wesentliches sozial-
strukturelles Element der neuen Konfliktli-
nien eingeführt wird, so ermöglicht das, deren
eigenen, subjektiven Beitrag zur öffentlich-
politischen Definition der objektiven System-
probleme in den Blick zu nehmen. Sie ist da-
bei weder als abhängige Variable des Kon-
flikts zwischen herrschender und beherrsch-
ter Klasse noch als sozial freischwebend mit
der Fähigkeit zur Synthese der Zeitströmun-
gen zu verstehen8). Die Intelligenz ist immer,
spätestens aber seit Erreichen eines Groß-
gruppenstatus, eine Sozialgruppe mit eigenen
Bedürfnissen und Interessen.
In unserem Zusammenhang soll das für sie
charakteristische Bedürfnis betont werden,
eine zeit- und gesellschaftsbezogene, intellek-
tuell anspruchsvollere, soziokulturelle Identi-
tät zu gewinnen. In der Zeit des Kampfes um
soziale und politische Herrschaft konnte die
Identitätssuche sich am dominanten Klassen-
konflikt festmachen: Die Intelligenz war zwi-
schen den antagonistischen Großgruppen po-
larisiert und — rechts oder links — mit ihnen
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identifiziert. Unter den Bedingungen eines
gezähmten Klassenkonflikts wird die Identi-
tätssuche heute mit kritischen Systempro-
blemen verknüpft. Die Intelligenz wäre nicht
Intelligenz, würde sie nicht das darin liegende
Verallgemeinerungs- und Radikalisierungspo-
tential ausschöpfen.

Zwei Realgrößen erzeugen also die Fragen,
mit denen sich die Parteien in der Bundesre-
publik auseinandersetzen müssen:
— die objektive gesellschaftliche Entwick-
lung im Übergang zum Postindustrialismus
sowie
— die durch diese hervorgebrachte neue so-
ziale Gruppe der „Massenintelligenz".
Man kann beide Realitäten leugnen und die
derzeitigen Probleme als notwendige Begleit-
erscheinungen industriellen Wachstums (und
mit dessen Mitteln zu lösen), die Interpreta-
tionen der Intelligenz als Hirngespinste9) be-
trachten. Die Wirksamkeit der Grundsatzkri-
tik beruht aber genau darauf, daß die Pro-
bleme ihre objektive Grundlage haben und
erfahrbar sind10).

9) Wie Helmut Schmidt seinerzeit sinngemäß sag-
te: Die Krise findet in ihren Köpfen statt
10) Ein zentraler Gesichtspunkt, der in der Untersu-
chung von Wilhelm P. Bürklin, Grüne Politik. Ideo-
logische Zyklen, Wähler und Parteiensystem, Opla-
den 1984, völlig ausgeblendet wird.
11) Die frühe, einflußreiche Analyse stammt von
Seymour M. Lipset/Stein Rokkan (Eds.), Party Sy-
stems and Voter Alignments: Cross-National Per-
spectives, New York-London 1967.

Für das Parteiensystem ergeben sich damit
Herausforderungen auf mehreren Ebenen:
— Die Probleme sind nur noch eingeschränkt
als immanente, d. h. als technisch beherrsch-
bare Probleme zu behandeln, sobald die ver-
allgemeinernde und radikalisierende Sicht-
weise der neuen Opposition alternative Inter-
pretationen in Umlauf gesetzt hat.
— Die neuen Gruppen mit ihren veränderten
Wertpräferenzen und eigenständigen Hand-
lungskompetenzen sind von den Parteien nur
mit hohen Kosten (Verlust traditioneller
Gruppen) als Wähler oder Parteimitglieder
integrierbar.
— Die neuen Politikformen. (Bürgerinitiati-
ven, Selbsthilfegruppen, soziale Bewegungen)
sind nicht nur Ausdruck von Repräsentations-
defiziten des etablierten Parteiensystems,
sondern entsprechen auch genuinen Bedürf-
nissen der Massenintelligenz; sie sind durch
Integrationsstrategien schwer oder gar nicht 
zu absorbieren.
Bevor die Reaktionsmöglichkeiten des Partei-
ensystems diskutiert werden, gilt es zunächst
die neue Konfliktlinie genauer zu umreißen.

II. Soziopolitische Konfliktlinien
„Cleavage", das im Deutschen mit „soziopoliti-
scher Konfliktlinie" übersetzt werden kann,
bezeichnet eine dauerhafte politische Kon-
fliktlinie, die in sozialen Strukturen verankert
ist Das theoretische Konzept wurde im Rah-
men einer Parteien- und Wähleranalyse ent-
wickelt, die auf der Suche nach relativ stabi-
len gesellschaftlichen Grundlagen (und Erklä-
rungsfaktoren) des Parteiensystems war11)-
Seymour M. Lipset und'Stein Rokkan unter-
schieden in ihrer Analyse vier Konfliktlinien.
Zwei haben sozioökonomische Grundlagen:
der Gegensatz von Land und Stadt (bzw. land-
wirtschaftlichen und industriell-kaufmänni-
schen Interessen) und die Spaltung zwischen
Arbeit und Kapital. Die beiden anderen Kon-
fliktlinien sind soziokulturell bestimmt: der
Gegensatz von Kirche und Staat (bzw. katholi-
scher und protestantischer Konfession) und
der Konflikt zwischen Zentrum und Periphe-

rie, der auf ethnischen, sprachlichen und an-
deren kulturellen Unterschieden beruht
Diese Konfliktlinien reichen zeitlich zum Teil
weit hinter die Entstehung der europäischen
Parteiensysteme zurück, waren aber in sol-
chem Maße gesellschaftlich verankert, daß
von ihnen parteibildende Kraft ausging. Wei-
chenstellende Ereignisse führten zu politi-
schen Verdichtungen mit ihrer fortwirkenden
Prägekraft Dazu gehört das Zeitalter der Re-
formation, „in dem sich die neuen staatlich-
politischen Zentren mit den Instrumenten der
nationalen Kirche und der nationalen Spra-
che gegenüber den Peripherien durchzuset-
zen anschickten, dann die Französische Revo-
lution, die im Kampf zwischen Staat und Kir-
che um die Schulaufsicht die .nationale' Revo-
lution fortsetzte, sowie schließlich die indu-
strielle Revolution des 19. Jahrhunderts mit
ihrer Verschärfung des traditionellen Stadt-
Land-Gegensatzes einerseits und der neuen
Unterscheidung von Unternehmern (Besitz)
und Arbeitern andererseits." )12

12) Hans Boldt, Stein Rokkans Parteitheorie und
die Vergleichende Verfassungsgeschichte, in: Lot-
har Albertin/Werner Link (Hrsg.), Politische Par-
teien auf dem Weg zur parlamentarischen Demo-
kratie in Deutschland. Entwicklungslinien bis zur
Gegenwart, Düsseldorf 1981, S. 91 ff.

B 49 24



Beeindruckt von den weit zurückreichenden
historischen Grundlagen des Parteiensystems
und vom langandauernden Fortbestehen der
ursprünglichen Parteiformationen formulier-
ten Seymour M. Lipset und Stein Rokkan die
These, die westeuropäischen Parteiensysteme
seien in den zwanziger Jahren dieses Jahr-
hunderts „eingefroren", d. h, sie seien — was
immer sich verändert habe — nicht aufgrund
neuer grundlegender Konfliktlinien umge-
staltet worden.

Aber schon kurz nach Veröffentlichung der
Studie, vor dem Hintergrund der Studenten-
bewegungen und eines sozialstrukturellen
Wandels, steuerte Erik Allardt die These bei,
es entwickle sich eine neue Konfliktlinie, die
ihre strukturelle Grundlage in der „Bildungs-
revolution" habe13). Die Fortsetzung des Stu-
dentenprotests in den Bewegungen der sieb-
ziger und achtziger Jahre unterstützte die
Annahme, hier sei eine neue, dauerhafte Kon-
fliktlinie entstanden, die zum Teil ja auch —
vor allem in der Bundesrepublik — zur Um-
strukturierung der Parteiensysteme geführt
habe ).14

13) Vgl. rik Allardt, Past and Emerging Political
Cleavages, in: Otto Stammer (Hrsg.), Parteiensyste-
me, Parteiorganisationen und die neuen politischen
Bewegungen, Berlin 1968, S. 66 ff.
14) Vgl. u. a. Ronald Inglehart, Traditionelle politi-
sche Trennungslinien und die Entwicklung der
neuen Politik in westlichen Gesellschaften, in: Poli-
tische Vierteljahresschrift (PVS), 24 (1983), S. 139ff„
und Christian Fenner, Was ist eingefroren in den
Parteiensystemen?, in: Jürgen W. Falter et al.
(Hrsg.), Politische Willensbildung und Interessen-
vermittlung, Opladen 1984, S. 23 ff. Vor allem zur
historischen Vertiefung der Konfliktlinien interes-
sant die kritische Ergänzung von Hans Boldt
(Anm. 12), S. 92. Nach Abschluß des Manuskripts
erschien Jens Alber, Modernisierung, neue Span-
nungslinien und die politischen Chancen der GRÜ-
NEN, in: PVS, 26 (1985), S. 211—226. Nur scheinbar
an Seymour M. Lipset/Stein Rokkan anknüpfend,
gibt die ahistorische Formalisierung des Lipset/
Rokkan-Ansatzes deren so zentrale historisch-ana-
lytische Perspektive auf. Die mit den GRÜNEN
verbundenen Konfliktlinien werden nicht als stabi-
lisierbares cleavage interpretiert, sondern als gene-
rationsspezifische Unzufriedenheit. Die GRÜNEN
seien im wesentlichen die „Partei frustrierter aka-
demischer Plebejer“ (S. 220). Spätestens ab den
neunziger Jahren werde das Wählerpotential der
GRÜNEN in dem Maße' schrumpfen, wie „die ge-
burtenschwachen Jahrgänge Einzug in die höheren
Bildungsinstitutionen halten und die heutigen Ab-
solventengruppen im Wirtschaftsleben Fuß fassen"

Wichtig am Konzept der soziopolitischen
Konfliktlinien ist, daß es über kurzfristigere
Themen, Strömungen und Aktionen hinweg
eine dauerhaftere Verortung politischer Spal--
tungen ermöglicht. Damit ist der makrostruk-
turellen, langfristigen Gesellschafts- und Poli-

tikanalyse ein wichtiges Hilfsmittel an die
Hand gegeben.
Nicht zwingend dagegen sind zwei Ein-
schränkungen, die häufig mit dem Ansatz ver-
bunden werden:
a) Zum einen wird behauptet, der Konflikt
müsse sich auf sozialstrukturell abgrenzbare
„latente Interessengruppen" stützen: „Neue
ideologische Spannungslinien wie der Gegen-
satz zwischen den traditionellen Parteien und
ökologischen Bewegungen lassen sich nicht
mehr auf Interessengegensätze zwischen be-
stimmten sozialen Gruppierungen zurückfüh-
ren. Wenn Studenten und jüngere Akademi-
ker stärker als ältere Wähler mit Bewegun-
gen wie den GRÜNEN sympathisieren, ver-
treten sie nicht wie in der traditionellen In-
teressengruppenpolitik partikulare Interes-
sen ihrer eigenen Gruppe, sondern setzen
sich für öffentliche Güter ein wie eine sau-
bere Umwelt, von deren Genuß später nie-
mand ausgeschlossen werden kann. Insofern
ist hier auch die Vorstellung von der allmähli-
chen politischen Mobilisierung einer latenten
Interessengruppe nicht angebracht Träger
dieser neuen Bewegungen sind deshalb oft
Wertgemeinschaften und nicht über ihre In-
teressenlage abgrenzbare sozialstrukturelle
Gruppierungen." )15

Dagegen kann zweierlei eingewendet wer-
den. Zum einen wird dabei die sozialstruktu-
rell eingegrenzte und vor allem in der primä-
ren Trägergruppe deutlich umrissene Basis
der neuen Konfliktlinie vernachlässigt, die
auch interessenmäßiger Interpretation offen-
steht (s. u.). Zum anderen ist die sozialstruktu-
rell definierbare Gruppe nur eine Ausprägung
der in diesem Zusammenhang wichtigen Be-
dingung, die heißt: Konfliktlinie mit dauerhaf-
ter gesellschaftlicher Grundlage. Wertge-
meinschaften, zumal wenn sie sich über ein
Milieu verfestigen, haben auch bei einer grö-
ßeren Streubreite objektiv-struktureller
Merkmale eine Stabilisierungschance. Auch
bei der konfessionellen Konfliktlinie kommt
es ja weniger auf das objektive Merkmal des
Taufscheins bzw. das formelle Merkmal der
Kirchenmitgliedschaft als auf die Aktualisie-
rung von Wert- bzw. Glaubensüberzeugungen
an (z. B. die Häufigkeit des Kirchgangs).
b) Die zweite Einschränkung besteht darin,
daß die Politikform, in der sich die Konfliktli-
nie ausdrücken muß, auf die Partei begrenzt
wird.

15) Franz Urban Pappi, Konfliktlinien, in: Manfred
G. Schmidt (Hrsg.), Westliche Industriegesellschaf-
ten, München-Zürich 1983, S. 183 ff., hier S. 188f.
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Die Studie von Seymour M. Lipset und Stein
Rokkan fragte nach „Parteiensystemen und
Wählerbindungen“. Partei- und Wahlform wa-
ren historisch seit der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhunderts naheliegende Ausdrucksformen
polarisierter sozialer Konfliktlinien. Als Poli-
tikform sind sie indessen nicht zwingend bzw.
allein möglich. Soziale Bewegungen und In-
itiativgruppen der verschiedensten Art kön-
nen alternative politische Ausdrucksformen
grundlegender gesellschaftlicher Konflikte
sein. Allerdings sind nicht alle Konfliktlinien
durch soziale Bewegungen politisiert worden,
nicht jede Partei wiederum, die auf eine sol-
che Konflikt- oder Spaltungslinie zurückgeht,
hatte den Unterbau einer sozialen Bewe-
gung.

Kann sich eine Konfliktlinie so einerseits
auch außerhalb von Parteien in sozialen Be-
wegungen manifestieren ), so wird sie ande-
rerseits in den hochmobilisierten und for-
mierten Parteiensystemen, mit denen wir es
heute zu tun haben, nicht notwendig durch
eine starke neue Partei ausgedrückt. Kleine
— vielfach

16

auch bestehende — Parteien kön-
nen sich ganz der neuen Konfliktlinie öffnen.
In größere, ideologisch nahestehende Par-
teien kann der Konflikt als eine innerparteili-
che Spaltungslinie einziehen und so Einfluß
auf die Konfliktformationen des gesamten
Parteiensystems erhalten.

Für die Bundesrepublik heißt das, daß die
Wähler der GRÜNEN allein nicht Indikator
für die Stärke der neuen Konfliktlinie sind,
sondern deren Wirksamkeit in den sozialen
Bewegungen und vor allem in der SPD mitbe-
rücksichtigt werden muß ) .17

Im folgenden soll zunächst nach der Ausprä-
gung der neuen soziopolitischen Konfliktli-
nie, dann nach Inhalt und Bedeutung der tra-
ditionellen Spaltungen gefragt werden.

1. Die postindustrielle Konfliktlinie
Für die neue Konfliktlinie ist zunächst einmal
eine geringere Eindeutigkeit als bei den tradi-
tionellen kennzeichnend. Der Inhalt des Kon-

16) Hans Boldt (Anm. 12), S. 97, betont den Gesichts-
punkt, daß sich cleavages auch in Verbänden aus-
drücken können.
17) Für eine interessante Analyse der internen
Spaltung der SPD-Wählerschaft hinsichtlich des
neuen cleavage vgl. Helmut Thome, Wertorientie-
rungen und Parteipräferenzen in der Berliner Wäh-
lerschaft, Berlin 1985, erscheint in: Wählerschaft
und Führungsschicht in Berlin. Eine Analyse ge-
sellschaftlich-politischer Konflikte anläßlich der
Wahlen 1981, Opladen 1985.

flikts kann sehr unterschiedlich definiert wer-
den; er ist jedenfalls nicht wie die früheren
Spaltungen durch ein zentrales, eindeutiges
Problem bestimmt, sondern durch eine Pro-
blemkomplexität, die selbst wiederum der In-
terpretation bedarf. Auch die soziale Träger-
gruppe zeigt weniger prägnante Merkmale
als die Trägergruppen in den früheren Spal-
tungslinien. Das gilt für beide Seiten des Kon-
flikts, also auch für den Konfliktgegner, der 
heute sehr verschiedenartige Teilgruppen
umfaßt (Unternehmer, Arbeiter etc.).

Schließlich fehlt es bei dem Erfordernis der 
Stabilisierungschance an Kriterien mit ver-
gleichbarer Eindeutigkeit wie bei den tradi-
tionellen Konflikten. Objektive sozialstruktu-
relle Merkmale sind bei der neuen Konfliktli-
nie keine hinreichende Basis für deren Stabi-
lisierung. Da sie aber auch bei den alten Spal-
tungslinien die Grundlage für Milieubildung
waren, die das wichtige subkulturelle Unter-
futter darstellte und damit wesentlich zu ih-
rer Dauerhaftigkeit beitrug, ist zu fragen, wie-
weit die aktiven Träger der neuen Spaltungs-
linie zu solcher Milieubildung fähig sind.

So ergibt sich im Unterschied zu der über-
sichtlichen (wenn auch nicht heilen) Welt der
alten Spaltungslinien eine Struktur, die durch
das Stichwort der „Neuen Unübersichtlich-
keit" (Jürgen Habermas) gut zu charakterisie-
ren ist Auch die Argumentationsstruktur
wird dadurch komplizierter, so daß für die um
Differenzierung bemühten Darlegungen im
folgenden Abschnitt wohl etwas Geduld not-
wendig ist

Geht man davon aus, daß nicht nur der Inhalt,
sondern auch die interne Struktur der Spal-
tungslinie sich verändert hat, dann drückt die
in diesem Beitrag entwickelte Argumenta-
tionslinie zugleich die Unwägbarkeiten aus,
die in der Sache selbst liegen. Die hier vertre-
tene, für manche sicherlich zu starke Behaup-
tung eines neuen cleavage stützt sich auf im
Kernbereich identifizierbare Trägergruppen,
auf eine unverkennbare alternative Orientie-
rung, die allerdings noch nicht auf den Punkt 
gebracht wurde und vielleicht auch gar nicht
zu bringen ist, sowie auf Umrisse eines neuen
Milieus, dem nicht nur deshalb die Stabilisie-
rungschance abzusprechen ist, weil es anders
als alle bisherigen Milieus strukturiert ist.

a) Inhaltliche Dimension
Es kann hier nicht ein neuer Versuch unter-
nommen werden, die sehr verschiedenartigen
Elemente der postindustriellen Konfliktlinie
auf einen Nenner zu bringen (Technik- und
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Wachstumskritik, Ökologie, Partizipation,
Frauenemanzipation, Rüstung, Dritte Welt
etc.). Postmaterialismus18), Abwehr einer Ko-
lonialisierung der Lebenswelt ) oder das Pa-
radigma der Lebensweise ) sind Beispiele für
solche Integrationsversuche, über deren Nut-
zen sich streiten läßt.

18 Vgl. Ronald Inglehart, The Silent Revolution.
Changing Values and Political Styles Among We-

Stern Publics, Princeton 1977.
1)9 Vgl. Anm. 6.
20) Vgl. Anm. 7.

21) Vgl. dazu Karl-Werner Brand et al„ Aufbruch in
eine andere Gesellschaft. Neue soziale Bewegun-
gen in der Bundesrepublik, Frankfurt-New York
1983, und Roland Roth, Neue soziale Bewegungen
in der politischen Kultur der Bundesrepublik —
eine vorläufige Skizze, in: Karl-Werner Brand
(Hrsg.), Neue soziale Bewegungen in Westeuropa
und den USA Ein internationaler Vergleich, Frank-
furt-New York 1985, S. 20 ff.
22) Zum sozialstrukturellen Profil und Literaturhin-
weisen vgl. Joachim Raschke (Anm. 4), S. 414 ff.

Festgestellt werden kann allerdings, daß eine
veränderte Werthierarchie, in der ökologi-
sche und bestimmte soziokulturelle Werte
nach oben gerückt sind, die alternative Orien-
tierung ebenso charakterisiert wie der Ver-
such einer grundlegenden Veränderung der
Lebensweise. Diese soll sich aus dem Selbst-
lauf der Teilsysteme herauslösen, von indivi-
duell bestimmten menschlichen Bedürfnissen
her eine nicht geliehene Identität aufbauen
und von der Lebenswelt ausgehend das Ge-
samtsystem neu strukturieren. Allerdings
fehlt dem oppositionellen Pol dieser Spal-
tungslinie der archimedische Punkt, von dem
aus sich die kapitalistische Industriegesell-
schaft mit ihren normativen und institutionel-
len Begleiterscheinungen aushebeln ließe.
Kennzeichnend für die alternative Position
sind die thematische Heterogenität, die stra-
tegische Unsicherheit und der Wunsch nach
ganzheitlich-utopischer Politik- und Lebens-
gestaltung.
— Die ganzheitlich-utopische Orientierung
will die weit fortgeschrittene gesellschaftli-
che Differenzierung — mindestens teilweise
— rückgängig machen („Entdifferenzierung"),
die verselbständigten Lebenssphären neu
miteinander verkoppeln und auch die Politik
aus der Borniertheit des Ressortprinzips her-
ausführen.
— Die strategische Unsicherheit, die ihren
Ausdruck z. B. in den Gruppenkämpfen der
GRÜNEN findet, ist Ergebnis der Nichtein-
deutigkeit zentraler Ansatzpunkte, der Reich-
weite zu verfolgender Ziele und der dafür an-
zuwendenden Mittel.
— Thematische Heterogenität ist Ausfluß ei-
nes eher erfahrungs- als theoriegeleiteten Po-
litikansatzes, dem sich heute praktisch kein
Teilbereich mehr als unproblematisch ver-
schließt, und der Unmöglichkeit, eine begrün-
dete Rangordnung zwischen den vielfältigen
Themen herzustellen.
Es gibt keine Kriterien, mit denen sich über
eine Priorisierung von Themen und den er-
reichbaren Grad an Entdifferenzierung ent-
scheiden ließe und damit auch keine Grund-

läge für eine Strategie, die die Grade und For-
men der Radikalität festzulegen hätte. Diese
Unsicherheiten schwächen den Versuch ei-
nes konsistenten Gegenprogramms, nicht
aber die Kritik. Diese Kritik ist das einigende
Band; eine im doppelten Sinne negative Inte-
gration entsteht. Beim „positiven“ Gegenent-
wurf blühen hundert Blumen, aus denen kein
Strauß zu binden ist — eine schillernde Kon-
fliktlinie also, ohne inhaltlichen Namen: post-
industrielles cleavage.

b) Strukturelle Basis
Jedes cleavage hat einen aktiven, die Kon-
fliktlinie konstituierenden Pol. Dessen soziale
Trägergruppe ist häufig klarer umrissen als
die des reaktiven Pols, der notwendiger Be-
standteil des Konfliktverhältnisses ist. Im 
Falle der beiden in der Bundesrepublik wirk-
samen traditionellen Konfliktlinien bildeten
sich die diese konstituierenden Trägergrup-
pen einerseits aus den Arbeitern (beim Klas-
sencleavage), andererseits aus den Katholiken
(beim Konfessionscleavage). Die Wahlfor-
scher haben diese Gruppen weiter einge-
grenzt und die gewerkschaftlich organisierten
Arbeiter sowie die Katholiken mit größerer
Kirchgangshäufigkeit als Kernbereiche be-
stimmt
Welches sind nun die konstituierenden Trä-
gergruppen der neuen Konfliktlinie? Anders
als bei den beiden traditionellen Konfliktli-
nien reicht hier die Wähleranalyse noch nicht
und nicht allein aus, da der wählersoziologi-
sche Ansatz einerseits ein politisch entfalte-
tes cleavage, andererseits die Verwendung
sozialstrukturell aufschließender Kategorien
voraussetzt. An beidem mangelt es bisher.
Neben der Wählerschaft der GRÜNEN sind
vor allem die sozialen Trägergruppen der
neuen Bewegungen21) von Interesse, die den
Konstituierungsprozeß der postindustriellen
Konfliktlinie wesentlich tragen22). Zwei
Merkmale treten bei deren Kerngruppen be-
sonders hervor: höherer Bildungsgrad (Stu-
dium und/oder Abitur) und — soweit (schön)
gegeben — berufliche Tätigkeit im Dienstlei-
stungsbereich. Dabei sind geistes- und sozial-
wissenschaftliche Disziplinen und Human-
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dienstleistungsbereich von besonderer Be-
deutung. Daneben sind Momente der Margi-
nalisierung relevant, die ihren Ausdruck vor
allem in Arbeitslosigkeit und (neuer) Armut
finden. Von wachsender Bedeutung scheint
vor allem die Überschneidung von Marginali-
sierung (Arbeitslosigkeit, Gelegenheitsarbeit
etc.) mit höherem Bildungsgrad zu sein. Da
die Expansion der Intelligenz (in Verbindung
mit umfassenden gesellschaftlichen Verwis-
senschaftlichungstendenzen) und des Dienst-
leistungsbereichs zentrale Merkmale im Rah-
men der Postindustrialismustheorien darstel-
len23) und Marginalisierung in kritischen
Versionen dieses Ansatzes24) gleichfalls als
immanente Entwicklungstendenz des kapita-
listischen Postindustrialismus erklärt werden,
läßt sich von einem postindustriellen cleav-
age sprechen, mit sozialen Trägergruppen, die
für diesen Gesellschaftstyp charakteristisch
sind.

23) Vgl. u. a. Daniel Bell, Die nachindustrielle Ge-
sellschaft, Frankfurt-New York 1975, und Alain
Touraine, Die postindustrielle Gesellschaft, Frank-
furt 1972.
24) Vgl. Fred Block/Larry Hirschhorn, New Produc-
tive Forces and the Contradictions of Contempo-
rary Capitalism: A Post-Industrial Perspective, in:
Theory. and Society, 7 (1979), S. 363 ff., und Andre
Gorz, Wege ins Paradies, Berlin 1983.

Die führende Rolle bei der Entfaltung der
neuen Konfliktlinie spielt die Intelligenz.
Dies bereitete sich vor mit der Studentenbe-
wegung der sechziger Jahre, die zwar von
wichtigen ihrer Strömungen als Revitalisie-
rung marxistischer Praxis verstanden wurde,
deren soziokultureller Protestgehalt aber für
ihre gesamtgesellschaftliche Wirkung und für
ihr thematisch verändertes bzw. erweitertes
Fortwirken in den neuen sozialen Bewegun-
gen tatsächlich von größerer Bedeutung war.
Historisch neu ist nicht, daß größere Teile der
Intelligenz „links" stehen. Das war auch schon
in der Nationalbewegung und in der liberalen
bzw. demokratischen Bewegung zwischen
den Befreiungskriegen und der 1848er Revo-
lution der Fall. Historisch neu ist, daß Intelli-
genz nicht nur Randbewegungen bildet oder
nur ein (kleiner) Teil bzw. die Elite einer Be-
wegung mit primär anderem sozialem Hinter-
grund ist, sondern daß die neuen Bewegun-
gen und die aus ihnen hervorgegangene Par-
tei DIE GRÜNEN Ausdrucksform der nun-
mehr zu einer Großgruppe avancierten Intel-
ligenz, eben der Massenintelligenz sind.
Zwar ist die Intelligenz bei weitem nicht groß
genug, um auf Bündnisse verzichten zu kön-
nen, sie muß sich aber erstmals nicht zwi-
schen einer Anlehnung an die herrschenden
oder oppositionellen Großgruppen entschei-

den, sondern hat in der postindustriellen Ge-
sellschaft eine Basis zur Verfügung, von der
aus sie ihre eigene Politik machen kann.
Welche Interessen hat nun die Intelligenz als
soziale Gruppe im politischen Prozeß? Sicher-
lich verfolgt sie auch gruppenspezifische, par-
tikulare Interessen beispielsweise berufspoli-
tischer Art (Lehrer- bzw. Akademikerarbeits-
losigkeit etc.) und sicher hat sie auch macht-
politische Ambitionen als Gruppe im Konflikt
mit anderen Großgruppen. Die Intelligenz als
soziale Gruppe ist nie so „freischwebend"
(Karl Mannheim), daß es nicht notwendig
wäre, solchen Interessenlagen nachzugehen.
Charakteristisch ist hingegen, daß einige (vie-
le?) ihrer Interessen zugleich universalisti-
scher Art, einige (viele?) ihrer Forderungen
also ohne partikularen Interessenbezug sind.
Ein Beispiel für die Verknüpfung partikularer
und universalistischer Interessen ist die von
der Intelligenz betonte Forderung nach Frei-
heit geistiger Arbeit, deren rechtliche und
faktische Sicherung nicht nur ein Intelligenz-,
sondern ein Menschenrecht darstellt. Ein an-
deres Beispiel ist die Gewinnung soziokultu-
reller Identität, die ein Bedürfnis aller Men-
schen darstellt, für die Großgruppe Intelli-
genz aber auch deshalb besonders wichtig ist,
weil sie — auf Zeit oder unbegrenzt — in
relativen Freiräumen und mit der Aufgabe
lebt, in Auseinandersetzungen mit den nor-
mativen Grundlagen der Gesellschaft ihre ei-
gene Position zu gewinnen. Identitätsbildung
über Kritik und kritische Aneignung ist be-
sonders ausgeprägt bei der geistes- und so-
zialwissenschaftlichen Intelligenz und ent-
sprechenden Dienstleistenden (Lehrer, Sozial-
arbeiter, Pfarrer etc.).
Die in Vergangenheit wie Gegenwart stattfin-
dende Überprüfung von Tradition und die Su-
che nach soziokultureller Identität ist in Be-
ziehung zu setzen zu kritischen Systempro-
blemen. Waren dies in der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts in Deutschland Probleme
der Staats- bzw. Nationsbildung und der Libe-
ralisierung bzw. Demokratisierung des Staa-
tes, so verfügte danach der auf die soziale
Gleichheitsfrage zentrierte Klassenkonflikt
über die größte gesellschaftliche Dynamik.
Mit der Befriedung dieses Konflikts drängten
sich eher gruppenunspezifische Systemwider-
sprüche für eine Kritik auf: die autoritären
Tendenzen einer sich demokratisch verste-
henden Gesellschaft (Partizipationsthema),
die sozialen, psychischen und psychosomati-
schen Kosten einer konkurrenzbetonten,
hierarchischen Leistungsgesellschaft (The-
men für Alternativkultur und -bewegung), die
ökologischen Kosten eines aggressiven indu-
striellen Wachstums (Okologiethema), die
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Unfriedfertigkeit und latente Sicherheitsbe-
drohung einer atomaren Rüstungspolitik
(Friedensthema). Immer führten bestimmte
Folgewirkungen des Systems zu Ergebnissen,
die „eigentlich" nicht gemeint waren.
Diese Probleme waren so allgemein, daß sie
keine sozialstrukturell eingegrenzten Träger-
gruppen hatten, die ihre Politisierung hätten
verfolgen können. Damit war eine Situation
gegeben, in der die expandierende Intelligenz
zum Bearbeiter von allgemeinen Problemen
werden konnte, deren Lösung allen zugute
kommen würde (im Sinne eines „allgemeinen
Gutes"). Die Konstellation war also insgesamt
gekennzeichnet durch die objektive Ver-
schärfung allgemeiner, kritischer Systempro-
bleme, durch das Fehlen einer von ihnen pri-
mär betroffenen spezifischen Trägergruppe,
durch die infolge der Bildungsexpansion und
Tendenzen der Wissensgesellschaft zugleich
ausgeweitete wie aufgewertete, gleichzeitig
aber zum Teil auch „deklassierte" Massenin-
telligenz, die erstmals über ein politisch rele-
vantes Eigenpotential verfügt
Wenn dies — in der hier notwendigen Kürze
— als plausibler Erklärungszusammenhang
erscheint, bleibt die Frage: Warum geht der
Hauptstrom dieser Bewegung nach links und
zeigt eine überwiegend universalistische
Wertorientierung, die als Aktualisierung der
klassischen Wertetrias von Freiheit, Gleich-
heit, Brüderlichkeit in bezug auf neue Pro-
bleme beschreibbar ist?25)

25) Vgl. Detlef Murphy et al., Haben „links" und
•rechts" noch Zukunft?, in: PVS, 22 (1981), S. 398 ff.

26) Vgl. u. a. Jugend '81. Lebensentwürfe, Alltags-
kulturen, Zukunftsbilder, 3 Bde., Hamburg 1981;
Heinz-Ulrich Kohr/Hans-Georg Räder, Jugend als
Reproduktion von Gesellschaft. Problematisierung,
Thesen und empirische Befunde, in: Heinz-Ulrich
Kohr et al. (Hrsg.), Reproduktion von Gesellschaft
Jugend — Partizipation — Politische Bildung,
Weinheim/Basel 1983, S. 14 ff.; Die verunsicherte
Generation. Jugend und Wertewandel, Opladen
1983.

Historisch-politisch wäre zur Beantwortung
dieser Frage zu verweisen einerseits auf die
Diskreditierung der (radikalen) Rechten, der
Hauptorientierung der deutschen Intelligenz
in den vergangenen hundert Jahren, durch
den Nationalsozialismus, andererseits auf die
Herkunft der Führungsgruppen des Studen-
tenprotests der sechziger Jahre aus dem lin-
ken Bereich, speziell der SPD (so der 1960
abgespaltene SDS und die junge innerpar-
teiliche Opposition seit Mitte der sechziger
Jahre).
Sozialstrukturell wäre die ausgeprägt egali-
täre Orientierung der Intelligenz allgemein
auf die Position ökonomischer Abhängigkeit,
spezifischer auf die gleichzeitig stattfinden-
den Auf- wie Abstiegsprozesse zurückzufüh-
ren. Soweit die Intelligenz im postindustriel-
len Entwicklungstrend reale Aufstiegschan-
cen hat, kämpft sie wie jede aufsteigende
Gruppe mit der Forderung nach Egalisierung
um ihre angemessene Berücksichtigung im
Gratifikations- und Machtsystem; soweit sie

eine absteigende Gruppe ist, meint die egali-
täre Forderung Sicherung auf einem niedrige-
ren Niveau.
Bei der sozialstrukturellen Fundierung der
neuen Konfliktlinie wurde die soziale Groß-
gruppe der Intelligenz nicht deshalb betont,
weil sie in den Führungsgruppen der postin-
dustriellen Bewegungen und der Partei DIE
GRÜNEN stark vertreten ist (dies wäre auf
Parteiebene heute nicht auffällig und gilt
auch für die etablierten Parteien), sondern
weil die alternative Gesellschaftsinterpreta-
tion in dieser Gruppe einen besonderen
Rückhalt findet. Die soziale Basis der neuen
Konfliktlinie ist aber breiter. Sie reicht sozial-
strukturell in den nicht akademisierten
Dienstleistungsbereich hinein, ist dagegen
schwach ausgeprägt in den Bereichen land-
wirtschaftlicher und industrieller Produktion.
Eine Gruppe tritt bei den verschiedenen Un-
tersuchungen besonders hervor: die Ju-
gend26). Nun ist dies eine quer zur Schich-
tungsstruktur liegende Kategorie von sozial-
strukturell eher begrenzter Bedeutung. Für
die soziopolitische Analyse wird sie jedoch
interessant
a) als eine für gesamtgesellschaftlichen Wan-
del vor allem dann besonders offene Gruppe,
wenn sie — wie in der Bundesrepublik —
unter der Bedingung erodierender traditio-
neller Gruppenbindungen aufwächst;
b) als eine „Gruppe auf Zeit", bei der die
Orientierung an Gleichaltrigen besonders
hoch und die Ausstrahlung der Intelligenz (ca.
20% eines Altersjahrgangs besuchen die
Hochschulen) besonders stark, d. h. die Chan-
cen zur Ausbreitung politischer Innovationen
beträchtlich sind;
c) als eine Gruppe, für die die Suche nach
Identität ein besonders markantes, altersspe-
zifisches Merkmal darstellt — auch unter an-
deren Lebens- und Arbeitsbedingungen als
denen der Intelligenz und zumal, wenn diese
individuelle Identitätssuche in gesellschaftli-
chen Umbruchzeiten sich an übergreifenden
gesellschaftlichen Zusammenhängen orien-
tieren kann.
.Jugend“ ist eine zu breite und heterogene
Kategorie zur Erklärung der postindustriellen
Konfliktlinie, aber einige jugendspezifische
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Merkmale scheinen diese neue Konfliktlinie
zu prägen.
Abgesehen davon, daß eine — zumal, wie in
der Bundesrepublik, die einzige — Alternativ-
partei auch Objekt diffusen, d. h. sehr ver-
schiedenartig motivierten, latenten Protests
ist, mobilisieren solche Parteien auch dispari-
tär Betroffene ). Gerade der allgemeine27 Cha-
rakter der heute kritischen Systemprobleme
ermöglicht eine solche, in bezug auf die
Schichtungsstruktur breit streuende Mobili-
sierung, die den Bauern, andere Selbständige
oder Arbeiter zur Unterstützung der neuen
Konfliktlinie führen können, ohne daß sie da-
mit zu deren Kerngruppen gehörten.
Stark vereinfacht können die Kerngruppen,
die durch die Stichworte „humanistische In-
telligenz" (Alvin W. Gouldner), Humandienst-
leistungsbereich und Marginalisierung umris-
sen sind, dem Prozeß der Innovation (und po-
litischen Definition der Konfliktlinie), die so-
zialstrukturell heterogenere Unterstützungs-
basis hingegen dem Prozeß der Diffusion zu-
geordnet werden. Der Unterschied zur Entfal-
tung des alten industriellen Klassenkonflikts
liegt darin, daß damals aus dem Handwerker-
tum hervorgegangene Industriearbeiter im
Zusammenwirken mit einer von außen kom-
menden, quantitativ kleinen Intelligenz-
gruppe bürgerlicher Herkunft ein cleavage
konstituierten, für das über lange Zeit Indu-
striearbeiter die „geborene“ Unterstützung
darstellten, wohingegen heute eine stärkere
sozialstrukturelle Differenz zwischen Kern-
gruppe(n) und (potentieller) Massenbasis be-
steht.
c) Stabilisierungschancen
Die Gruppenbasis ist für die Konfliktlinie vor
allem unter dem Gesichtspunkt der Stabilisie-
rung bzw. Dauerhaftigkeit von Interesse. Da-
bei wird von einigen Wissenschaftlern die
These vertreten, es gebe hinsichtlich der Sta-
bilität eine Abstufung von den traditionellen,
segmentierten Gemeinschaften (ethnisch, re-
gional, konfessionell) über die sozioökonomi-
schen zweck- und interessenorientierten
Großgruppen (z. B. Arbeiter) zu den am wenig-
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sten stabilisierbaren, „reinen“ Wertgemein-
schaften28). Wenngleich behauptet werden
kann, die neue Konfliktlinie baue — vor allem
in ihren Kerngruppen — auf einer relativ fest
strukturierten Basis auf, so ist doch zuzuge-
stehen, daß diese — verglichen mit der Arbei-
terschaft — heterogener ist und aufgrund des
geringen gesamtgesellschaftlichen Anteils
der Intelligenz bei weiterer Ausdehnung
noch heterogener würde. Die Frage nach zu-
sätzlichen Stabilisierungsstützen bleibt also
wichtig.

27) Mit dem Disparitäten-Konzept wurde eine hori-
zontale Kategorie in die Analyse der Sozialstruktur
eingeführt. Sie umfaßt besondere Benachteiligun-
gen bzw. Betroffenheiten, die — prinzipiell — jeden
treffen können (wie Umweltzerstörungen, Ver-
kehrslärm etc.). Vgl. Joachim Bergmann et al„ Herr-
schaft, Klassenverhältnis und Schichtung, in: Theo-
dor W. Adorno (Hrsg.), Spätkapitalismus oder Indu-
striegesellschaft?, Stuttgart 1969, S. 67 ff., und Claus
Offe, Politische Herrschaft und Klassenstrukturen.
Zur Analyse spätkapitalistischer Gesellschaftssy-
steme, in: Gisela Kress/Dieter Senghaas (Hrsg.), Po-
litikwissenschaft. Eine Einführung in ihre Proble-
me, Frankfurt 1969, S. 155ff.

28) Vgl. Scott C. Flanagan/Russell J. Dalton, Parties
Under Stress: Realignment and Dealignment in Ad-
vanced Industrial Societies, in: West European Po-
litics, 7 (1984), S. 5 ff.; Franz Urban Pappi, Konstanz
und Wandel der Hauptspannungslinien in der Bun-
desrepublik, in: Joachim Matthes (Hrsg.), Sozialer
Wandel in Westeuropa, Frankfurt-New York 1979.
S. 465 ff. und ders. (Anm. 15).
29) M. Rainer Lepsius, Parteiensystem und Sozial-
struktur: Zum Problem der Demokratisierung der
deutschen Gesellschaft, in: Wilhelm Abel et al.
(Hrsg.), Wirtschaft, Geschichte und Wirtschaftsge-
schichte, Stuttgart 1966, S. 371 ff.

Hier nun gewinnt der Milieubegriff an Bedeu-
tung. Die Kategorie des „Milieus" hat M. Rai-
ner Lepsius im Sinne einer „sozialmoralischen
Einheit" in die sozialwissenschaftliche Dis-
kussion eingeführt29). Sie scheint geeignet,
die gesellschaftliche Substruktur vor allem
beim aktiven Pol der Konfliktlinie zu erfas-
sen. Je ausgeprägter das Milieu, desto stabiler
das cleavage.
Im Hinblick auf die in diesem Beitrag zu un-
tersuchende Frage nach Strukturproblemen
des Parteiensystems und ihren gesellschaftli-
chen Grundlagen ist die Frage interessant,
welche Faktoren — über ein Interessen- und
Wertbewußtsein hinaus — zu einem „ausge-
prägten Milieu" führen. Die allgemeinste Ant-
wort darauf hieße: eine Vielzahl möglichst
stabiler kommunikativer Netzwerke. Was
aber verbürgt deren Dauerhaftigkeit?
a) Strukturelle Interaktion. Damit ist die
durch bestehende Strukturen ermöglichte
und nahegelegte häufige Interaktion gemeint,
in der Wert- und Interessenorientierungen
bekräftigt werden. Betriebe und die Konzen-
tration in bestimmten Wohngegenden sind
Beispiele dafür. Richtungs- bzw. gruppenspe-
zifische Massenmedien leisten wichtige Bei-
träge zu diesem Integrationsmechanismus.
b) Gesellschaftliche Organisation. Vereine
und Verbände dienen der organisatorischen
Stabilisierung kontinuierlicher Kommunika-
tion und Integration.
c) Partei(en). Sie sind nicht nur Ausdruck des
Milieus, sondern ihre Interpretations- und
Orientierungsarbeit — soweit sie sich auf ein
Wähler und Mitglieder sicherndes Milieu be-
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ziehen — trägt zur Stabilisierung des Milieus
bei.
Eine spezifischere These besagt nun, ein Mi-
lieu sei nur bei hohem Organisationsgrad und
hierarchischer Organisationsform längerfri-
stig zu stabilisieren30). Betrachtet man histori-
sche Beispiele aus Deutschland, scheint diese
These zutreffend. Auf der einen Seite stand
das langfristig stabile Arbeitermilieu mit ho-
her Dichte struktureller Interaktion (Indu-
striebetriebe, Arbeiterviertel, Parteipresse),
der vergleichsweise hohe Organisationsgrad
in politisierten, milieugebundenen Vereinen
und vor allem den Gewerkschaften, schließ-
lich die als Integrationspartei zu charakteri-
sierende Arbeiterpartei31). Auf der anderen
Seite fand sich das schwach ausgeprägte libe-
ral-bürgerliche Milieu: im beruflichen Be-
reich konkurrenzorientierter Individualismus,
viele Vereine und Verbände zwar durchaus
bürgerlich, aber weniger in einem milieuspe-
zifischen Sinne liberal, schließlich die locker
organisierten Honoratiorenparteien. Der ra-
sche Zerfall der liberalen Parteien in der End-
phase der Weimarer Republik ist auch auf
dem Hintergrund dieser Milieuschwäche zu
erklären ).32

30) Vgl. Scott C. Flanagan/Russell J. Dalton
(Anm. 28), S. 18.
3) Vgl. z. B. W. L. Guttsman, The German Social
Democratic Party, 1875—1933. From Ghetto to Go-
vernment, London 1981.
32) Naßmacher kennzeichnet in seiner hochinteres-
santen Regionalstudie das liberale Milieu als „per-
sonalintegriert". Vgl. Karl-Heinz Naßmacher, Zer-
fall einer liberalen Subkultur. Kontinuität und
Wandel des Parteiensystems in der Region Olden-
burg, in: Herbert Kühr (Hrsg.), Vom Milieu zur
Volkspartei. Funktionen und Wandlungen der Par-
teien im kommunalen und regionalen Bereich, Kö-
nigstein 1979, S. 29 ff. Obwohl er die Konstanz auch
des liberalen Milieus bis in die sechziger Jahre
betont, widersprechen seine Ausführungen nicht
der These von einer strukturellen Milieuschwäche
des Liberalismus.

33) Vgl. u. a. Joseph Huber, Wer soll das alles än-
dern. Die Alternativen der Alternativbewegung,
Berlin 1980; Dieter Rucht, Zur Organisation der
neuen sozialen Bewegungen, in: Jürgen W. Falter
(Anm. 14), S. 609 ff. und die Literatur in Anm. 21.
34) Karl-Heinz Naßmacher (Anm. 32), S. 106, unter-
scheidet organisationszentrierte Milieus (soziali-
stisch und katholisch) und personalintegrierte Mi-
lieus (liberal und konservativ). Diese Typologie fort-
schreibend könnte man heute von einem symbo-
lisch integrierten Milieu sprechen. Die Identifizie-
rung erfolgt dabei über Themen, Sprache, Habitus,
unkonventionelle Aktionsformen etc.
35) Dazu vgl. Joachim Raschke (Anm. 4), 418 ff.

Es scheint naheliegend, Individualisierung
und Organisationsschwäche des heutigen
„Bildungsbürgertums“ (in Gestalt der „Massen-
intelligenz") zum liberalen Milieu in Analogie
zu setzen: Das Konfessionscleavage überdau-
erte durch die katholische Kirche, das Klas-
sencleavage durch die Gewerkschaften, der
Liberalismus lebt ohne organisierte Milieu-
stütze von der Hand in den Mund. Was aber
stabilisiert das postindustrielle cleavage?
Ohne Zweifel bestehen Milieuansätze: Es gibt
räumliche Konzentration (vor allem spezifi-
sche Wohnviertel in Großstädten, Wohnge-
meinschaften); „betriebliche" Interaktion (z. B.
alternative Ökonomie, Schulen, Hochschul-
en); Freizeit („Szenen", Popmusik etc.); Medien
(Alternativpresse, TAZ); Selbsthilfegruppen,

Bürgerinitiativen, Bundesverband Bürger-
initiativen Umweltschutz (BBU) als Vereini-
gungen und Interessengruppen und es gibt
die grün-alternative(n) Partei(en)33). All dies
ist wichtig, doch läßt es sich nicht an Organi-
sationsdichte und Hierarchisierung mit Kir-
che und Gewerkschaften vergleichen!
Gegen die Annahme von der prinzipiellen La-
bilität dieses Milieus ließe sich vorbringen,
daß es zu den traditionellen Milieus alter-
native Stabilisierungsmöglichkeiten geben
kann. Erstens könnte unter großstädtischen
und postindustriellen Bedingungen (Freizeit,
Massenmedien) eine hohe Dichte kommuni-
kativer Wechselbeziehungen den Integra-
tionsbeitrag formaler Organisation kompen-
sieren. Zweitens besteht bei einem höheren
Grad „kognitiver Mobilisierung" (Russell J.
Dalton) und formaler Qualifikation die Wahr-
scheinlichkeit politischer Aktivierung auch
bei einem zwischenzeitlichen Rückzug. Drit-
tens leistet das zu erwartende Fortdauern der
kritischen Systemprobleme einen externen
Beitrag zur Stabilisierung eines wertmäßig in-
tegrierten, wenn auch formal locker struktu-
rierten Milieus34). Uber die Tragfähigkeit sol-
cher Alternativen läßt sich indessen nur spe-
kulieren.
d) Zusammenfassung
Die skizzierte neuartige postindustrielle Kon-
fliktlinie basiert in ihrem aktiven Pol auf
Kerngruppen, die über eine stärker, und auf
Unterstützungsgruppen, die über eine schwä-
cher konturierte sozialstrukturelle Grundlage
verfügen. Die Stabilisierungschance beider
Gruppen ist ungeklärt Nach traditionellen
Kriterien ist sie als gering einzuschätzen, bei
Einbeziehung von Gesichtspunkten funktio-
naler Äquivalenz aber nicht von vornherein
aussichtslos. Hinsichtlich des Ausdehnungs-
potentials dieser Gruppen läßt sich auf die
Grenzen der Kerngruppen verweisen35) und
auf das nicht strukturell begrenzte Potential,
das sich aus einer weiteren negativen Ent-
wicklung der Systemprobleme bzw. nicht zu-
reichender Lösungsstrategien der etablierten
Parteien ergeben würde.
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Für die Bedeutung eines cleavage in einem
System gibt es keine Indikatoren. Sie läßt sich
aber nicht allein an den Prozentzahlen der
oppositionellen Partei ablesen, da Anhänger
alternativer Politiksicht sich zum Teil außer-
halb aller Parteien und zum Teil auch inner-
halb etablierter Parteien finden. Die gesamt-
gesellschaftliche Wirksamkeit eines cleavage
entscheidet sich vor allem durch dessen Pola-
risierungsstärke und die Bedeutung, die es
dadurch für den politischen Prozeß gewinnt,
d. h. die Fähigkeit des aktiven oder des reakti-
ven Pols, dem politischen Vermittlungssy-
stem mindestens gelegentlich relevante
Streitfragen aufzuzwingen.

2. Traditionelle Konfliktlinien
Für das bundesrepublikanische Parteiensy-
stem bildet die soziale Schichtungs- und Kon-
fessionsstruktur nach wie vor in erheblichem
Umfang die gesellschaftliche Basis. Säkulari-
sierung und „Tertiarisierung" (d. h. Expansion
des tertiären Sektors im Bildungs- und Be-
schäftigungssystem) haben zwar Auswirkun-
gen auf diese Konfliktlinien, sie heben sie
aber nicht auf.
Vor allem das Klassencleavage, das seine ur-
sprünglichen Konfliktgegner in den Arbei-
tern und Unternehmern hatte, stellt nach wie
vor die zentrale Grundlage des politischen
Prozesses dar. Konfrontiert man die Kern-
gruppen der wahlsoziologischen Analyse, so
tendieren Arbeiter zur SPD, Selbständige zur
CDU. Das Bild wird komplizierter, wenn man
die neue Mittelschicht mit einbezieht36). Sie
ist stärker als die beiden Kerngruppen poli-
tisch zwischen CDU und SPD gespalten und
verändert im ganzen ihre Präferenzen (was
aufgrund der inzwischen erreichten Gesamt-
stärke politisch besonders einflußreich ist).
Schon ihr politisches Verhalten als Groß-
gruppe macht unwahrscheinlich, daß sie ein
Eigeninteresse als Mittelschicht hat, z. B. als
eine soziale Gruppe, die „weder Kapital be-
sitzt noch produziert"37). Mehr Erklärungs-
kraft für ihre (partei-)politische Ambivalenz
haben drei Differenzierungen:

38) Vgl. Manfred Berger et al„ Konstanz und Wech-
sel von Wählerverhalten bei der Bundestagswahl
1983, in: Jürgen W. Falter (Anm. 14), S. 312ff.
3’) Ebd.
40) Vgl. allgemein Ronald Inglehart (Anm. 18 und
die Anm. 17 und 22).
41) Franz Urban Pappi/Michael Terwey, The Ger-
man Electorate: Old Cleavages and New Political

a) Nach objektiven Schichtungsmerkmalen.
So hat die Mannheimer Forschungsgruppe

36) Wichtig ist die Trennung von Selbständigen („al-
ter Mittelstand") und neuer Mittelschicht, weil
sonst falsche Aussagen über den Bedeutungsver-
lust des Klassencleavage zustande kommen. So zu
Recht Franz Urban Pappi (Anm. 15), S. 189f., gegen
Kendall L. Baker et al., Germany Transformed. Poli-
tical Culture and the New Politics, Cambridge-Lon-
don 1981. Die von diesen herausgearbeitete Bedeu-
tung der „neuen Politik“ wird nicht beeinträchtigt
durch die Erkenntnis, daß die traditionellen cleava-
ges fortwirken.
37) Kendall L. Baker et al. (Anm. 36), S. 172,

Wahlen über Jahre festgestellt, daß untere
und mittlere Angestellte/Beamte stärker zui
SPD, mittlere und höhere Angestellte/Beamte
stärker zu CDU/CSU tendieren38).
b) Nach Vorfeldorganisationen. Wie bei der
Arbeitern erhöht sich die Wahrscheinlichkeit
einer SPD-Präferenz in der neuen Mittel-
schicht, wenn Mitgliedschaft in Gewerkschaf-
ten gegeben ist ).39

c) Nach Wertorientierungen. An postmate-
rialistischen Werten orientierte Angestellte/
Beamte wählen überwiegend „links" (DIE
GRÜNEN und SPD) ).40

In bezug auf das traditionelle Klassencleav-
age spaltet sich die Mittelschicht entlang
Merkmalen sozialstruktureller Ungleichheit
und Interessenverbandszugehörigkeit Hin-
sichtlich des postindustriellen cleavage re-
krutieren sich aus diesem Bereich (bzw. den
oben erwähnten Eingrenzungen) die aktiven
Trägergruppen.
An dieser Stelle ist lediglich festzuhalten, daß
die neue Mittelschicht das traditionelle Klas-
sencleavage weder außer Kraft setzt noch
dessen Bedeutung mindert. Allerdings mil-
dert sie die Konfrontation der polaren Kern-
gruppen auf der politischen Ebene, und zwar
aus zwei Gründen. Zum einen ist die traditio-
nell orientierte abhängige Mittelschicht sozi-
al-integrativen Gesellschaftsvorstellungen
gegenüber aufgeschlossen, die von den Par-
teien wegen des raschen Wachstums dieser
Gruppe stärker berücksichtigt werden muß-
ten. Zum anderen führt die postindustrielle
Konfliktlinie zu einer zweiten Polarisierungs-
ebene, auf der Selbständige und materiali-
stisch orientierte Mittelschicht gegen den
postmaterialistischen Pol einander näher ge-
rückt werden.
Die konfessionelle Konfliktlinie ist vor allem
bei „Moral-Issues" wie Schwangerschaftsab-
bruch und Scheidungsrecht wirksam. Dabei
bildet sich das Spannungsverhältnis mehr
zwischen kirchlich gebundenen Katholiken
(Kirchgangshäufigkeit) auf der einen und sich
säkularisierenden und liberalisierenden Ten
denzen auf der anderen Seite (Protestanten,
vor allem ohne kirchliche Bindung, Konfes-
sionslose).
Franz Urban Pappi und Michael Terwey41) ha-
ben gezeigt, daß „die massive Säkularisierung
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der vergangenen 15 Jahre“ vor allem ein Mit-
telschicht-Phänomen war und den Soziallibe-
ralen zugute gekommen ist, für deren Unter-
stützung aus dem Mittelschichtbereich ihr
liberales Programm in Moralfragen offen-
sichtlich relevant war. Die Säkularisierung
hat die Konfliktlinie nicht bedeutungslos ge-
macht, sondern vor allem den antiklerikalen
Pol gestärkt. Daß konfessionsbezogene politi-
sche Streitfragen dennoch im politischen Pro-
zeß nicht im Mittelpunkt stehen, hängt einer-
seits mit Prioritätensetzungen der Wähler zu-
sammen, für die überwiegend Sozialfragen
vor Moralfragen rangieren, andererseits mit
der Integrationsstruktur der Volkspartei, die
gerade im Falle der CDU das Zusammenfü-
gen katholischer und protestantischer bzw.
liberaler Strömungen erforderlich macht42).

44) Scott C. Flanagan/Russell J. Dalton (Anm. 28),
S. 16, beschreiben die Ausbreitung des politisch ak-
tiven Nicht-Parteigängers. Vgl. auch Peter Raduns-
ki, Die Wähler in der Stimmungsdemokratie. Beob-
achtungen zum neuen Wahlverhalten, in: Sonde, 18
(1985) 2, S. 3 ff.
45) Zum gesellschaftstheoretischen Zusammenhang
vgl. Ulrich Beck, Jenseits von Klasse und Stand?, in:
Reinhard Kreckel (Hrsg.), Soziale Ungleichheiten
(Soziale Welt, Sonderband 2), Göttingen 1983,
S. 35 ff.

Festzustellen sind also das Fortbestehen und
die Erweiterung grundlegender Konfliktli-
nien mit gesellschaftlicher Verankerung, d. h.
von einer Entstrukturierung des Zusammen-
hangs Gesellschaft — Parteiensystem kann
nicht gesprochen werden. Ein Wandel ist
eher innerhalb dieser Konfliktstruktur zu er-
warten. Dabei haben Entkopplungsprozesse
zwischen Bürgern und Parteiensystem, die an
den verschiedenen Erscheinungsformen der
Parteienverdrossenheit abzulesen sind ),
zwei Seiten: Sie können als Entfremdung oder
als wachsende Autonomie der Bürger disku-
tiert werden.
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Die Entfremdungsperspektive betont die Ero-
sion sozialer Milieus, wodurch emotionale Ba-
sis und Sinnhaftigkeit der Parteiunterstüt-
zung geschwächt werden. Die Entwicklung
der Volksparteien ist — neben Faschismus
und Industrialisierung — einer der drei gro-

ßen Faktoren, die zur Abtragung der Milieus
beigetragen haben. Volksparteien sind auch
ein eigenständiger Entfremdungsfaktor, weil
ihre konturloser werdende Programmatik und
Politik gerade für ihre eigenen Kerngruppen
die Identifizierungschance mindert (ohne daß
diese im Parteiensystem eine Alternative hät-
ten). Die Beziehungen zwischen Kerngruppen
und Parteien werden instrumenteller, „kälter".
Die materialistisch orientierte neue Mittel-
schicht, die kein Milieu ausbildete, hatte von
vornherein eine instrumentellere Beziehung
zu den etablierten Parteien.
Die Autonomieperspektive betont demgegen-
über die gewachsene Selbständigkeit des Bür-
gers gegenüber den Parteien. Diese läßt sich
an vielen Indikatoren verdeutlichen44): zu-
nehmende Ausschöpfung eines unterschiedli-
chen Gebrauchs von Erst- und Zweitstimme;
gezielter Einsatz von Wahlenthaltung als
Mittel der Kritik an einer Partei; abwei-
chende Meinungen auch bei gegebener Par-
teipräferenz; abnehmende Parteibindung;
kurzfristige Orientierung an rasch wechseln-
den Themen etc.
Die Erosion der Milieus ist eine Vorausset-
zung für die Verstärkung der Autonomie des
einzelnen. Positiv gestützt wird sie unter an-
derem durch Bildungsexpansion, Massenme-
diatisierung und Individualisierung45). Dabei
könnte die These, daß es sich hierbei zugleich
um Tendenzen der Entfremdung und Autono-
misierung handelt — die sich innerhalb der
gesellschaftlich verankerten Konfliktlinien
entwickeln —, die Doppelgesichtigkeit von
Stabilität und Unruhe, Identifikation und Di-
stanz, von Zustimmung und Ablehnung erklä-
ren, deren Zusammenwirken so oft verwirrt.

Die neuen Herausforderungen und Konfliktli-
nien verschärfen und erneuern zum Teil Pro-
bleme des Parteiensystems, die es schon zu-
vor hatte. Die Übersetzung von Konfliktlinien

Conflicts, in: Herbert Döring/Gordon Smith (Eds.),
Party Government and Political Culture in Western
Germany, London-Basingstoke 1982, S. 174 ff.
42) Lijphart bestätigt in einer vergleichenden Ana-
lyse die nachgeordnete Bedeutung des Konfes-
sionscleavage für die politischen Eliten bzw. die
Regierungsebene. Vgl. Arend Lijphart, The Relative
Salience of the Socio-Economic and Religious Issue
Dimensions: Coalition Formations in Ten Western
Democracies, 1919—1979, in: European Journal of
Political Research, 10 (1982), S. 201 ff.

) Vgl. Manfred Küchler, Staats-, Parteien- oder
Politikverdrossenheit?, in: Joachim Raschke (Hrsg.),
Bürger und Parteien. Ansichten und Analysen ei-
ner schwierigen Beziehung, Opladen 1982, S. 39ff.

III. Parteiensystem
in das Parteiensystem verstärkt Immobilis-
mus und Undeutlichkeit (III., 1.). Das alte Pro-
blem der strukturellen Asymmetrie zwischen
Linken und Rechten taucht unter neuen Be-
dingungen wieder auf und führt zu einer De-
mokratie ohne Machtwechsel (III., 2.). Das
Ideal des Zweiparteiensystems Verblaßt ange-
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sichts der Gründe, die heute für ein begrenzt
differenziertes Mehrparteiensystem sprechen
(III., 3.).

1. Immobilismus und Undeutlichkeit
Die Art, wie Konfliktlinien in das Parteiensy-
stem übersetzt werden, beeinflußt sowohl die
Lösungsmöglichkeiten der zugrundeliegen-
den Probleme wie die Struktur des Parteien-
systems. Dabei führt eine Kumulation der
Konfliktlinien, das heißt ihre Überlagerung
und wechselseitige Verstärkung, zur Zuspit-
zung des gesamtgesellschaftlichen Konflikt-
potentials. Radikalisierung der Problemlö-
sung und Polarisierung des Parteiensystems
wären die Folgen. Dies trifft indessen für die
Bundesrepublik46) ebensowenig zu wie eine
„Versäulung" ).47

46) Es ist auch untypisch für die westlichen Demo-
kratien. Vgl. Robert A. Dahl, Explanations, in: ders.
(Ed.), Political Oppositions in Western Democra-
cies, New Haven-London 1966, S. 348 ff. Annähe-
rungsbeispiele waren bzw. sind Belgien und Nord-
irland.
47) Vgl. Arend Lijphart, Democracy in Plural Socie-
ties. A Comparative Exploration, New Haven-Lon-
don 1977.

48) Man vergleiche die Schwierigkeiten der regie-
renden CDU/CSU mit dem Abtreibungsthema.

Das Konfliktmuster in der Bundesrepublik ist
vielmehr durch querlaufende, sich über-
schneidende Konfliktlinien (cross-pressures)
gekennzeichnet. Sie führen zu Immobilismus
und Undeutlichkeit (obwohl sie nicht deren
einzige Ursachen sind).
Zwar hat die CDU die Funktion der Zen-
trumspartei übernommen, den klerikalen Pol
des Konfessionscleavage zu organisieren;
durch ihre Öffnung zu protestantischen und
liberalen Gruppen entsteht aber schon inner-
halb der Partei ein Gegengewicht. Der Kon-
fessionskonflikt führt der CDU katholische
Arbeiter zu, die im Klassencleavage bei der
CDU als Partei der Unternehmer, Manager
und Landwirte auf der falschen Seite stehen
und ein Hemmnis darstellen für eine nur an
diesen Gruppeninteressen orientierte Politik.
Die SPD mußte lernen, daß die Bundesrepu-
blik nicht nur eine Verkleinerung des alten
Reiches darstellte: Auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik war der Anteil der Katholiken
und katholischen Arbeiter erheblich größer
als im Reich mit seinen Industrieregionen
östlich der Elbe. Ohne symbolische Konzes-
sionen an die katholische Kirche (Konkordat,
Papstbesuche) waren die Vorbehalte katholi-
scher Wähler nicht abzubauen, deren sozial-
integrative Tendenzen ebenso wie die der
neuen Mittelschicht insgesamt zur Mäßigung
einer sich machtpolitisch orientierenden SPD
in den sechziger Jahren beitrugen.
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Der Einbau der postindustriellen Konfliktli-
nie in das Parteiensystem hat die Struktur-
probleme des Immobilismus und der Undeut-
lichkeit, die zu Programm- und Identifizie-
rungsdefiziten führen, verschärft. Dabei
durchschneidet das postindustrielle cleavage
wegen der immanenten Linksorientierung
des postmaterialistischen Wertwandels vor
allem die SPD. Das in seiner Bedeutung ver-
blassende traditionelle Konfessionscleav-
age48), das die Partei in den fünfziger und
sechziger Jahren beschäftigte, wird durch ein
neu-kulturelles Konfliktmuster „ersetzt", das
für die Partei Sprengkraft hat: Anders als die
ideologisch gleichgerichtete Integration von
Katholiken und neuer Mittelschicht in den
sechziger Jahren weisen materialistische und
postmaterialistische Wertorientierungen zu-
nächst in entgegengesetzte Richtungen. Die
prinzipielle Schwierigkeit der SPD und unter
Helmut Schmidt auch ihr Mangel an Bereit-
schaft die materialistischen mit den postma-
terialistischen Strömungen zu vermitteln, ist
eine wesentliche Erklärung dafür, daß DIE
GRÜNEN als eigene Partei den Zugang zum
Parteiensystem trotz dessen hoher institutio-
neller Schwelle (5 %-Klausel) geschafft haben.
Die Undeutlichkeit der SPD im Spannungs-
verhältnis von Klassen- und postindustriel-
lem cleavage fördert die Partei DIE GRÜNEN
als konsequenten Pol der postindustriellen
Konfliktlinie. Die Undeutlichkeit der CDU im
Klassencleavage fördert die FDP als rechten
Pol auf dieser Konfliktebene. Nur die Partei-
en, die in einer Konfliktlinie relativ homogen
sind, können auf dieser Ebene auch eine dy-
namischere Rolle spielen. Dabei sind die ho-
mogeneren Flügelparteien FDP (für das Klas-
sencleavage) und DIE GRÜNEN (für das post-
industrielle cleavage) im Vorteil. .
Die Handlungsspielräume der Parteien unter-
liegen dabei — das zeigen diese Ausführun-
gen — auch sozialstrukturellen Beschränkun-
gen, wie sie sich aus der Vermittlung der so-
ziopolitischen Konfliktlinien in das Parteien-
system herleiten lassen. Zwar rangiert die
CDU am „kapitalistischen" Pol des Klassen-
cleavage, in der Sozialfrage ist sie hingegen
gespalten und wird von der FDP deutlich
rechts überholt. Beim Konfessionscleavage
bildet sie konkurrenzlos den rechten Pol, ist
aber intern in Moralfragen gespalten und
steht gegen eine starke gesamtgesellschaftli-
che Säkularisierungs- und Liberalisierungs-
tendenz. Bei diesen beiden Konfliktlinien ist
die CDU kein profilierter und dynamischer
Faktor. Dies könnte sie am ehesten beim
postindustriellen cleavage sein, konkurriert
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dabei aber mit der FDP und muß sich als
Volkspartei Zurückhaltung auferlegen, wo
Einbrüche ihrer Wählerschaft aufgrund dispa-
ritärer Betroffenheit und/oder eines gewissen
Wertkonservatismus möglich sind (z. B. Wald-
sterben).
Die SPD bewegt sich am antiklerikalen Pol
des Konfessionscleavage, hat aber ihr Poten-
tial wohl ausgereizt (Reform des Abtreibungs-
und Scheidungsrechts) und müßte hier wei-
tere Initiativen an DIE GRÜNEN abtreten
(weitere Reform des Sexualstrafrechts zum
Beispiel). Im Klassencleavage bildet sie mit
Unterstützung der Gewerkschaften einen so-
zialstaatlichen Pol. Hinsichtlich der postindu-
striellen Konfliktlinie zeigt die SPD heute
ihre tiefgehendste Spaltung, ohne bisher
wirksame Integrationsstrategien entwickeln
zu können. Profil und Dynamik im homogen
besetzten Klassencleavage stehen also einer
Lähmung bei der Vermittlung materialisti-
scher und postmaterialistischer Wertorientie-
rungen gegenüber.
Insgesamt vermittelt jede der beiden Haupt-
parteien (zugleich nach Programm und Praxis
Volksparteien) das Bild eines „Koloß auf tö-
nernen Füßen" (Wolf-Dieter Narr). Ihre quan-
titative Stärke steht im Widerspruch zu ihrer
Stärke hinsichtlich Initiative und Innovation.
Diese sind eingeschränkt durch ihre sozial-
strukturellen, in cleavages verankerten
Grundlagen. In dieser Konstellation sind eher
Scheingefechte zu erwarten (z. B. Stilisierung
der SPD als Wachstums- und technikfeindli-
che Partei mit großer Nähe zu den GRÜNEN)
oder das Ausweichen auf Fragen, die zu allen
drei Konfliktlinien quer liegen (vor allem im
Bereich internationaler Politik).
Initiative und Profil hinsichtlich der drei
grundlegenden Konfliktlinien finden sich
eher bei der FDP und den GRÜNEN. Die FDP
bildet den rechten Pol im Klassencleavage
und konkurriert mit der CDU um die Führung
bei der Zurückweisung postindustrieller The-
men, wobei sie wegen des bei ihr heute vor-
herrschenden Ökonomismus vor Einbruchs-
gefahren vielleicht eher „geschützt" ist als die
CDU. DIE GRÜNEN haben eine Vorreiter-
rolle bei der Entfaltung der postindustriellen
Konfliktlinie, wobei die „Deutlichkeit“ dieser
Position (ökologische Themen etc.) zu unter-
scheiden ist von ihrer „Undeutlichkeit“ bei der
längerfristigen Zielklärung. In ihrer Bedeu-
tung für die Polarisierung des Klassen-
cleavage liegen DIE GRÜNEN hinter der
SPD, auch wenn sie in ihrer egalitären Orien-
tierung die SPD-Anhänger überflügeln mö-
gen49) und von Teilen der Neu-Marginalisier-

50) Vgl. Ursula Feist et al., Die politischen Einstel-
lungen von Arbeitslosen, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B 45/84, S. 3 ff.
5 Vgl. Manfred Berger (Anm. 38), S. 316 ff.
52) Zu einem sozialstrukturellen Stammwählerbe-
griff vgl. ebd., S. 313 f.

4 Für Berlin 1981 nachgewiesen bei Helmut
Thome (Anm. 17).

ten als Vertreter angesehen werden50). Liber-
täre Grundauffassungen können ihnen beim
Konfessionscleavage die Initiative verschaf-
fen.
Die Besetzung einer stärker polarisierenden
Außenposition macht die beiden Flügelpar-
teien für Teile der Wählerschaft attraktiver
als die im Prinzip immobilen „Allesverwerter",
die Volksparteien.

2. Demokratie ohne Machtwechsel?
Parteiensysteme sollen nicht nur Bedürfnisse
und Interessenlagen ausdrücken, sondern
auch regierungsfähige Mehrheiten hervor-
bringen und — von Zeit zu Zeit — einen
Machtwechsel ermöglichen. Die Mehrheit
von ca. 55 % der Zweitstimmen, die CDU/CSU
und FDP 1983 auf einem krisenhaften Hinter-
grund gewonnen haben, zeigt die Fähigkeit
des Parteiensystems, ein koalitionsbereites
Mehrheitsbündnis hervorzubringen. Das In-
teresse an der Erhaltung eines bürgerlichen
Übergewichts wird durch eine auch taktisch
motivierte Aufteilung der Stimmen zwischen
den beiden Parteien ermöglicht. Die Chance
der CDU/CSU, allein die Mehrheit zu errin-
gen, erscheint dagegen kaum gegeben ).51

Wie aber steht es mit der realen Chance des
Machtwechsels für die Opposition, die für
Kontrolle, Innovation und faktische Legiti-
mierung als unerläßlich erscheint? Der SPD
fehlen die (sozial-)strukturellen Vorausset-
zungen für eine reale Mehrheitschance —
dies ist eine Konstante ihrer Politik in den
Westzonen bzw. der Bundesrepublik seit
1945. Selbst in der ungewöhnlich günstigen
Konstellation von 1972 (Ostpolitik, Senkung
des Wahlalters etc.) war sie mit ihrem Spit-
zenergebnis von 45,8 % weit von der absolu-
ten Mehrheit der Mandate entfernt. Die bei-
den wichtigsten aktuellen Gründe sind:
1. Der im Zuge postindustrieller Entwicklung
abnehmende Anteil von Industriearbeitern,
den strukturellen Stammwählern ) der Par-
tei. In un- und angelernte Arbeiterpositionen
nachrückende Gastarbeiter sind ohne Stimm-
recht.

52

2. Die durch die Partei hindurchgehende Spal-
tung zwischen materialistischen und postma-
terialistischen Orientierungen, für die es ob-
jektive Grenzen der Integration gibt (so wie
— historische Analogie — die liberale Partei
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anfangs Arbeiter rekrutierte, aber zunehmend
auf objektive Integrationsgrenzen stieß). Es
erscheint als unmöglich, durch eine Politik
zugleich Mitte-Wähler im Grenzbereich zur
CDU und linke Postmaterialisten im Grenzbe-
reich zu den GRÜNEN zu gewinnen. Beides
wäre notwendig, um auch nur eine reale
Mehrheitschance zu erhalten.
Aus eigener Kraft kann die SPD somit bei den
gegebenen Konfliktlinien nicht Mehrheits-
partei werden. Da bisher in der Bundesrepu-
blik alle Machtwechsel durch neue Partei-
bündnisse zustande kamen (1969, 1982), stellt
sich die Frage: Ist die SPD durch Bündnis
mehrheitsfähig? Angesichts dessen, daß die
FDP heute wie zu Anfang der Bundesrepublik
im Bundestag dort sitzt, wo sie politisch steht
(auf dem rechten Flügel), ist auf längere Zeit
ein Zusammengehen mit der SPD ausge-
schlossen. Dieser bleiben folglich zwei Bünd-
niswege. Zum einen wäre dies die Große Ko-
alition, die auf der Grundlage des fortge-
schrittenen Wertwandels noch mehr Protest
und Abwanderung bei der SPD hervorrufen
würde als nach 1966. Damit würde die SPD
ihren politischen Einfluß zweifellos verrin-
gern, so daß nur noch das Zusammengehen
mit der Partei DIE GRÜNEN verbliebe. Das
Dilemma der SPD besteht indessen darin, daß
sie durch ein Bündnis mit den GRÜNEN auf
ihrer rechten Seite verliert, ebenso wie sie
durch ein Zusammengehen mit der CDU/
CSU auf ihrem linken bzw. postmaterialisti-
schen Flügel verlieren würde. Nur bei ge-
danklicher und in Politik sich ausdrückender
Synthese zwischen beiden Positionen, einer
längerfristigen Mobilisierungsarbeit und ei-
ner gewissen Arbeitsteilung könnte die SPD
sich im Bündnis mit den GRÜNEN eine reale
Mehrheitschance verschaffen.

Das Dilemma der GRÜNEN besteht darin,
daß ein (kleinerer) Teil ihrer Wähler und ein
(größerer) Teil ihrer Funktionäre gegen ein
Bündnis mit der SPD eingestellt ist, ohne ein
solches Bündnis aber keine wirkliche Inter-
ventionschance besteht. Ohne Interventions-
chance aber wird der politische Sinn, die Par-
tei DIE GRÜNEN zu wählen, hinfällig. Damit
ist den GRÜNEN die gleiche Aufgabe der
Vermittlung materieller mit postmaterialisti-
schen Positionen gestellt wie der SPD. Die
Frage der GRÜNEN, ob man mit der SPD
denn überhaupt zusammengehen könne, ist
dabei vordergründig gegenüber dem dahin-
terliegenden Problem, das knapp umrissen
lautet: Welcher gesellschaftliche Wandel ist
in welchen Zeiträumen unter den in der Bun-
desrepublik gegebenen Kräfteverhältnissen
überhaupt möglich?

Ein Ausklammern dieser Grundfrage, das ei-
nige Jahre lang den Wahlerfolg nicht verhin-
dert hat, ist heute, da DIE GRÜNEN zum Be-
standteil des Wettbewerbssystems geworden
sind, nicht mehr möglich. Die Aufrechterhal-
tung der Nicht-Entscheidung53) führt, ebenso
wie es eine fundamentaloppositionelle Strate-
gie tun würde, angesichts der Mehrheitsunfä-
higkeit der SPD zu einer Zementierung der 
strukturellen. Asymmetrie im Parteiensystem,
das heißt zu einer Demokratie ohne Macht-
wechsel.

53) Sie stellt sich vielfach in den Formen einer Neu-
auflage zentristischer Integrationspolitik ä la
Kautsky in der SPD vor 1914 dar.
54) Vgl. Karlheinz Reif, Konsolidierungszeitpunkt,
Polarisierung, Bipolarität. Einige Anmerkungen zu
Rokkan, Sartori und dem Wandel europäischer
Parteiensysteme, in: Jürgen W. Falter (Anm. 14),
S. 142 ff.

3. Zwei- oder Mehrparteiensystem

Das Parteiensystem in der Bundesrepublik
Deutschland hat sich in rund zehn Jahren von
einem Vielparteiensystem (Erster Bundestag:
zehn Parteien) zu einem Drei- oder Zweiein-
halb-Parteiensystem (1961: drei Parteien) ent-
wickelt. Während dem verbreiteten Ideal der
Volkspartei ein Zweiparteiensystem entsprä-
che, geht die tatsächliche Entwicklung heute
eher in Richtung einer stärkeren Ausdifferen-
zierung des Parteiensystems. Koalition ist so-
mit Normalfall der Regierungsbildung in der
Bundesrepublik.
Das Mehrparteiensystem drückt die heutige
gesellschaftliche Differenzierung von Wert-
orientierungen und Interessenlagen ange-
messener aus als ein Zweiparteiensystem. Die
organisatorische Selbständigkeit hinreichend
unterschiedener Interessenlagen fördert die
Deutlichkeit des Parteiensystems und kann
seine Wandlungsfähigkeit erhöhen, weil Al-
ternativen klarer herausgearbeitet werden als
bei übermäßiger innerparteilicher Integra-
tion. Dieser Gewinn an Deutlichkeit wird
dann wieder aufgegeben, wenn die Parteien
im Mehrparteiensystem sich nicht zu zwei (in
sich differenzierten) Blöcken gruppieren. Nur
bei Blockbildung der Parteien bleibt der Diffe-
renzierungsgewinn für den Wähler an seine
richtungspolitische Grundentscheidung ange-
bunden. Er wird dagegen politisch entmün-
digt, wenn die Parteien eigenmächtig und un-
gebunden nach der Wahl über Koalitionen
entscheiden.
Insgesamt zeigen die westeuropäischen Sy-
steme eine Tendenz zu bipolaren Mehrpartei-
ensystemen54). Abstrakte Argumente über
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Vor- und Nachteile von Zwei- oder Mehrpar- dessen Angemessenheit zur politischen
teiensystemen taugen nicht viel. Hier wird Strukturierung differenzierter und hinrei-
auch nicht der prinzipielle Vorteil des bipola- chend unterschiedener Soziallagen und Wert-
ren Mehrparteiensystems behauptet, sondern Orientierungen.

IV. Volksparteien — oder was sonst?
Das aktuelle Parteiensystem der Bundesrepu-
blik ist dadurch gekennzeichnet, daß Volks-
parteien keine alle Alternativen erdrückende
Selbstverständlichkeit mehr darstellen. Zwei
der vier im Bundestag vertretenen Parteien
wollen keine Volksparteien sein und sind es
auch nicht — wenngleich aus unterschiedli-
chen Gründen. Die FDP, die Anfang der sech-
ziger Jahre ausdrücklich „Volkspartei" wer-
den wollte (Ziel: 20% der Wählerstimmen)
und mit der Zielprojektion eines Sozial-Libe-
ralismus (Freiburg 1971) einen programmati-
schen Anlauf zur sozialen Verbreiterung un-
ternahm, ist heute weitgehend „sozioökono-
mische Interessenpartei"55), die die forcierte
Bedienung einer privilegierten Wirtschafts-
klientel einem sozialen Interessenausgleich
vorzieht Für DIE GRÜNEN, die vor allem aus
der Unfähigkeit der Volksparteien entstan-
den sind, solche Allgemein- wie auch Spezial-
interessen zu vertreten, die durch die kapita-
listische Wachstumsgesellschaft systematisch
vernachlässigt werden, bedeuten „Wähler an
sich" keinen Gewinn, zumal wenn sie durch
programmatische Verwässerung erkauft wer-
den müssen.

56) Vgl. z. B. die Kritik bei Hans Herbert v. Arnim,
Staatslehre der Bundesrepublik Deutschland, Mün-
chen 1984.
57) Vgl. Roland Roth (Hrsg.), Parlamentarisches Ri-
tual und politische Alternativen, Frankfurt-New
York 1980.
58) Vgl. Amitai Etzioni, Die aktive Gesellschaft.
Eine Theorie gesellschaftlicher und politischer Pro-
zesse, Opladen 1975.
59) Vgl. Otto Kirchheimer, Der Wandel des westeu-
ropäischen Parteiensystems, in: PVS, 6 (1965),

Die Entwicklung zu einem (begrenzt) differen-
zierten Mehrparteiensystem enthält in sich
zugleich die Kritik an der Alleinherrschaft
der Volksparteien. Diese Kritik ist — knapp
zusammengefaßt — auf vier Punkte zu brin-
gen:
a) Repräsentationsdefizite. Die Grundorientie-
rung der Volkspartei besteht in der Vertei-
lungspolitik für eine breite, aber sozialstruk-
turell konturierte Klientel auf der Grundlage
quantitativen Wachstums. Dies bringt sie
nicht nur in Schwierigkeiten bei ausbleiben-
dem bzw. reduziertem Wachstum, weil die Ba-
lance gefährdet wird und der Sinn verloren zu
gehen droht, der in der Prosperität darin liegt,
eine Volkspartei zu wählen. Unabhängig von
der ökonomischen Krise trifft die Volkspartei
Kritik, weil sie qualitativen Anforderungen
nicht gerecht wird. Ihre besondere Schwäche
liegt in der Vertretung einerseits bestimmter

5 Der Begriff ist von Richard Stöss, der die FDP
selbst anders einordnet. Vgl. Richard Stöss, Einlei-
tung: Struktur und Entwicklung des Parteiensy-
stems der Bundesrepublik — Eine Theorie, in: ders.
(Hrsg.), Parteien-Handbuch, Bd. I, S. 17 ff.

gruppenübergreifender Allgemeininteres-
sen56) (für die Umwelt- bzw. Naturpolitik
heute das schlagendste Beispiel ist), anderer-
seits profilierter qualitativer Interessen von
Teilgruppen (wie z. B. der postmaterialisti-
schen Intelligenz).
b) Partizpationsdefizite. Verstaatlichung (z. B.
Verflechtung mit öffentlichen Diensten und
Verlagerung wichtiger Parteiaktivitäten in
den Staatsbereich), Oligarchisierung (als Ver-
lagerung von wichtigen politischen Entschei-
dungen in die Führungsgremien), Bürokrati-
sierung (als Hierarchisierung und normierte
Regelhaftigkeit der Politikabläufe), Mediati-
sierung (als Orientierung an den Strukturen
der Massenmedien) sind nur Stiqhworte für
die innerparteiliche Situation der Volkspar-
teien, die dem Bürger vielfach unmittelbare,
effektive Partizipation verwehrt.
c) Immobilismus. Das Bild des Tankers (Peter
Glotz) charakterisiert zutreffend die gerin-
gere Manövrierfähigkeit der Volksparteien
überhaupt, nicht nur einer bestimmten. Die
Volkspartei paßt sich an die gegebenen Herr-
schaftsstrukturen (Wirtschaftssystem, Groß-
organisationen etc.) an und läßt sich von ih-
nen Grenzen des Handelns diktieren. So sehr
sich Volksparteien an die Vielen zu wenden
scheinen: Eine Machtverschiebung durch län-
gerfristige Mobilisierung breiter Bevölke-
rungsgrupperi ist mit der Struktur von Volks-
parteien nicht vereinbar. Als eine der eta-
blierten Großorganisationen reduziert sie
vielmehr Mobilisierung auf die Erfordernisse
des „Parlamentarischen Rituals“57). Aktiver
gesellschaftlicher Wandel hingegen erfordert
Bewußtseinsveränderung und gesellschaftli-
che Mobilisierung58); beides ist mit den
Strukturmerkmalen der Volkspartei, wie sie
Otto Kirchheimer schon 1965 beschrieben
hat59), unvereinbar.



d) Gesellschaftliches Autonomiedefizit. Die
Volkspartei sieht die Gesellschaft wie der
Staat selbst: als ein Objekt der Steuerung und
als Adressat der Legitimation. Gesellschaft
verstanden als Ausgangspunkt und Träger ei-
nes demokratischen Prozesses ist damit nicht
vereinbar. Der Volkspartei fehlt ein Begriff
sinnvoller und notwendiger gesellschaftlicher
Autonomie mit allen Risiken für ihre Bere-
chenbarkeitswünsche. Wo der Staat nicht
selbst kontrolliert, greift sie daher ein: Rich-
tungskontrolle der Massenmedien, Inszenie-
rung von Leserbriefkampagnen, Kanalisie-
rung von Vereinen, Bürgerinitiativen etc.
Dies darf nicht mit gesellschaftlicher Veran-
kerung verwechselt werden, jedenfalls nicht,
wenn der Maßstab (relativ) autonomer bzw.
authentischer Bedürfnis- und Interessenarti-
kulation vertreten wird.
Ursache der Krise der Volksparteien60), die
sich in der Verstärkung von Anti-Volkspar-
teien und in der internen Belastung von
Volksparteien zeigt, ist die gesellschaftliche
Krise in ihrer doppelten Form:

S. 20 ff. Zu einer jüngeren interessanten Diskussion
der Volkspartei vgl. Gordon Smith, The German
Volkspartei and the Career of the Catch-All Con-
cept, in: Herbert Döring/Gordon Smith (Eds.)
(Anm. 41), S. 59 ff. Smith erklärt die im westeuropäi-
schen Vergleich besondere Stärke der bundesrepu-
blikanischen Volksparteien aus der Kumulation
von zwei Faktoren: einerseits den gesellschaftli-
chen Veränderungen, wie sie für alle fortgeschrit-
tenen Industriegesellschaften charakteristisch sind,
andererseits aus der Stärke bzw. dem Nachwirken
problematischer Elemente der politischen Kultur
in Deutschland (Konfliktscheu, Staatsorientierung
etc.) und der Diskreditierung radikalerer Alternati-
ven auf der Rechten durch das NS-System und auf
der Linken durch die DDR („ideologisches Trauma").
Nimmt man als dritten Faktor die Überlagerung
soziopolitischer Konfliktlinien hinzu, verfügt man
über ein mehrdimensionales Modell, das Variatio-
nen in der Ausprägung von Volksparteien erklären
könnte.
60) Sie wird von linker (vgl. z. B. Josef Esser/Jo-
achim Hirsch, Sind die „Volksparteien" am Ende?
Transformationsprozesse im Parteiensystem der
BRD, in: Jürgen W. Falter (Anm. 14), S. 109 ff.) wie
von eher konservativer Position aus gesehen, vgl.
Wilhelm Hennis (Anm. 2) und Rudolf Wildenmann,
Die Zukunft der Partei-Regierung — neu über-
dacht Kritische Überlegungen zum Konzept und
zur Problemlage, in: Lothar Albertin/Werner Link
(Anm. 12), S. 401 ff.

61) Vgl. allgemein z. B. Murray Edelman, Politik als
Ritual. Die symbolische Funktion staatlicher Insti-
tutionen und politischen Handelns, Frankfurt-New
York 1976.
62) So Richard Stöss (Anm. 55), Einleitung, S. 238.
63) Vgl. Anm. 55.
64) Vgl. Bodo Zeuner, Die Bedeutung der grünen/
alternativen Parteien für Parteientheorien und
-typologien, in: Jürgen W. Falter (Anm. 14),
S. 119ff.

— als sozioökonomische Krise, die einer wirt-
schaftsliberalen Interessenpartei (FDP) zur
Profilierung verhilft und in der rechten
Volkspartei (CDU/CSU) den Konflikt zwi-
schen Wirtschaftsflügel und Sozialausschüs-
sen verschärft;
— als soziokulturelle Krise, die ein wachs-
tumskritisches Syndrom parteifähig macht
(DIE GRÜNEN) und die linke Volkspartei
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(SPD) zwischen materialistischen und postma-
terialistischen Wertorientierungen spaltet.
Trotz aller Differenzierung, Polarisierung und
Spaltung ist — berücksichtigt man die Spiel-
räume, über die die Volkspartei verfügt (z. B.
und nicht zuletzt: symbolische Integration)61)
— bisher eine „typologische Veränderung“ der
Volkspartei' bzw. (wie Richard Stöss sie nennt)
der „demokratischen Massenlegitimationspar-
tei" nicht zu erkennen62).
Was ereignet sich nun parteientypologisch
jenseits der Volkspartei? Während die FDP in
wesentlichen Mechanismen heute als „sozio-
ökonomische Interessenpartei“ beschrieben
werden kann63), sind DIE GRÜNEN weniger
klar zu charakterisieren ). Weil ihre Entste-
hung auch aus einem partiellen Versagen der
SPD herzuleiten ist, kann man damit begin-
nen, sie mit Bezug auf die Defizite der Volks-
parteien zu kennzeichnen. Sie verstehen sich
als Repräsentanten vernachlässigter allgemei-
ner Interessen (z. B. Umwelt) wie auch spezifi-
scher Interessenlagen (z. B. Marginalisierte).
Mit der Leitvorstellung von „Basisdemokratie“
sollen auch Partizipationsdefizite der Volks-
parteien überwunden werden. Als Bewe-
gungspartei schließlich versuchen sie, dem
Immobilismus wie dem gesellschaftlichen
Autonomiedefizit von Volksparteien entge-
genzuarbeiten.
Aus der Sicht vieler Parteienforscher sind
neue bzw. Kleinparteien
1. in ihrer Entstehung aus den Integrationsde-
fiziten der etablierten Parteien zu erklären
und
2. in ihrem Fortdauern davon abhängig, ob die
Großpartei in Zukunft Integrationsstrategien
verfolgt.
Daß die (Re-)Integration prinzipiell möglich
ist, wird dabei unterstellt. Nun gibt es aller-
dings historische Beispiele dafür, daß Partei-
en, wollen sie ihre Identität bewahren, eine
bestimmte (sicherlich nicht zu eng definierba-
re) Integrationsgrenze nicht überschreiten
können. Die Liberalen beispielsweise konnten
auf ihrer strikt marktwirtschaftlichen, indivi-
dualistischen und staats-neutralen Grundlage
die Arbeiterbewegung nicht integrieren.
Trotz einiger ideologischer Gemeinsamkeiten
überforderten Totalmobilisierung und Totali-
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tarismus der NS-Bewegung das Politikmuster
der Konservativen. Heute spricht einiges für
die These, es gäbe strukturelle Grenzen für
die (Re-)Integration der neuen sozialen Bewe-
gungen durch die SPD.
DIE GRÜNEN sind keine Möchtegern-Volks-
partei und auch keine Miniaturausgabe da-
von. Sie sind als ein besonderer Parteityp zu
kennzeichnen, der hier postindustrielle Rah-
menpartei genannt wird. Mit der postindu-
striellen Rahmenpartei erscheint ein Partei-
typ auf der politischen Bühne, der Themen
und Sozialgruppen der postindustriellen Ent-
wicklungsphase in einer bestimmten Struktur
zum Ausdruck bringt65) („Rahmenpartei", d. h.
ein die Autonomie des Milieus bzw. der Be-
wegungen respektierender, eher lockerer Or-
ganisationsrahmen).

68) Vgl. Joachim Raschke (Anm. 65), S. 62 f.
69) Zur grundlegenden Kritik der Parteiform vgl. 
Michael Th. Greven, Parteien und politische Herr-
schaft. Zur Interdependenz von innerparteilicher
Ordnung und Demokratie in der Demokratie, Mei-
senheim am Glan 1977.

Der funktionale Schwerpunkt dieses Partei-
typs liegt auf der Interessenvertretung. Die
Partei bewegt sich dabei im Spannungsver-
hältnis allgemeiner Interessen, deren Reali-
sierung allen zugute käme (Umwelt, Frieden
etc.), andererseits von gruppen- bzw. milieu-
spezifischen Interessen, die sich auf die mate-
rielle und rechtliche Sicherung alternativer
gesellschaftlicher Aktivitäten beziehen (ju-
gendliche Arbeitslose, alternative Ökono-
mieprojekte, Hausbesetzer etc.).
An den Grundfunktionen der Steuerung und
Legitimation — den Schwerpunkten der
Volksparteien66) — hat die Rahmenpartei
Teil, aber doch in einer sehr spezifischen Art,
die sich eher mit Interventionsfunktion um-
schreiben läßt67). Die Rahmenpartei interve-
niert in den industriegesellschaftlichen Pro-
zeß, den sie nicht im ganzen zu steuern oder
auf eine völlig neue Grundlage zu stellen ver-
mag (weder als Industriegesellschaft, noch als
Kapitalismus), dadurch, daß sie die schlimm-
sten Konsequenzen dieser Entwicklung ab-
blockt und eine Umorientierung innerhalb

65) Vgl. Joachim Raschke, Jenseits der Volkspartei,
in: Das Argument, 25 (1983), S. 54 ff.
65). Vgl. Hermann Kaste/Joachim Raschke, Zur Po-
litik der Volkspartei, in: Wolf-Dieter Narr (Hrsg.),
Auf dem Weg zum Einparteienstaat, Opladen 1977,

6 Jänicke formuliert aus der Bewegung heraus
mit großer Klarheit die begrenzten Möglichkeiten
dieses Politikansatzes. Vgl. Martin Jänicke, Ökolo-
gische Krise und das Versagen der etablierten poli-
tischen Strukturen — 10 Thesen, in: Hans-Her-
mann Hartwich (Hrsg.), Gesellschaftliche Probleme
als Anstoß und Folge von Politik, Opladen 1983,
S. 170 ff., und ders., Parlamentarische Entwarnungs-
effekte? Zur Ortsbestimmung der Alternativbewe-
gung, in: Jörg R. Mettke (Hrsg.), Die Grünen. Regie-
rungspartner von morgen?, Reinbek bei Hamburg
1982, S. 69 ff.

des Systems anstrebt, die dessen Aggressivi-
tät, Natur- und Sozialschädlichkeit zu redu-
zieren sucht.
Dezentralisation, Basisdemokratie und poli-
tisch-kultureller Pluralismus68) sind Organi-
sationsprinzipien, mit denen die Rahmenpar-
tei einerseits versucht, das Versprechen ein-
zulösen, Offenheit und Funktionsbegrenzung
gegenüber der Basis zu praktizieren, und die
andererseits in besonderer Weise Bedürfnis-
sen der Intelligenz entgegenkommen. Die
Praxis muß zeigen, wieweit Verselbständi-
gung und Entfremdung, Verstaatlichung, Oli-
garchisierung und Bürokratisierung imma-
nente Tendenzen der Parteiform sind, die sich
auch bei guten Vorsätzen nicht oder nur sehr
begrenzt beeinflussen lassen69).
Die Gegensätzlichkeit von Volkspartei und
postindustrieller Rahmenpartei besteht in
zweierlei Hinsicht: Zum einen in dem bereits
angesprochenen Typ von Interessenvertre-
tung, wobei die Volkspartei im Kern eine
Verteilungs- und Legitimationsinstanz auf der
Grundlage intendierten ökonomischen
Wachstums für einen sozialstrukturell be-
grenzten Ausschnitt der Gesellschaft darstellt
und die postindustrielle Rahmenpartei im
Kern eine Interessenvertretung für struktu-
rell im kapitalistischen System vernachläs-
sigte soziokulturelle und ökologische Bedürf-
nisse ist. Zum anderen beruht der Gegensatz
auf organisationsstrukturellen Unterschieden,
die mit der Interessengrundlage korrespon-
dieren. Dazu noch einige Gesichtspunkte.
Nur solange der alternative Parteityp Bewe-
gungspartei bleibt, d. h. auch gekennzeichnet
ist durch Spontaneität, Direktheit, Expressivi-
tät und Beimengung soziokultureller Motive,
durch ein bestimmtes Maß an Unberechen-
barkeit und immer durch relevante autonome
Aktivitäten außerhalb der Partei, wird er sich
strukturell und nicht nur durch seine Größe
von der Volkspartei unterscheiden.
DIE GRÜNEN werden sich den Charakter ei-
ner Bewegungspartei jenseits der Volkspartei
nur erhalten können, wenn sie ein Konzept
entwickeln, das die (Bewegungs-)Organisation
und die Gesamtbewegung in einem Span-
nungsverhältnis beläßt Nur in Parteiform
aber werden sie andererseits zu dauerhafter,
koordinierter Intervention in der Lage sein.
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Ulrich von Alemann: Der Wandel organisierter Interessen in der
Bundesrepublik. Erosion oder Transformation?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/85, S. 3—21

Organisierte Interessen sind allgegenwärtig im liberaldemokratisch verfaßten politischen
System der Bundesrepublik Deutschland. Organisierte Interessen sind der Vermittlungs-
stoff zwischen dem Mikrobereich des Individuums und der Makroebene der politischen
Institutionen.
Die vergangenen Jahrzehnte waren gekennzeichnet durch einen immer schnelleren
Wechsel von Kristallisationskernen öffentlicher Aufmerksamkeit und von Anknüpfungs-
punkten für eine Organisation von Interessen: Studentenbewegung, Bürgerinitiativen,
Selbsthilfegruppen, Frauenbewegung, Volkszählungsboykottbewegung. Erleben wir hier
einen Zerfall der Integrations- und Organisationskraft großer Gruppen und Verbände wie
Gewerkschaften, Parteien, Sportverbände? Oder deuten alle diese Tendenzen auf eine
normale Transformation der Organisierung von Interessen hin? Die Hauptthese des Bei-
trags lautet: Gerade der Wandel der Formen organisierter Interessenpolitik ist deren her-
vorragendes Kennzeichen und ermöglicht ein sensibles Reagieren auf gesellschaftlichen
Wandel.
Zunächst wird der recht diffuse Begriff „organisierte Interessen" eingegrenzt. Dann wird
ein Überblick der organisierten Interessen der Bundesrepublik gegeben, um den eigentli-
chen Gegenstand dem Leser vorzustellen. Schon bei der Übersicht der unterschiedlichen
Verbandsformen und -typen wird auf Wandlungstendenzen aufmerksam gemacht. Im
nächsten Schritt werden anhand von Leitfragen die wichtigsten Erklärungsversuche aus
der wissenschaftlichen Diskussion zur Organisation von Interessen eingeführt. Danach
werden mit drei Fallbeispielen — Umweltschutz, Informationsgesellschaft, Parteienfinan-
zierung — Veränderungen von Form, Inhalt und Methoden organisierter Interessen illu-
striert Ein abschließendes Fazit versucht, eine Antwort auf die Eingangsfrage zu formulie-
ren.

Joachim Raschke: Soziale Konflikte und Parteiensystem
in der Bundesrepublik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/85, S. 22—39

Wie verarbeiten die Parteien in der Bundesrepublik den stattfindenden Gesellschaftswan-
del und die alten bzw. neuen soziopolitischen Konfliktlinien? Diese Wechselbeziehung
von Gesellschaft und Politik wird in vier Schritten verfolgt: einer knappen Skizze des
aktuellen Gesellschaftswandels; einer Analyse der sozial verankerten und politisch wirk-
samen Konfliktlinien; einer Darstellung des Parteiensystems als politischer Ausdruck
alter und neuer sozialer Konfliktlinien; eines Versuchs schließlich über den neuen Partei-
typ der „postindustriellen Rahmenpartei", die der weiterhin dominierenden Volkspartei
gegenübertritt Der Gesellschaftswandel wird auf dem Hintergrund eines Übergangs von
der industriellen zu einer nachindustriellen Gesellschaft diskutiert Konflikte entstehen
dabei u. a. aus der Ungleichzeitigkeit fortwirkender bzw. sich verschärfender Probleme
der industriellen Entwicklung und dem Entstehen sozialer Großgruppen mit verändertem
Wert- und Interessenprofil, wie sie für die postindustrielle Phase charakteristisch sind.
Bei der Untersuchung der soziopolitischen Konfliktlinien wird auf die traditionellen, nach
wie vor wirksamen Konflikte eingegangen. Im Mittelpunkt steht aber die Frage, ob eine
neue soziopolitische Konfliktlinie entstanden und ob sie stabilisierungsfähig ist Lassen
sich die neuen Bewegungen, DIE GRÜNEN und ein Teil der Konflikte in der SPD zurück-
führen auf eine neue, gesellschaftlich verankerte Spaltungslinie oder sind sie nur Aus-
druck kurzfristiger und labiler Wertverschiebungen? Obwohl es hierzu heute noch keine
definitiven Antworten geben kann, werden Gründe zusammengetragen, die für die Mög-
lichkeit einer neuen dauerhaften Konfliktlinie sprechen.
Die neuen Herausforderungen verschärfen und erneuern zum Teil Probleme des Parteien-
systems, die es schon zuvor hatte. Die Übersetzung von Konfliktlinien in das Parteiensy-
stem verstärkt Immobilismus und Undeutlichkeit Das alte Problem der strukturellen
Asymmetrie zwischen Linken und Rechten taucht unter neuen Bedingungen wieder auf
und führt zu einer Demokratie ohne Machtwechsel. Das Ideal des Zweiparteiensystems
verblaßt angesichts der Gründe, die heute für ein begrenzt differenziertes Mehrparteien-
system sprechen.
Krise und Kritik der Volksparteien verstärken das Gewicht der Anti-Volksparteien (FDP,
DIE GRÜNEN). Mit den GRÜNEN erscheint ein neuer Parteityp, der postindustriellen
Entwicklungstendenzen Ausdruck verschafft.
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